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§1. Einleitung. 

1. Das neue Kolonialbeamtengesetz vom 8. Juni 1910^) ver- 
steht unter Kolonialbeamten „Beamte, die für den Dienst eines 
Schutzgebiets angestellt sind" (§ 1). Obwohl die Begründung zum 
Gesetzentwurf 2) sich ausdrücklich dagegen verwahrt, das Gesetz 
beabsichtige eine allgemeine Bestimmung des Begriffs „Kolonial- 
beamter" zu geben, trifft diese Definition doch im wesentlichen 
das Richtige. 

Der Kolonialbeamte ist jedenfalls Beamter im Sinne des 
von der herrschenden Meinung anerkannten allgemeinen Beamten- 
begriffs ; er ist nämlich auf Grund eines dauernden Dienstverhält- 
nisses zur Ausübung von Funktionen der Staatsgewalt berufen^). 
In dieser Beziehung gilt auch für die Kolonialbeamten allgemeines 
Beamtenrecht. Wem von vornherein die Beamteneigenschaft 
fehlt, wer nicht als Beamter angestellt ist, der ist kein Kolonial- 
beamter. Davon geht auch die Bestimmung vom 26. Juli 1904*) 
aus ; diese beantwortet die Frage, welche Personen im Dienst der 
Schutzgebiete als Beamte anzustellen sind, und bestimmt, daß in 
den die Hinaussendung regelnden Erlassen und Verträgen festzu- 
legen ist, ob dem Anzunehmenden Beamteneigenschaft beigelegt 
wird oder nicht. Wird diesen Personen nicht ausdrücklich bei 
der Annahme für den Kolonialdienst Beamteneigenschaft zuge- 
sprochen, so werden sie nicht koloniale Beamte, es sei denn, daß 
sie bereits vorher Beamte gewesen sind und in staatlichem Dienst 
gestanden haben. 



1) RGBl. S. 881. 

2) Nr. 387 der Reichstagsdrucksachen der 12. Legisl.-Per. II. Sess. 1909/10 
S. 17 ; DoEBR, Kolonialbeamtengesetz S. 6. 

3) Vgl. hierzu Laband, Staatsrecht Bd. 11 S. 407 ; Zorn, Staatsrecht Bd. I 
S. 296 ; Meyer- Anschütz S. 497 f. ; Perels und Spilling S. 5 ff. 

4) Mitgeteilt bei Tbsch, Die Laufbahn der deutschen Kolonialbeamten S. 19. 

1 
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Der Kolonialbeamte ist ferner ein solcher Beamter, der für 

den Dienst eines Schutzgebiets angestellt ist und 
demgemäß — das dürfte der Bestimmung des § 1 des Kolonial- 
beamtengesetzes hinzuzufügen sein — vom Schutzgebietsfiskus, 
nicht wie der Reichsbeamte vom Reichsfiskus, besoldet wird^). 
Wird daher ein Kolonialbeamter vorübergehend im Mutterlande, 
etwa im Reichskolonialamt, im Reichsmarineamt oder im Aus- 
wärtigen Amt beschäftigt, so verliert er dadurch nicht seine Eigen- 
schaft als Kolonialbeamter; umgekehrt wird ein Reichsbeamter, 
der in den Schutzgebieten ohne Veränderung seines bisherigen 
Beamtenverhältnisses vorübergehend Verwendung findet, durch diese 
Verwendung an sich nicht Kolonialbeamter. Man kann demnach, 
da die Schutzgebiete erst durch Gesetz vom 30. März 1892 2) 
selbständige Vermögenssubjekte mit besonderer Etatsverwaltung 
geworden sind, auch erst von diesem Zeitpunkt an von Kolonial- 
beamten sprechen ^). 

Man darf den Begriff „Kolonialbeamter" nicht auf die Be- 
amten der mutterländischen Kolonial-Zentralbehörden und die in 
den Kolonien angestellten Postbeamten ausdehnen und diese Be- 
amten „Kolonialbeamte im weiteren Sinne" nennen *). Das Reichs- 
kolonialamt dient zwar der Erfüllung kolonialer Verwaltungsauf- 
gaben, bildet aber infolge seiner Einfügung in den Reichsbehörden- 
organismus eine Reichsbehörde. Entsprechend dienen die im 
Reichskolonialamt angestellten Beamten zwar kolonialen Zwecken, 
stehen aber nicht „im Dienst der Schutzgebiete", sondern im Dienst 
einer Reichsbehörde, sind mithin Reichsbeamte ^). Auch die Be- 
soldung durch den Schutzgebietsfiskus erscheint mir so wesentlich, 
daß man die Bezeichnung „Kolonialbeamter" dem aus Schutzge- 
bietsmitteln besoldeten Kolonialbeamten vorbehalten muß. Auch 
Salge ^) gibt zu, daß es im Jahre 1888 noch keine Landesbeamten 



1) Es ist dabei unerheblich, daß das Reich zurzeit noch mittelbar zu 
den Kosten der Kolonialbeamtenbesoldung beiträgt, indem es den Schutzge- 
bieten Zuschüsse gewährt. 

2) RGBl. S. 369; Kolonialgesetzgebung I S. 7. 

3) Vgl. SALCfE, Die Rechtsverhältnisse der Kolonialbeamten S. 13. 

4) So Naendrup a. a. 0. Sp. 346, Salge a. a. 0. S. 1. 

5) Bei den in den Schutzgebieten tätigen Beamten der Reichspostver- 
waltung kann man ebensowenig davon reden, daß sie „für den Dienst eines 
Schutzgebiets" angestellt seien; sie stehen gänzlich außerhalb der Kolonial- 
beamtenschaft, nämlich im Dienste der Reichs postverwaltung. Vgl. Rom- 
berg, Kolonialbeamtengesetz S. 46. 6) Salge a. a. 0. S. 13. 
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in den Schutzgebieten gegeben habe, da die Schutzgebiete erst 
1892 ihre finanzielle Selbständigkeit erhalten und vorher noch 
keinen Fonds gehabt hätten, aus dem sie eigene Beamte hätten- 
besolden können. Zieht man aus dieser Behauptung die Folge- 
rungen, so muß man die Besoldung aus Schutzgebietsmitteln als 
wesentliches Moment in die Definition des Kolonialbeamtenbegriffs 
aufnehmen ^). 

2. Die Eegelung der Rechtsverhältnisse der Kolonialbeamten 
kann sowohl im Wege kaiserlicher Verordnung, als auch durch 
Gesetz, also unter Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag er- 
folgen 2). Beide Wege sind möglich. Den Rechtsgrund für die 
Tätigkeit der deutschen gesetzgebenden Faktoren in den Kolonien 
bildet nicht die Reichsverfassung, sondern Gewohnheitsrecht ^). 
Denn da die Reichsverfassung in den Kolonien nicht gilt, so können 
dort auch keine Gesetze territoriale Geltung haben, die gemäß 
der Reichsverfassung erlassen sind, es sei denn, daß die Verfas- 
sung selbst eine Ermächtigung der gesetzgebenden Faktoren zum 
Erlaß solcher Gesetze enthielte. Wenn im übrigen deutsche Ge- 
setze außerhalb des deutschen Reichsgebiets gelten, so kann nur 
eine personale Geltung in Betracht kommen. 

Ist ein Gesetz ergangen, so kann es auch nur durch Gesetz 
wieder abgeändert werden. Sodann kann aber auch der Kaiser 
durch Verordnung Kolonialbeamtenrecht schaffen. Die Befugnis 
dazu verleiht ihm § 1 des Schutzgebietsgesetzes in der Fassung 
vom 10. September 1900*), das als Grundgesetz der Schutzgebiete 
zu betrachten ist. Denn der Erlaß von Bestimmungen über das 
Beamtenrecht gehört zu den Funktionen der Staatsgewalt; die 
Ausübung der Staatsgewalt^) in den Kolonien ist durch § 1 Sch.GG. 
dem Kaiser übertragen. 

1) Vgl. über den Kolonialbeamtenbegriff Rombebg a. a. 0. S. 39 ff. 

2) Dazu Lab AND, Staatsrecht Bd. II S. 285 ; Köbneb, Kolonialrecht a. a. 
0. S. 1105 f.; Zorn, Staatsrecht I S. 595. 

3) Vgl. Edler v. Hoffmann, Kolonialregierung und Kolonialgesetzgebung 
in der Zeitschrift für Kolonialpolitik usw. Bd. VII S. 365 ff. ; derselbe, Ko- 
lonialrecht S. 33 ff. ; ZoBN, Die Wissenschaft des Kolonialrechts, in der 
deutschen Kolonialzeitung 1905 S. 90 f. ; Sassen, Gesetzgebungs- und Ver- 
ordnungsrecht S. 26—37. 

4) RGBl. S. 813. 

5) Denn nichts anderes bedeutet die amtssprachliche Bezeichnung „ Schutz - 

gewalt*; vgl. Laband, Staatsrecht Bd. II S. 273; Zorn, Staatsrecht Bd. I 

S. 573; Köbneb, Einführung S. 119; v. Hoffmann, Kolonialrecht S. 19; 

V. Poser und Gross-Naedlitz S. 36. 

1* 
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Vor der etatsrechtlichen Verselbständigung der Schutzgebiete 
im Jahre 1892 gab es, wie oben bemerkt wurde, noch keine Ko- 
lonialbeamten ^). Bis dahin waren die in den Schutzgebieten täti- 
gen Beamten Reichsbeamte, auf die ohne weiteres die allgemeinen 
reichsbeamtenrechtlichen Vorschriften Anwendung fanden^). Die 
besonderen Verhältnisse, unter denen diese Beamte tätig waren, 
machten aber doch Sondervorschriften erforderlich. Infolgedessen 
erging das Gesetz vom 31. Mai 1887^). Es umfaßt nur zwei 
Paragraphen. Nach § 1 kann der Bundesrat beschließen, daß den 
kaiserlichen Beamten, welche in den deutschen Schutzgebieten eine 
längere als einjährige Verwendung gefunden haben, die daselbst 
zugebrachte Dienstzeit bei der Pensionierung doppelt in Anrechnung 
zu bringen sei*). § 2 erteilt dem Kaiser die Befugnis, die Gouver- 
neure, Kanzler und Kommissare jederzeit mit Gewährung des gesetz- 
lichen Wartegeldes einstweilen in den Ruhestand zu versetzen ^). 



1) Vgl. LABA.ND II S. 285: Meyer- Ansohütz, Staatsrecht S. 503; beide 
halten die Kolon ialbeamten auch nach 1892 noch für Reichsbeamte, während 
Zorn, Staatsrecht I S. 594, dem grundsätzlich zustimmend, das Reichsbeam- 
tengesetz auf sie nicht anwendbar erklärt. 

2) RoMBBRG, a. a. 0. S. 1. 

3) Gesetz betr. die Rechtsverhältnisse der Kaiserlichen Beamten in den 
Schutzgebieten. RGBl. S. 211. 

4) Einen derartigen Beschluß hat der Bundesrat in der Sitzung vom 22. 
Dezember 1891 in bezug auf sämtliche Schutzgebiete gefaßt. Kolonialgesetz- 
gebung I. S. 9, Anmerkung. 

5) Aehnliche Vorschriften finden sich auch im allgemeinen Beamtenrecht. 
§ 51 RBG. bestimmt, daß den gesandtschaftlichen und den besoldeten Kon- 
sulatsbeamten, welche in außereuropäischen Ländern eine längere als einjäh- 
rige Verwendung gefunden haben, die daselbst zugebrachte Dienstzeit bei 
Verwendung in Ost- und Mittelasien, Mittel- und Südamerika bei der Pen- 
sionierung doppelt in Anrechnung gebracht wird. Bei Verwendung von ge- 
sandtschaftlichen oder von besoldeten Konsulatsbeamten in anderen außer- 
europäischen Ländern als den vorbezeichneten ist es dem Beschlüsse des Bun- 
desrats vorbehalten, dem Vorstehenden entsprechende Bestimmungen zu treflPen. 

Ebenso entspricht der § 2 des genannten Gesetzes vom 31. Mai 1887 
dem § 25 RBG. Nach diesem können durch Kaiserliche Verfügung jederzeit 
mit Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes folgende Beamte einstweilig in 
den Ruhestand versetzt werden: Der Reichskanzler, der Präsident des Reichs- 
kanzleramts, der Chef der Kaiserlichen Admiralität, der Staatssekretär im 
Auswärtigen Amte, die Direktoren und Abteilungschefs im Reichskanzler- 
Amte und in den einzelnen Abteilungen desselben sowie im Auswärtigen 
Amte und in den Ministerien, die vortragenden Räte und die etatsmäßigen 
Hilfsarbeiter im Auswärtigen Amte, die Militär- und die Marine-Intendanten, 
die diplomatischen Agenten einschließlich der Konsuln. 
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Eine umfassendere Regelung unternahm erst die Verordnung 
vom 3. August 1888 betr. die Rechtsverhältnisse der Landesbe- 
amten in den Schutzgebieten von Kamerun und Togo ^) ; später 
die kaiserl. Verordnung vom 22. April 1894 betr. die Rechtsver- 
hältnisse der Landesbeamten in Deutsch-Ostafrika ^) ^). 

Diese beiden Verordnungen wurden aufgehoben durch die 

1) Kolonialgesetzgebung Bd. I S. 178. 

2) Kolonialgesetzgebung Bd. II S. 88. 

3) Salge (a. a. 0. S. 13) hält die Kaiserl. Verordnung vom 3. August 
1888 für ungültig, weil es damals noch keine Landesbeamte der Schutzge- 
biete gegeben habe. Dieser Ansicht kann nicht beigepflichtet werden. Wenn 
es auch Reichsbeamte waren, die damals in den Schutzgebieten beschäftigt 
wurden, so war es doch sehr wohl möglich, daß im Wege Kaiserlicher Ver- 
ordnung Verhältnisse von Beamten geordnet wurden, die sich durch ihre 
besondere, eigenartige Verwendung von anderen Reichsbeamten unterschie- 
den. Die in Frage stehenden , Landesbeamten der Schutzgebiete" unter- 
standen der besonderen, durch den Kaiser auf Grund des § 1 des Schutz- 
gebietsgesetzes ausgeübten „Schutzgewalt'' (Staatsgewalt). 

Auch die in der Literatur vertretene Ansicht (Hänel, Staatsrecht I S. 853), 
daß alle auf das Kolonialbeamtenrecht bezüglichen Kaiserlichen Verordnungen 
ungültig seien, weil sie Gesetze abzuändern unternehmen, möchte ich ableh- 
nen. Zwar ist es richtig, daß Gesetze nur durch Gesetze abgeändert werden 
können. Die Reichsbeamtengesetze haben aber in den Kolonien ursprünglich 
nicht in dem gleichen Sinne gegolten, wie die ausdrücklich für die Kolonien 
territorial erlassenen Gesetze. Sie galten kraft der Personalhoheit des Reichs 
über seine Beamten auch für die damals in den Kolonien beschäftigten Be- 
amten. Daher war es sehr wohl möglich, daß neben die Reichsbeamtenge- 
setze besondere Vorschriften für die Kolonialbeamten traten, die der Kaiser 
auf Grund der von ihm ausgeübten (Personal- und Territorialhoheit umfas- 
senden) Staatsgewalt erließ. Gleicher Ansicht sind v. Stengel in Hirths 
Annalen 1895 S. 679 ff., Zorn, Staatsrecht I S. 594 ff. 

Eine dritte Meinung wird neuerdings von Sassen (Deutsches Kolonial- 
beamtenrecht, in der Zeitschrift für Kolonialpolitik 1910 S. 486 ff.) vertreten. 
Vgl. auch schon vorher Sassen, Gesetzgebungs- und Verordnungsrecht S. 83 ff. 
Darnach haben „die Reichsbeamtengesetze als solche d. h. als Gesetze im 
formellen Sinne des Wortes, bisher in den Kolonien nicht gegolten, auch nicht 
in der Zeit vor dem Jahre 1892, als die Kolonien noch keine selbständigen, 
vermögensrechtlichen Persönlichkeiten waren*'. Sie seien zwar angewandt 
worden, doch sei die Anwendung eine bloß tatsächliche, gewissermaßen ge- 
wohnheitsmäßig auf die neue Beamtenkategorie übertragene gewesen; sie 
habe jeden Rechtstitels entbehrt, weil alle Reichsgesetze öffentlichrechtlichen 
Inhalts in den Kolonien nur dann gälten, wenn sie besonders eingeführt seien. 
Infolgedessen sei der Erlaß Kaiserlicher Verordnungen möglich gewesen. 
Darauf sei erwidert: Wenn auch Gesetze öffentlichrechtlichen Inhalts nicht 
ohne weiteres in den Kolonien gelten, so schließt dies nicht aus, daß der- 
artige Gesetze für die Beamten personale Geltung haben; eine terri- 
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kaiserliche Verordnung betr. die Rechtsverhältnisse der Landes- 
beamten in den deutschen Schutzgebieten vom 9. August 1896^), 
die im wesentlichen die Vorschriften der beiden oben genannten 
Verordnungen übernahm und sie auf die Beamten aller Schutz- 
gebiete ausdehnte. Sie wurde ergänzt durch die kaiserliche Ver- 
ordnung wegen Abänderung und Ergänzung der Verordnung vom 
9. August 1896 betreffend die Rechtsverhältnisse der Landesbe- 
amten in den Schutzgebieten, vom 23. Mai 1901*^). An Stelle 
beider Verordnungen ist nunmehr das Kolonialbeamtengesetz vom 
8. Juni 1910*) getreten, zu dessen Ausführung die Kaiserliche 
Verordnung vom 3. Oktober 1910 *) erlassen worden ist. 

Das neue Gesetz knüpft an die bisherige Regelung des Stoffes 
an. Insbesondere erklärt es in § 1 das Reichsbeamtengesetz ^) 
und das Beamtenhinterbliebenengesetz*') und die an ihre Stelle 
tretenden Vorschriften mit der Maßgabe für anwendbar, daß an 
Stelle des Reichs und seiner Einrichtungen — soweit nicht im 
Kolonialbeamtengesetz ein anderes bestimmt ist — das Schutz- 
gebiet und dessen Einrichtungen treten ^). Der Reichsdienst oder 
„der Dienst in einem anderen Schutzgebiet" steht dem Dienst in 
einem Bundesstaat gleich. Die dem Bundesrat vorbehaltenen Be- 
stimmungen und Entscheidungen trifft der Reichskanzler. Diese 
Regelung entspricht den Vorschriften der Art. 1 und 3 der Ver- 
ordnung vom 9. August 1896 ®). 

Da die dem Kolonialbeamtengesetz vorhergehenden Vorschrif- 
ten viele Blankettbestimmungen enthielten, so entsteht die Frage, 



toriale Geltung soll gar nicht behauptet werden. Demnach erscheint 
mir die Ansicht richtig, daß für die Kolonialbeamten — sowohl vor wie nach 
1892 — die Reichsbeamtengesetze und die Kaiserlichen Verordnungen zu Recht 
bestanden haben. Vgl. zur vorliegenden Frage auch Rombebg a. a. 0. S. 2 flF. 

1) RGBl. S. 691. 

2) RGBl. S. 189. 

3) RGBl. S. 881. Bas Kolonialbeamtengesetz ist auf Grund der Gesetzes- 
materialien erläutert herausgegeben worden von Do ebb, Kolonialbeamtenge- 
setz vom 8. Juni 1910. Do ebb beschränkt sich darauf» in den Anmerkungen 
zu den einzelnen Paragraphen die Motive des Gesetzes wiederzugeben. Eine 
Uebersicht über die für die Kolonialbeamten geltenden Rechtsnormen bietet 
neuestens Rombebg, Kolonialbeamtengesetz vom 8. Juni 1910. 

4) RGBl. S. 1091. 

5) RGBl. 1907 S. 245. 

6) Vgl. Rombebg a. a. 0. S. 48. 

7) RGBl. 1907 S. 208. 

8) RGBl. S. 691. 
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ob die auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen Vorschriften 
noch fortbestehen oder nicht. Diese Frage ist in ersterem Sinne 
zu entscheiden; so jedenfalls in den Fällen, in denen auch das 
neue Gesetz dieselben Ermächtigungen zum Erlaß von Vorschrif- 
ten gibt. Hat also der Reichskanzler z. B. auf Grund der frü- 
heren kaiserlichen Verordnungen Bestimmungen erlassen, so blei- 
ben diese in Fällen, wo auch das neue Gesetz ihm die Befugnis 
dazu verleiht, in Geltung. Aber auch für andere Fälle muß das 
gleiche angenommen werden. Es wird eben nur die bisher ge- 
währte Befugnis für die Zukunft entzogen und anderen Stellen 
verliehen ; das hat aber auf die erlassenen Einzelvorschriften erst 
dann Einfluß, wenn die andere Stelle in Tätigkeit tritt; sie 
ist gewissermaßen nur Rechtsnachfolger. Insoweit das Kolonial- 
beamtengesetz auf die Regelung durch ein besonderes Gesetz ver- 
weist, bleiben gemäß ausdrücklicher Bestimmung in § 62 KolBG. 
die bestehenden Vorschriften bis zum 31. März 1911 in Geltung. 

3. Ehe in die eigentliche Darstellung des Kolonialbeam- 
tenrechts eingetreten wird, sei noch kurz hervorgehoben, daß die 
Abhandlung sich nicht mit den Rechtsverhältnissen derjenigen 
Kolonialbeamten beschäftigen wird, welche zwar der Vollständig- 
keit wegen im Gesetz erwähnt sind und auch zum Teil eine Re- 
gelung ihrer Rechtsverhältnisse gefunden haben, welche aber eine 
besondere Kategorie von Kolonialbeamten gegenüber den Beamten 
im allgemein staatsrechtlichen Sinne bilden; das sind die Schutz- 
truppenbeamten ^) (§§52 — 53 KolBG.), die Polizeibeamten (§§55, 
56 KolBG.), Kommunalbeamten, Ehrenbeamten und Notare (§ 57 
KolBG.). Auf sie kann das Gesetz durch kaiserliche Verordnung 
für anwendbar erklärt werden. Dasselbe gilt für die eingeborenen 
Beamten (§ 58 KolBG.). 

Ausgeschlossen von der Darstellung bleiben auch die Rechts- 
verhältnisse der Beamten im Schutzgebiet Kiautschou. Diese sind 
dem Reichs-Marineamt unterstellt. Für sie wäre eine besondere 
Darstellung erforderlich. 



1) Die Rechtsverhältnisse der Schutztruppenbeamten sind dargestellt in 
der Monographie: Sassen, Deutsches Kolonialmilitärrecht, 1911, § 8a: Der 
Dienst der Schutztruppenbeamten. 
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Erster Abschiiitt. 



§ 2. Die Begründung des Elolonialbeamtenverhält- 

nisses. 

1. Die allgemeinen Voraussetzungen für die Anstellung als 
Kolonialbeamter sind die gleichen, wie für die Anstellung als 
Reichsbeamter. In bezug auf Alter, Geschlecht, Konfession, 
Staatsangehörigkeit ist also kein besonderes Erfordernis zu ver- 
zeichnen^). Wird ein Ausländer als Kolonialbeamter angestellt, 
so erwirbt er die („unmittelbare") Reichsangehörigkeit ^). Nur für 
richterliche Beamte gilt die besondere Vorschrift des § 49 KolBG. 
Bisher lag die Ausübung der Gerichtsbarkeit vielfach in den 
Händen von Verwaltungsbeamten, bei denen eine spezielle juri- 
stische Vorbildung nicht verlangt wurde, obgleich tatsächlich die 
meisten von ihnen Richterqualität besaßen. Jetzt bestimmt 
§ 49 des KolBG.: „Als etatsmäßiger Richter kann in einem 
Schutzgebiete nur angestellt werden, wer die Fähigkeit zum Rich- 
teramt in einem Bundesstaat erlangt hat". Daß zu den Bundes- 
staaten in diesem Sinne auch Elsaß-Lothringen gehört, bedarf 
wohl keiner weiteren Darlegung und ist zudem in der Begründung 
zum Entwurf des Kolonialbeamtengesetzes ^) ausdrücklich hervor- 
gehoben. 

Weitere positive Anordnungen über die Vorbildung der Ko- 
lonialbeamten bestehen nicht. Die Verwaltung kann daher die 
Beamten auswählen, ohne dabei an besondere Schranken hinsicht- 

1) Laband I S. 423; Zorn, Staatsrecht I S. 309; Meyer- Anschütz S. 
507 ff. 

2) § 9 Sch.GG. V. Hoffmann, Kolonialrecht S. 28; Hesse, Gibt es eine 
unmittelbare Reichsangehörigkeit? Leipz. Diss. 1903. 

3) Nr. 387 Reichstagsdrucksachen 12. Leg.-Per. IT. Sess. S. 45. 
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lieh ihrer Aushildung gebunden zu sein. Es hat sich jedoch in 
der Praxis als notwendig herausgestellt den Beamten, welche in 
den Kolonien Verwendung finden sollen, eine besondere, sie auf 
ihr künftiges schwieriges Arbeitsgebiet vorbereitende Ausbildung 
zu gewähren. Seit dem Jahre 1905 stellt die Regierung in der 
Erkenntnis dieser Notwendigkeit Anwärter an, die zunächst zwei 
Jahre in den Kolonien beschäftigt werden, sodann ein Jahr das 
orientalische Seminar in Berlin besuchen und zum Schluß noch- 
mals zwei Jahre in den Kolonien praktisch ausgebildet werden^). 

2. An dieser Stelle sei auch kurz der Institute und Anstalten 
gedacht, die überhaupt die Ausbildung für den kolonialen Be- 
amtendienst und für das koloniale Erwerbsleben zu fördern be- 
rufen sind. Hierhin gehören zunächst die deutschen Universitäten, 
an denen sich die kolonialen Wissenschaften immer mehr zu selb- 
ständigen Disziplinen herauszubilden beginnen, sei es im Rahmen 
der Fakultäten, sei es auf Grund besonderen durch die Verwandt- 
schaft des Stoffs geschaffenen Zusammenschlusses 2). Zu nennen 
ist hier namentlich das am 20. Oktober 1908 eröffnete^) Ham- 
burgische Kolonialinstitut, sowie die deutsche Kolonial schule Wil- 
helmsdorf in Witzenhausen. Letztere ist allerdings in erster Linie 
zur Ausbildung von kolonialen Landwirten, Pflanzern und Kauf- 
leuten bestimmt, doch hoffte schon 1905 der Kolonialdirektor 
Stuebel, daß die Anstalt sich auch für die Ausbildung von Ko- 
lonialbeamten nützlich erweisen werde*). 

Werden nun auch keine besonderen Voraussetzungen für die 
Anstellung als Kolonialbeamter gestellt, so haben sich doch für 
die Annahme dieser Beamten in der Praxis bestimmte Grundsätze 



1) Fleischmann, Die Verwaltung unserer Kolonien und die Fortschritte 
der letzten Jahre, im Jahrbuch über die deutschen Kolonien, I. Jahrg. S. 82; 
FabariüS, Ausbildung für den Kolonialdienst, ebendort Ö. 135 flF. ; v. König, 
Gesetzgebungs- und Verwaltungsaufgaben auf kolonialem Gebiet, im Archiv 
für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, Bd. I, 1907, S. 115 f.; Salöb a. a. 0. 
S. 25 ff. Deutsche Kolonialzeitung 1905, S. 251, 293. 

2) Vgl. die Zusammenstellung in der deutschen Kolonialzeitung 1910, 
S. 222 ff., sodann S. 275 bez. der Kolonialschule in Witzenhausen. 

3) Fleisohmann im Jahrbuch über die deutschen Kolonien, II. Jahrg. 
S. 56: Die Verwaltung der Kolonien im Jahre 1908; Rathgen, Beamtentum 
und Kolonialunterricht. Rede, gehalten bei der Eröffnungsfeier des Ham- 
burgischen Kolonialinstituts am 20. Oktober 1908. 

4) In einer Begrüßungsrede bei Einweihung des Erweiterungsbaus der 
genannten Anstalt. Deutsche Kolonial zeitung 1905, S. 251. 
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ausgebildet, die in der Regel Beobachtung finden'). Die Beam- 
ten werden dem einheimischen Beamtenstand des Reichs oder der 
Bundesstaaten entnommen und — ihre Tropendiensttauglichkeit 
vorausgesetzt 2) — entweder im Falle der Dringlichkeit sofort aus- 
gesandt, oder, das ist die Regel, ein Jahr am orientalischen Se- 
minar oder an der Handelshochschule in Berlin oder am Kolonial- 
institut in Hamburg, sei es auf eigene Kosten, sei es auf Kosten 
der Kolonialverwaltung, vorgebildet und demnächst für zwei Dienst- 
perioden (für welche sie sich vor der Annahme verpflichten müs- 
sen) ausgesandt. 

3. Alle diese Bestimmungen sind jedoch ständig in Pluß^) be- 
griffen und für die Verwaltung unverbindlich. Das Spezialinter- 
esse des Juristen beginnt daher heute erst mit dem Augenblick, 
wo der Kolonialbeamte seine Beamteneigenschaft erhält, d. i. mit 
dem Augenblick der Anstellung. Die Anstellung erfolgt 
durch einen staatlichen Annahmeerlaß, in dem ausdrücklich ge- 
sagt ist, daß dem Angenommenen Beamteneigenschaft zusteht. 
Die Gouverneure, die Ersten Referenten, der Zivilkommissar für 
das Schutzgebiet Kiautschou und die etatsmäßigen Richter erhal- 
ten eine Kaiserliche Bestallung. Die Anstellungsurkunden der 
übrigen Kolonialbeamten werden im Namen des Kaisers vom 
Reichskanzler (Reichs-Kolonialamt beziehentlich Reichs-Marine- 
amt) oder von den durch den Reichskanzler dazu ermächtigten 
Behörden erteilt*). 

Die rechtliche Wirkung des Beamtenverhältnisses beginnt je- 
doch, gerade wie bei den Reichsbeamten ^), erst mit dem Dienst- 
antritt. Wird der Dienst angetreten, so haben die Kolonialbe- 
amten, die nicht Reichsbeamte im Sinne des Gesetzes vom 18. 
Mai 1907^) sind, einen Diensteid auf treue und gewissenhafte 



1) Eingehende Darstellung bei Tesch, Laufbahn S. 19 ff. 

2) Erlaß des Reichskolonialamts betr. die Untersuchung auf Tropendienst- 
tauglichkeit, Kolonialgesetzgebung Bd. VII S. 2. 

3) Daher erschien die Regelung der Ausbildung für den Kolonialbearaten- 
dienst durch Gesetz noch verfrüht. Vgl. Sassen, Kolonialbeamtenrecht, 
Zeitschr. für Kolonialpolitik 1910 S. 501. 

4) § 3 der Kaiserlichen Verordnung vom 3. Oktober 1910 zur Ausführung 
des Kolonialbeamtengesetzes vom 8. Juni 1910 (RGBl. S. 1091). Rombero 
a. a. 0. S. 52, 113 f. 

5) Vgl. zu dieser Frage Laband, Staatsrecht I S. 424; Zorn, Staatsrecht 
I S. 310; Meyer- Anschütz, Staatsrecht S. 510. 

6) RGBl. S. 245. 
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Erfüllung ihrer Dienstpflichten in den Schutzgebieten zu lei- 
sten 1) 2). 

1) Kaiserliche Verordnung betr. den Diensteid der in den deutschen 
Schutzgebieten angestellten Beamten vom 4. September 1892. Kolonialgesetz- 
gebung Bd. I, S. 22. RoMBEKG a. a. 0. S. 50. 

2) In der Rechtsliteratur herrscht Streit darüber, ob die Begründung 
eines Beamten Verhältnisses auf Vertrag oder auf einseitigem Staatshoheits- 
akt beruht. Die Ansicht, das Beamten Verhältnis beruhe auf privatrechtlichem 
Vertrag, ist neuerdings in grundsätzlich veränderter Form wieder aufgenom- 
men worden, indem man eine öffentlichrechtliche Willenseinigung zwischen 
dem Staat und dem Beamten als Grundlage des Beamtenverhältnisses kon- 
struiert. Dieser Ansicht ist insbesondere Laband (Staatsrecht Bd. I, S. 405 ff.). 
Ihr gegenüber steht die andere Auffassung, wonach das Beamtenverhältnis 
auf einseitigem Staatshoheitsakt beruht (Zorn, Staatsrecht I S. 305 ; v. Rönne- 
ZoRN, Fr. Staatsrecht I S. 426; Meyer- Anschütz, Staatsrecht S. 500; Perels 
und Spilling S. 4 ff.). Da ich mich dieser letzteren Ansicht anschließe, 
folge ich ihr auch bei der Konstruktion der Begründung des Kolonialbeam- 
tenverhältnisses. 
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Zweiter Abschnitt. 



Der rechtliche Inhalt des Elolonialbeamtenver- 

hältnisses. 

I« Die Pflichten der Kolonialbeamten. 

§3. 1. Erfüllung der Amtspflicht. 

A. Die vornehmste Pflicht jedes Beamten und somit auch 
des Kolonialbeamten ist die gewissenhafte Wahrnehmung des ihm 
übertragenen Amtes ^). a) § 10 des Reichsbeamtengesetzes, der ge- 
mäß § 1 des neuen Kolonialbeamtengesetzes ^) auf die Kolonial- 
beamten Anwendung findet, spricht die Verpflichtung des Beamten 
aus, das Amt „ der Verfassung und den Gesetzen entspre- 
chend wahrzunehmen " Die Worte „der Verfassung ent- 
sprechend" sind für die Kolonialbeamten kaum von Bedeutung*). 
Es besteht ja zwischen Reichsbeamten und Kolonialbeamten in so 
weit ein grundsätzlicher Unterschied, als Kolonialbeamte in den 
Schutzgebieten angestellt sind und aus deren Fonds besoldet wer- 
den. Bei der eigenartigen staatsrechtlichen Stellung der Schutz- 
gebiete zum Deutschen Reich *) ist es nicht angängig, den ünter- 

1) Salge a. a. 0. S. 42 ff.; für das allgemeine Beamtenrecht: Laband, 
Staatsrecht I S. 437; Zorn, Staatsrecht I S. 313; Meyer- Anschütz, Staats- 
recht S. 511. 

2) Früher Art. 1 der Kaiserl. Verordnung v. 9. August 1896 (RGBl. S. 691). 

3) Vgl. Romberg a. a. 0. S. 55. 

4) Die Schutzgebiete sind deutsche Besitzungen (Arndt, Das Staatsrecht 
des Deutschen Reiches, S. 744, 792), gehören aber nicht zum Reichsgebiet 
im Sinne des Art. 1 der Reichs Verfassung, sondern bilden „Reichsnebenländer'', 
(v. Stengel, Die Rechtsverhältnisse S. 2; Gareis, Kolonialrecht S. 8; Zorn, 
Staatsrecht I S. 577 ff.; Köbner, Einführung S. 12; Giese, Eine kolonial- 
rechtliche Abhandlang, in der Zeitschrift für Kolonialpolitik 1906 S. 154; 
Sassen, Die staatsrechtliche Natur der deutschen Schutzgebiete, ebendort 
1906 S. 614.) 
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schied zwischen Kolonialbeamten und Reichsbeamten zu verwischen 
oder gar ganz zu verkennen. Dem entspricht auch die Auffassung 
des Gesetzgebers. Wären die Kolonialbeamten seit dem Jahre 
1892 Reichsbeamte, so hätte das Reichsbeamtengesetz ohne wei- 
teres auf sie Anwendung gefunden. Es ist aber für nötig er- 
achtet worden, die Bestimmungen jenes Gesetzes ausdrücklich auf 
die Kolonialbeamten für anwendbar zu erklären (§ 1 KolBG.). 
Das Gesetz ordnet nun ^n, daß das Reichsbeamtengesetz für die 
Kolonialbeamten entsprechend gelten soll, und zwar mit der Maß- 
gabe, daß an Stelle des Reichs das betreffende Schutzgebiet mit 
seinen Einrichtungen tritt (KolBG. § 1)^). Wenn also § 10 des 
Reichsbeamtengesetzes die Verfassung erwähnt, so wird man be- 
züglich der Kolonialbeamten grundsätzlich an das Gesetz betref- 
fend die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete vom 10. September 
1900*^) denken müssen, welches ja die Verfassung der Schutzge- 
biete gewissermaßen festlegt. Im übrigen aber gibt es keine eigent- 
liche Verfassungsurkunde für die Schutzgebiete. Die Verfassung, 
an die man zunächst denkt, die Reichsverfassung, gilt in ihnen 
nicht ^). Sie ist weder für die Schutzgebiete miterlassen, noch 
später in diesen eingeführt worden. Eins von beidem aber wäre 
notwendig, wenn sie dort gelten soll. Denn die Schutzgebiete 
sind ein in sich abgeschlossenes und selbständiges Rechtsgebiet*). 

b) Sind somit die Worte „der Verfassung entsprechend" 
prinzipiell gegenstandslos^), weil es keine Verfassung in den 
Schutzgebieten gibt, so kann auch die folgende Bestimmung „den 
Gesetzen entsprechend" nur dahin aufgefaßt werden , daß nur 
solche Gesetze gemeint sind, die in den Schutzgebieten gelten. 
Zu diesen Gesetzen gehören aber nicht bloß die Reichsgesetze im 



1) Früher Art. 1 der Verordnung vom 9. August 1896 (RGBl. S. 691). 

2) RGBl. S. 813. 

3) Zorn, Staatsrecht I S. 579; v. Hoffmann, Kolonialrecht S. 23. 

4) Auf die Selbständigkeit der Kolonialverfassung hat zum ersten Male 
ZoBN in der Kolonialzeitung 1905 S. 91 hingewiesen; ausgebaut ist diese 
Lehre von v. Hofpmann (Zeitschr. f. Kolonialpolitik 1905 S. 362 ff. und Ko- 
lonialrecht S. 23) und besonders ausführlich von Sassen, Gesetzgebungs- und 
Verordnungsrecht S. 40 f. 

5) Dem entsprechend lautet auch der zu leistende Diensteid (V. v. 4. Sep- 
tember 1892) dahin, daß der Kolonialbeamte seine Dienstpflichten nach Maß- 
gabe der Gesetze und der ihm zu erteilenden Instruktionen erfüllen werde, ohne 
daß von der Verfassung die Rede wäre, wie dies im Eid der Reichsbeamten 
(V. betr. den Diensteid v. 29. Juni 1871, RGBl. S. 303) der Fall ist. 
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engeren Sinne, sondern auch die Verordnungen. Dies ergibt sich 
einmal aus der allgemeinen Gehorsamspflicht des Kolonialbeamten 
gegenüber der vorgesetzten Behörde. Die ersten Entwürfe des 
Reichsbeamtengesetzes enthielten sogar den ausdrücklichen Hin- 
weis auf „sonstige Anordnungen". Später ist dieser Hinweis zwar 
fortgefallen, ohne daß damit aber an der Verpflichtung des Be- 
amten zum Gehorsam gegen derartige Anordnungen etwas geän- 
dert worden wäre^). Hinzu kommt, daß die kolonialen Verord- 
nungen, die der Kaiser auf Grund des § 1 SchGG. in Ausübung 
der ihm übertragenen „Schutzgewalt" erläßt, die Hauptform ko- 
lonialer Rechtsbildung darstellen 2). 

B. Der Kolonialbeamte hat sein Amt gewissenhaft und ununter- 
brochen wahrzunehmen. Namentlich trifft ihn die Residenzpflicht. 
Will er seinen Dienst verlassen, so bedarf er dazu eines beson- 
deren Urlaubs ^). 

a) Ueber den Urlaub der Kolonialbeamten *) äußert sich § 4 
KolBG. dahin : „Die Vorschriften über den Urlaub der Kolonial- 
beamten und ihre Stellvertretung, sowie über die während des 
Urlaubs zu gewährenden Gebührnisse erläßt der Reichskanzler". 
Dieselbe Delegation sprach schon Art. 5 der Kaiserl. Verordnung 
vom 9. August 1896^) mit den Worten aus: „Die Vorschriften 

über den Urlaub der Beamten und deren Stellvertretung 

werden vom Reichskanzler erlassen. Der Reichskanzler bestimmt 
auch, inwieweit bei längerem Urlaub, in Krankheits- und sonsti- 
gen Abwesenheitsfällen das Gehalt ganz oder zum Teil einzube- 
halten ist". Auf Grund dieser Ermächtigung hat der Reichs- 
kanzler eine Reihe von Vorschriften erlassen, die einstweilen*') 
noch in Kraft bleiben. Dahin gehört zunächst die Verordnung 
vom 31. Mai 1901 betr. den Urlaub, die Stellvertretung, die Tage- 
gelder, Fuhr- und Umzugskosten der Landesbeamten in den Schutz- 



1) Perels und Spilling S. 35 f. 

2) Sassen (Gesetzgebungs- und Verordnungarecht S. 48 f.) schildert ein- 
gehend das Verhältnis von Gesetzgebungs- und Verordnungsrecht in den 
Kolonien. Auch ist zu verweisen auf Stengel (Annalen 1895 S. 661), der 
von „gesetz vertretenden** Verordnungen spricht. Dieser Ausdruck ist miß- 
verständlich; vgl. dazu Sassen a. a. 0. S. 49. 

3) Vgl. für die Reichsbeamten Laband, Staatsrecht I S. 437; Zobn, 
Staatsrecht I S. 313; Meyer- Anschütz, Staatsrecht S. 511. 

4) Salge a. a. 0. S. 107 ; Romberg a. a. 0. S. 60 f. 

5) RGBl. S. 691. 

6) Vgl. oben S. 6 f. 
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gebieten ^), ferner die zu deren Ergänzung erlassenen Verordnungen 
vom 18. Juli 1907 und vom 11. Juli 19102). 

b) Zu unterscheiden ist zwischen dem Heimatsurlaub einer- 
seits und dem Urlaub innerhalb des Schutzgebiets bezw. dem Ur- 
laub nach Erholungsstationen in der Nähe des Schutzgebiets an- 
derseits. Der letztere Urlaub wird vom Gouverneur gewährt und 
zwar kann dieser ihn bis zu 45 Tagen, zu Zwecken der Erholung 
auch bis zu 70 Tagen bewilligen. Er ist berechtigt, andern Dienst- 
stellen die Befugnis zur Urlaubserteilung bis zu 14 Tagen zu 
übertragen ^). 

Der Heimatsurlaub, welcher sich auf vier Monate*) erstreckt, 
wird nach Ablauf einer jeden Dienstperiode gewährt. Eine solche 
Dienstperiode dauert für Deutsch-Südwestafrika und die Südsee- 
Schutzgebiete drei Jahre, für Deutsch- Ostafrika 2 Jahre, für 
Kamerun und Togo 1^2 Jahr. Unter Umständen wird der 
Urlaub auch früher oder später gewährt. Er wird verschoben 
beim Vorliegen besonderer dienstlicher Bedenken, beim Mangel 
geeigneter Vertretung, oder wenn die Dampferverbindungen es 
bedingen. Er kann dagegen schon früher bewilligt werden, wenn 
der Beamte wegen Krankheit nach Europa zurückkehren muß und 
die Notwendigkeit der Rückkehr durch Gutachten eines Regierungs- 
arztes festgestellt ist^). 

Auch die nicht etatsmäßigen Beamten erhalten Heimatsurlaub, 
im allgemeinen jedoch nur, wenn sie sich sechs Monate vor Ab- 
lauf der Dienstperiode für eine neue Dienstperiode verpflichten ; 
erst wenn sie mehr als eine Dienstperiode zurückgelegt haben, 
kann von dieser Verpflichtung Abstand genommen werden **). 

c) Der Heimatsurlaub wird den mittleren und unteren Be- 
amten vom Gouverneur, den Gouverneuren und auf Antrag des 
Gouverneurs auch den höheren Beamten vom Reichskanzler er- 



1) Kolonialblatt 1901 S. 426. 

2) KoloDialblatt 1907 S. 706, 1910 S. 649; Romberg a. a. 0. S. 138 ff. 

3) § 7 der angeführten Verordnung vom 31. Mai 1901. 

4) § 3 Abs. 1 der V. v. 31. Mai 1901. In die Zeit von vier Monaten ist nicht 
eingerechnet die Zeit, die zur Hin- und Rückreise von und nach dem näch- 
sten europäischen Hafen durchschnittlich erforderlich ist. Biese Zeit wird 
allgemein vom Reichskanzler festgesetzt. Vgl. die Verfügung des Reichs- 
kanzlers vom 1. August 1906, Kolonialgesetzgebung X S. 296. 

5) § 2 der V. v. 31. Mai 1901. 

6) § 5 Abs. 1, 4 der V. v. 31. Mai 1901, Kolonialblatt 1901 S. 426. 



— 16 — 

teilt. Durch Erlaß des Reichskanzlers vom 30. Dezember 1901^) 
an die Gouverneure sind diese, im Behinderungsfalle ihre Stell- 
vertreter, ganz allgemein ermächtigt worden, ordentlichen Hei- 
matsurlaub auch an die höheren Beamten in so weit zu erteilen, 
als die Grenzen der Urlaubsordnung nicht überschritten werden 
oder der Urlaub wegen Erkrankung erteilt werden muß. 

d) Im Rahmen der vorerwähnten Bestimmungen ist den etats- 
mäßigen Beamten im § 1 der Verordnung vom 31. Mai 1901^) 
ein Anspruch auf Heimatsurlaub eingeräumt worden, immer frei- 
lich mit der Einschränkung, daß jede Urlaubsbewilligung zurück- 
genommen werden kann, wenn das dienstliche Interesse es er- 
heischt 3) 4). 

e) Die Kolonialbeamten haben nach ihrem Eintreffen in Eu- 
ropa dem Reichskolonialamt über ihre Ankunft und ihren dem- 
nächstigen Aufenthalt Anzeige zu erstatten^). Die Wiederaus- 
reise hat so früh zu erfolgen, daß der Dienst rechtzeitig wieder 
angetreten werden kann ; gegebenenfalls haben die Beamten Nach- 
urlaub zu erbitten. Bei Ueberschreitung des Urlaubs kann gegen 
die Beamten disziplinarisch vorgegangen werden ^). Es ist aber 
zu beachten, daß der ganze § 14 RBG. mit Ausnahme nur des 
durch § 4 KolBG. ersetzten ersten Absatzes auf die Kolonialbe- 
amten Anwendung findet , also einschließlich des Absatzes 3. 
Ueberschreitet demnach ein Kolonialbeamter seinen Urlaub, so 
verletzt er damit nicht nur seine allgemeine Amtspflicht, sondern 
er setzt sich auch den besonderen Polgen des § 14 Abs. 3 RBG. 
aus. Er geht also, falls ihm nicht besondere Entschuldigungs- 
gründe zur Seite stehen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung 
oder des Ueberschreitens seines Urlaubs seines Diensteinkommens 



1) Kolonialgesetzgebung VI S. 447. 

2) Kolonialblatt 1901 S. 426. 

3) § 8 der V. v. 31. Mai 1901. 

4) Von dem Anspruch auf Dienstbezüge des Beamten während des Ur- 
laubs, vom Fortfall gewisser Dienstbezüge, sowie von den Reisebeihilfen, die 
den Beamten und gegebenenfalls den Angehörigen gewährt werden können, 
wird an späterer Stelle (§ 10) die Rede sein. 

5) Erlaß des Reichskanzlers betr. die Meldepflicht der Kolonialbeamten wäh- 
rend ihres Heimatsurlaubs vom 20. Juni 1894, Kolonialgesetzgebung 11 S. 103. 

6) Verfügung der Kolonialabteilung des Auswärtigen Amts betr. den 
Heimatsurlaub der Beamten in den Schutzgebieten vom 24. Januar 1895. 
Kolonialgesetzgebung II S. 143. 
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verlustig. Diese Polgen können neben der disziplinarischen Be- 
strafung des Beamten eintreten ^). 

C. Reichsbeamte bedürfen gemäß ausdrücklicher Bestimmung 
in Art. 21 der Reichsverfassung keines Urlaubs zum Eintritt in 
den deutschen Reichstag. Ferner ist bei Einziehung zum Militär- 
dienst, bei Ausübung des Amtes als Schöflfe oder Geschworener, 
bei Erfüllung der gesetzlichen Pflichten als Zeuge oder Sachver- 
ständiger, endlich in Krankheitsfällen nur Anzeige an die vorge- 
setzte Behörde erforderlich. 

a) Die Frage, ob diese Regeln auch auf die Kolonialbeamten 
Anwendung finden, ist zu bejahen, soweit sie sich auf Krankheits- 
fälle beziehen. Und ebenso werden auch bei der Heranziehung 
zum Schöflfen- und Geschworenendienst, zu Zeugen- und Sach- 
verständigenpflichten die Kolonialbeamten, ebenso wie die Reichs- 
beamten 2), eines Urlaubs nicht bedürfen. Denn die allgemeinen 
rechtlichen Erwägungen, aus denen man für die Reichsbeamten 
zu diesem Ergebnis kommt, können mit demselben Recht und Er- 
folg auch für die Kolonialbeamten geltend gemacht werden. Es 
handelt sich eben um die Erfüllung allgemein staatsbürgerlicher 
Pflichten, bei der es keinen Unterschied macht, ob der Beamte 
Landesbeamter, Reichsbeamter oder Kolonialbeamter ist. 

b) Bei Einziehung zu militärischen Dienstleistungen ist das- 
selbe anzunehmen. Die Verordnung vom Jahre 1897^), die an 
Stelle der Verfügung der Kolonialabteilung des Auswärtigen Amts 
betreffend die Befreiung der Kolonialbeamten von den Friedens- 
übungen in der Heimat vom 2. Februar 1895*) getreten ist, 
schreibt ausdrücklich vor, daß die Kolonialbeamten eines beson- 
deren Urlaubs zur Ableistung von militärischen Uebungen nicht 
bedürfen, daß sie dagegen von der Dienstleistungspflicht frei blei- 
ben sollen. Bei der Einziehung ist eine Anzeige an die vorge- 
setzte Dienstbehörde erforderlich, welche mit der heimischen Be- 
hörde zwecks Befreiung Rücksprache nehmen wird *). 



1) Vgl. dazu Perels und Spilling S. 52 f. 

2) Laband I S. 437; Zobn, Staatsrecht I S. 313; Meyer- Anschütz S. 512. 

3) Kolonialgesetzgebung Bd. III S. 1. 

4) Kolonialgesetzgebung Bd 11 S. 144. 

5) Uebrigens sei hier bemerkt, daß die Kolonialbeamten im Mobil- 
jnachungsfalle für unabkömmlich erklärt werden. Erlaß des Reichskanzlers 
betr. ünabkömmlichkeit des Personals der Schutzgebiete bei Mobilmachungen 
vom 26. Mai 1894. Kolonialgesetzgebung II S. 101 ; vgl. Salge a. a. 0. S. 58. 

2 



f 
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c. Schwieriger ist die Beantwortung der Frage nach der Mög- 
lichkeit des Eintritts in den deutschen Reichstag^). Der Eintritt 
in eine gesetzgebende Körperschaft eines Bundesstaates braucht 
nicht erörtert zu werden. Denn es hat niemals einem Zweifel 
unterlegen, daß hier nur die Staatsbeamten des eigenen Staates 
keines Urlaubs bedürfen. Kolonialbeamte bedürfen daher ebenso 
wie Reichsbeamte zum Eintritt in die gesetzgebende Körperschaft 
eines Bundesstaats des Urlaubs. An sich könnte man nun auch 
hinsichtlich des Eintritts in den deutschen Reichstag die Kolonial- 
beamten den Reichsbeamten gleichstellen. Denn wenn auch die 
Kolonialbeamten eine eigenartige Stellung in der Beamtenschaft 
einnehmen, so wird ihnen doch eine so weitgehende gleichartige 
Behandlung mit den Reichsbeamten zuteil, daß eine ähnliche 
Behandlung hinsichtlich des Eintritts in den deutschen Reichstag 
gerechtfertigt erscheinen könnte. Es ist jedoch zu bedenken, daß 
jene Bestimmung zwar im Reichsbeamtengesetz erwähnt, aber in 
der Reichsverfassung (Art. 21) enthalten ist. Die Reichsver- 
fassung gilt in den Schutzgebieten nicht und kann daher dort 
auch keinerlei Wirkung äußern. Wenn etwa einzelne Bestim- 
mungen, z. B. Art. 17 RV. über die Gegenzeichnung Kaiserlicher 
Verfügungen und Anordnungen, in den Schutzgebieten angewendet 
werden, so beruht dies nicht auf der Reichsverfassung selbst, 
sondern auf Gewohnheitsrecht^). Da für die vorliegende Frage 
eine gewohnheitsrechtliche Bildung nicht in Betracht kommt, kann 
man nur annehmen, daß die Kolonialbeamten, da Art. 21 der 
Reichsverfassung auf sie keine Anwendung findet, zum Eintritt in 
den Reichstag des Urlaubs bedürfen^). 

§4. 2. TreueundGehorsam. 

A. Reichsbeamte haben dem Reich besondere Treue zu 
halten *). a) Diese Pflicht ergibt sich aus der allgemeinen Beamten- 



1) Der Fall kann sehr wohl praktisch werden, da ja Reichsangehörige, 
die sich in den Kolonien befinden, zum Reichstag wählbar sind. SchGG. 
§ 9 Abs. 2. 

2) V. Hoffmann, Kolonialregierung und Kolonialgesetzgebung, in der Zeit- 
schrift für Kolonialpolitik 1905 S. 372. Sasskn, Gesetzgebungs- und Verord- 
nungsrecht, S. 51 — 53; anders Backhaus, Koloniales Verordnungsrecht S. 34 f. 

3) A. A. Romberg a. a. 0. S. 61. 

4) Laband, Staatsrecht I S. 430 ff.; Zobn, Staatsrecht! S. 314; Meyer- 
Anschütz, Staatsrecht S. 511 leugnet das Bestehen einer besonderen 
Treupflicht. 
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pflicht. Die Treuepflicht trifft auch die Kolonialbeamten ^) ; aber 
sie gewinnt hier noch eine besondere Bedeutung durch die Eigen- 
art der Verhältnisse, unter denen die Kolonialbeamten zu arbeiten 
haben. Schon am 25. März 1895 erging ein Erlaß des Reichs- 
kanzlers betreffend das Verhalten der Beamten und Offiziere in 
den Schutzgebieten 2). Es wird darin betont, welche Aufgabe die 
deutsche Nation in den Schutzgebieten zu erfüllen habe, und dar- 
auf hingewiesen, daß jeder Beamte im Rahmen seiner Mittel und 
seines Wirkungskreises an der Ausbreitung der Kultur mitzu- 
arbeiten habe. Diese Grundsätze finden sich wiederholt in den 
Bestimmungen für die Landesbeamten und sonstigen Angestellten, 
in den Schutzgebieten vom Juni 1904 bezw. vom 1. Oktober 1907 ^). 
Diese Vorschriften begründen keine selbständigen, neuen Pflichten, 
sondern weisen nur nachdrücklich auf diejenigen Pflichten hin, die 
den Kolonialbeamten ohnehin kraft ihres besonderen Beamten- 
verhältnisses obliegen*). Aus diesen Gründen werden die Kolonial- 
beamten auch ein disziplinares Einschreiten zu gewärtigen haben, 
wenn sie den Vorschriften des Runderlasses der Kolonialabteilung 
des Auswärtigen Amts betr. Sammlungen der Forschungsexpedi- 
tionen und Beamten vom 10. Dezember 1891 ^) und des Rund- 
erlasses der Kolonialabteilung des Auswärtigen Amtes betr. die 
ethnographischen und naturwissenschaftlichen Sammlungen der in 
den Schutzgebieten befindlichen Beamten und Militärpersonen vom 
13. Oktober 1896 ^) zuwiderhandeln, d. h. derartige Sammlungen 
nicht vor der Veräußerung dem Kgl. Museum für Völkerkunde 
zur Verfügung stellen. Denn für jede kolonisierende Macht ist 
es von großem Wert, Land und Leute der Kolonien, Tier- und 
Pflanzenwelt nicht nur selbst kennen zu lernen, sondern auch 
Einrichtungen und Mittel bereit zu stellen, wodurch weiten Kreisen 
Gelegenheit zum Studium der kolonialen Verhältnisse geboten 
wird. Als ein wesentliches Mittel zur Erreichung dieses Zweckes 
sind die naturwissenschaftlichen und ähnlichen Sammlungen zu 

1) Zu beachten das Treugelöbnis im Diensteid (Kolonialgesetzgebung I 
S. 22). 

2) Kolonialgesetzgebung II S. 153. 

3) Ebenda VIII S. 141 ; auch mitgeteilt bei Tesch a. a. 0. S. 75 ff. 

4) Lautet doch auch der Diensteid dahin, daß der Beamte das Beste des 
Reichs «und seiner Schutzgebiete" fördern wolle (Kolonialgesetzgebung I S. 22). 

5) Kolonialgesetzgebung VI S. 44. 

6) Ebenda II S. 290. Nach der Verordnung vom 10. Dezember 1891 sind 
die Sammlungen dem Museum für Völkerkunde zur Verfügung zu stellen. 

2* 
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betrachten. Es ist daher gerechtfertigt, wenn man von den Ko- 
lonialbeamten als den Vorkämpfern und Trägern des kolonialen 
Gedankens verlangt, daß sie die Verwaltung auch nach dieser 
Richtung nachdrücklich unterstützen. Sie würden daher die all- 
gemeinen Beamtenpflichten verletzen, wenn sie die bezüglichen 
Bestimmungen nicht beobachteten. Zu beachten sind ferner die 
Bestimmungen für die Landesbeamten und sonstigen Angestellten 
in den Schutzgebieten in der Fassung vom 1. Oktober 1907 1). 
Darnach bedarf auch die außer amtliche Verwertung von karto- 
graphischen Aufnahmen der Genehmigung des Kolonialamtes. 
Endlich werden die von den technischen und wissenschaftlichen 
Beamten und Angestellten in ihrer dienstlichen Eigenschaft oder 
im Rahmen ihres Wirkungskreises gemachten Entdeckungen und 
Erfindungen grundsätzlich als geistiges Eigentum der Kolonial- 
verwaltung bezw. des betreffenden Gouvernements betrachtet. Die 
Beamten haben demnach die Ergebnisse ihrer Forschungen voll- 
ständig und umgehend dem Gouvernement zur Verfügung zu stel- 
len und dürfen ihr in den Schutzgebieten gesammeltes Material 
erst nach Genehmigung des Gouvernements verwerten und ver- 
öffentlichen 2). 

b. Eine besondere Bedeutung gewinnt die Treupflicht hin- 
sichtlich der Dienstgeheimnisse. Für die Reichsbeamten schreibt 
§11 RBG. vor: „üeber die vermöge seines Amtes ihm bekannt 
gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur 
nach erforderlich oder von seinem Vorgesetzten vorgeschrieben ist, 
hat der Beamte Verschwiegenheit zu beobachten, auch nachdem 
das Dienstverhältnis aufgelöst ist" ^). 

Diese Vorschrift findet gemäß § 1 KolBG. auf die Kolonial- 
beamten Anwendung. Dabei ist wiederum die besondere Stellung 
der Kolonialbeamten zu berücksichtigen. Die Entwicklung in den 
Kolonien ist noch derart im Fluß, die Verhältnisse dort sind 
namentlich für Fernstehende vielfach noch so wenig verständlich, 
daß unbesonnene Veröffentlichungen eine unrichtige Beurteilung 
der Verhältnisse der Schutzgebiete herbeizuführen geeignet sind. 
Schon frühzeitig wurde deshalb den Kolonialbeamten die Pflicht 
der Amtsverschwiegenheit unter besonderer Berücksichtigung jener 
Verhältnisse eingeschärft. Der am 16. Juli 1890 bezw, 1. August 



1) Tesch, Laufbahn S. 75. 2) Tesoh, Laufbahn S. 80. 

3) Laband I S. 430; Zobn, Staatsrecht I S. 314; Meyeb-Anschütz S. 512. 
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1891 ergangene Runderlaß der Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amtes und der Erlaß des Reichsmarineamts vom 5. Dezember 1892 
wurden in dem Erlaß des Reichskanzlers betr. die Wahining des 
Dienstgeheimnisses seitens der Beamten und Mitglieder der Schutz- 
truppe unter dem 22. November 1896 ^) nochmals zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. Danach ist es den Beamten insbesondere 
verboten, außeramtliche Veröflfentlichungeh, welche nicht lediglich 
private Beziehungen zum Gegenstande haben, in der Presse, sei 
es mit, sei es ohne Namensnennung, ohne Genehmigung des Ko- 
lonialamts zu veranlassen. Es wird darauf hingewiesen, daß auch 
fahrlässige Zuwiderhandlung strafbar ist und eventuell disziplinare 
Verfolgung nach sich zieht ^). Daher ist auch bei privaten Mit- 
teilungen Vorsicht zu beobachten. Die Verschwiegenheitsver- 
pliichtung dauert auch nach Ablauf des Dienstverhältnisses fort. 

c. Alle diese Vorschriften haben nur instruktionelle Bedeu- 
tung; sie begründen für sich allein die besondere Verpflichtung 
nicht, sondern dienen nur dazu, die allgemein gültigen Vorschrif- 
ten zu erläutern. 

Ferner kommt auch der § 12 des RBG. für die Kolonial- 
beamten in Betracht. Vor der Abgabe außergerichtlicher Gut- 
achten hat der Kolonialbeamte die Genehmigung seiner vorge- 
setzten Behörde einzuholen (Abs. 1). 

Ueber die Zeugnispflicht und die Verpflichtung zur Abgabe 
von gerichtlichen Sachverständigen-Gutachten äußert sich zunächst 
§ 12 Abs. 2 des RBG. Die Kolonialbeamten haben danach, auch 
wenn sie nicht mehr im Dienste sind, ihr Zeugnis in betreff der- 
jenigen Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur Amtsver- 
schwiegenheit sich bezieht, insoweit zu verweigern, als sie nicht 
der Verpflichtung in dem einzelnen Falle durch die ihnen vor- 
gesetzte oder zuletzt vorgesetzt gewesene Dienstbehörde entbunden 
sind. Außerdem finden gemäß § 3 SchGG in Verbindung mit 
§ 19 des Konsulargerichtsbarkeits-Gesetzes v. 7. April 1900^) die 
§§ 376, 383 ZPO. sowie § 53 StrPO. auf die Kolonien und 
damit auch auf die Kolonialbeamten Anwendung. Diese Vor- 



1) Kolonialgesetzgebung 11 S. 315. 

2) Für die in der Verordnung weiter erwähnte strafgerichtliche 
Verfolgung fehlt heute die gesetzliche Grundlage. Denn § 353 a StrGB. kann 
auf die Kolonialbeamten keine Anwendung finden, da sie nicht mehr im 
Dienst des Auswärtigen Amtes stehen. 

3) RGBl. S. 213. 
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Schriften stehen mit § 12 RBG. in Einklang; wie § 12 RBG. 
den Beamten verbietet, über Tatsachen, auf die sich die Dienst- 
verschwiegenheit bezieht, Aussagen zu machen, so erteilt § 383 
ZPO. den Beamten ausdrücklich das Recht, vor Gericht auf solche 
Fragen das Zeugnis zu verweigern ; und § 376 ZPO. bestimmt 
allgemein, daß Kolonialbeamte darüber überhaupt nicht ohne Ge- 
nehmigung der vorgesetzten oder zuletzt vorgesetzt gewesenen 
Dienstbehörde vernommen werden dürfen. Diese Genehmigung 
darf allerdings nur dann versagt werden, wenn die Ablegung des 
Zeugnisses dem Wohle des Reichs oder eines Bundesstaats Nach- 
teil bereiten würde. Daß die Genehmigung auch dann verweigert 
werden kann, wenn die Aussage einem Schutzgebiet Nachteil 
bringen würde, dürfte keinem Zweifel unterliegen. Denn zunächst 
— und dieser Grund wird schon allein ausschlaggebend sein — 
gehören auch die Schutzgebiete dem Deutschen Reich, sie sind 
deutsches Land, im vorliegenden Falle um so mehr, als die an- 
gezogene Bestimmung der Zivilprozeßordnung ausdrücklich auf 
die Schutzgebiete ausgedehnt worden ist. Hinzu tritt der Um- 
stand, daß ein Nachteil, der dem Schutzgebiet bereitet werden 
kann, indirekt auch dem Reich, der Heimat, von Nachteil sein 
muß. Endlich müßte die Bestimmung eine analoge Ausdehnung 
erfahren. Denn für die Kolonialbeamten, die für den Dienst in 
einem Schutzgebiet verpflichtet sind, kommt in erster Linie das 
Wohl des Schutzgebiets in Frage. 

Auch dann, wenn die Beamten ihr Zeugnis nicht verweigern, 
sind sie doch über solche Tatsachen nicht zu befragen, in An- 
sehung welcher erhellt, daß ohne Verletzung der Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht abgelegt werden kann 
(ZPO. § 383 Abs. 3). 

Für den Strafprozeß (§ 53 StrPO.) gilt eine dem § 376 ZPO. 
entsprechende Bestimmung. Hinsichtlich der Abgabe von Sach- 
verständigen-Gutachten wird zunächst im § 402 ZPO. bezw. § 72 
StrPO. auf die Vorschriften über den Zeugenbeweis verwiesen. 
Außerdem wiederholen § 408 ZPO. und gleichlautend § 76 StrPO. 
das Weigerungsrecht mit dem Zusatz, daß die Vernehmung eines 
öffentlichen Beamten als Sachverständigen nicht stattfindet, wenn 
die vorgesetzte Behörde erklärt, daß die Vernehmung den dienst- 
lichen Interessen Nachteil bereiten würde. Gerade die letztere 
Bestimmung, die viel weiter geht, als die auf den Zeugenbeweis 
bezügliche, kann für Kolonialbeamte von großem praktischem Wert 
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sein. Sie ermöglicht es der Kolonialverwaltung, in derartigen 
Fällen sowohl ihre eigenen Interessen zu wahren, als auch auf 
die besonders geartete Stellung und Tätigkeit der Kolonialbeamten 
Rücksicht zu nehmen. 

B. Gehorsam zu sein, verspricht auch der Kolonialbeamte 
in seinem Diensteid. Ist die Gehorsamspflicht im § 10 des RBG., 
der gemäß § 1 KolBG. Anwendung findet, auch nicht ausdrücklich 
erwähnt, so ist sie doch ganz selbstverständlich in der Dienst- 
pflicht eines Beamten enthalten ^). Die Gehorsamspflicht ist um so 
wichtiger, je schwieriger und verwickelter die Verhältnisse sind, 
unter denen die Beamten zu arbeiten haben, und je mehr die vor- 
gesetzte Dienstbehörde Gewicht darauf legen muß, daß alle ihre 
Anordnungen aufs genaueste befolgt werden. Alles dies ist bei 
den Kolonialbeamten in hervorragendem Maße der Fall. 

Inwieweit der Beamte den Befehlen seines Vorgesetzten Ge- 
horsam zu leisten verpflichtet ist, ist bestritten. Für die Kolonial- 
beamten gilt dasselbe wie für die Reichsbeamten. Es kann daher 
auf die Literatur des allgemeinen Beamtenrechts verwiesen werden^). 
Der Kolonialbeamte hat unter gewissenhafter Berücksichtigung 
der im einzelnen Fall in Erwägung zu ziehenden besonderen Ver- 
hältnisse namentlich die Zuständigkeit der auftragenden Behörde 
und seine eigene Zuständigkeit zu prüfen ^), Daß auch die Form 
der dienstlichen Anordnung seiner Prüfung unterliegt, ist außer 
Streit. Ist der Befehl gesetzwidrig, so hat der Beamte den Ge- 
horsam zu versagen. Denn § 13 RBG. lautet: „Jeder Beamte 
ist für die Gesetzmäßigkeit seiner amtlichen Handlungen verant- 
wortlich." Andernfalls würde der Kolonialbeamte sich disziplina- 
risch, straf- oder zivilrechtlicher Verfolgung aussetzen. Zu be- 
achten ist dabei aber, daß die Verantwortlichkeit des Beamten 
nicht nur beim Gehorsam gegen gesetzwidrige Befehle, sondern 
auch bei Ungehorsam gegen vermeintlich gesetzwidrige, tatsächlich 
aber gesetzmäßige Befehle begründet ist. 

§ 5. 3. Achtungswürdiges Verhalten. 

Der Kolonialbeamte hat sich (§ 10 RBG. bezw. § 1 KolBG.) 
durch sein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, die 



1) Pkrels und Spilling S. 35 f. 

2) Laband, Staatsrecht 1901 I S. 432 ff. ; Meyer- Anschütz, Staatsrecht 
S. 514; Zorn, Staatsrecht I S. 315 ; v. Rönne-Zorn, Preuß. Staatsrecht I S.461 ff. ; 
Perels und Spilling S. 22. 
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sein Beruf erfordert, würdig zu zeigen^). 

An das dienstliche und außerdienstliche Verhalten der Ko- 
lonialbeamten werden viel höhere Anforderungen gestellt, als an 
das der übrigen Beamten. Es ist eben zu berücksichtigen, daß 
die Kolonialbeamten gewissermaßen die Träger der Kultur in bis- 
her fremdem, der Kultur entbehrenden Lande sind. 

Wichtig ist in dieser Hinsicht der Erlaß des Reichskanzlers 
betr. das Verhalten der Beamten und Offiziere in den Schutz- 
gebieten vom 25. März 1895 2), der auch nach Erlaß der Ver- 
ordnung vom 9. August 1896 und des neuen Kolonialbeamtenge- 
setzes seine Bedeutung behalten hat. In diesem Erlaß wird den 
Beamten nachdrücklich Vorsicht und Mäßigung eingeschärft. Es 
wird gewarnt vor ungerechtfertigter Härte oder unfriedlichem 
Verhalten. Deutschen und Europäern sollen die Beamten mit 
Wohlwollen entgegenkommen. Namentlich sollen sie die Missionen 
in ihrer schwierigen Arbeit unterstützen. Jeder Beamte soll nach 
Kräften an die Erziehung der Eingeborenen und an der Aus- 
breitung der Kultur mitarbeiten. Er soll zwar mit Gerechtigkeit 
und Strenge vorgehen, aber auch Geduld und Milde nicht außer 
Acht lassen. Endlich hat der Beamte sich eines sittlichen Lebens 
zu befleißigen. In allen Fällen der Ueberschreitung der hier ge- 
zogenen Grenzen hat der Beamte Einschreiten der Vorgesetzten 
Behörde zu gewärtigen. 

Weitere Richtlinien für das allgemeine Verhalten geben auch 
die „Bestimmungen für die Landesbeamten und sonstigen Ange- 
stellten der Schutzgebiete" in der Fassung vom 1. Oktober 1907^). 
Sie enthalten Vorschriften über die Behandlung der Eingeborenen 
und über die Mittel, die die Beamten anwenden sollen, um die 
Ziele der Kolonial Verwaltung zu erreichen*). In allen Fällen ist 
darauf Bedacht zu nehmen, daß die Autorität und die Würde 
sowohl des Reichs als auch des Beamten gewahrt bleiben. Da- 
her wird in den „Bestimmungen" auch ausdrücklich vor sittlichen 
Ausschreitungen gewarnt. 

1) So für die Reichsbeamten: Laband, Staatsrecht I S. 437; Zorn, Staats- 
recht I S. 316; Meyer- Anschütz S. 515. 

2) Kolonialgesetzgebung II S. 153. 3) Tesch, Laufbahn S. 75 ff. 

4) Hervorzuheben ist Folgendes: Körperliche Züchtigungen gegenüber 
Eingeborenen dürfen nur von den dazu ermächtigten Personen und in den 
verordnungsmäßig festgesetzten Grenzen verhängt werden. Zuwiderhand- 
lungen werden disziplinarisch, gegebenenfalls auch gerichtlich bestraft. Mit- 
geteilt bei Tesch a. a. 0. S. 79. 
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Aehnlichen Zwecken dient der Runderlaß der Kolonialab- 
teilung des Auswärtigen Amts vom 19. Januar 1907 betr. das Ver- 
bot des Haltens unerwachsener weiblicher Eingeborenen als Die- 
nerinnen seitens der Gouvernementsangestellten ^). Danach ist 
es den unverheirateten, europäischen Beamten oder sonstigen 
Gouvernementsangestellten verboten, unerwachsene weibliche Ein- 
geborene, sei es als Dienerinnen, sei es in anderer Eigenschaft, in 
den Hausstand aufzunehmen. 

Die Kolonialbeamten haben endlich die im Interesse ihrer 
Gesundheit und Verpflegung erlassenen Vorschriften zu beob- 
achten, zumal hier besondere Vorsicht geboten und auch seitens 
der Verwaltung besondere Vorsorge getroffen ist. 

§ 6. 4. Nebenbeschäftigung. 

A. Auch § 16 RBG. gilt für die Kolonialbeamten ^). Danach 
darf kein Kolonialbeamter ohne vorgängige Genehmigung der 
obersten Reichsbehörde ein Nebenamt oder eine Nebenbeschäfti- 
gung, mit welcher eine fortlaufende Remuneration verbunden ist, 
übernehmen oder ein Gewerbe betreiben. Auch zum Eintritt in 
den Vorstand, Verwaltungs- oder Aufsichtsrat einer jeden auf Er- 
werb gerichteten Gesellschaft ist diese Genehmigung erforderlich. 
Sie darf nicht erteilt werden, sofern die Stelle mittelbar oder 
unmittelbar mit einer Remuneration verbunden ist. Auf einst- 
weilen in den Ruhestand versetzte Beamte finden diese Bestim- 
mungen keine Anwendung. Die Genehmigung wird für die Ko- 
lonialbeamten der afrikanischen und Südsee- Schutzgebiete vom 
Reichskolonialamt, für diejenigen des Schutzgebiets Kiautschou 
vom Reichs-Marineamt erteilt^). 

§ 16 RBG. galt schon von Anfang an auch für die jetzigen 
Kolonialbeamten, da sie vor der finanziellen Selbständigkeit der 
Schutzgebiete (1892) wirkliche Reichsbeamte waren, die nur in die 
Schutzgebiete ausgesandt wurden. Die erste Erweiterung dieser 
Vorschrift findet sich in einem Gouvernementsbefehl für Deutsch- 
Ostafrika betr. den Erwerb von Grundeigentum durch Beamte und 
Militärpersonen vom 15. Mai 1891*). Danach bedürfen die im 

1) Kolonialgesetzgebung Band XI S. 57. 

2) Vgl. Salge a. a. 0. S. 45 f. ; für die Reichsbeamten : Laband, Staats- 
recht I 448; ZoBN, Staatsrecht I S. 316; Meyer-Anschütz, Staatsrecht S. 515 f. 

3) § 1 der Kaiserl. Verordnung zur Ausführung des Kolonialbeamtenge- 
setzes vom 3- Oktober 1910 (RGBl. S. 1091). 

4) Deutsche Kolonialgesetzgebung I S. 329. 
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Schutzgebiet angestellten Beamten zum Erwerb von Grundeigen- 
tum der Genehmigung des Gouverneurs. Diese Bestimmung wurde 
auf sämtliche Schutzgebiete ausgedehnt und zugleich verschärft 
durch den Erlaß des Reichskanzlers betr. den Grunderwerb der 
Beamten in den Schutzgebieten vom 10. November 1893^). Dieser 
Erlaß stellt sich als eine Dienstvorschrift dar, deren Nichtbeach- 
tung disziplinarische Maßnahmen zur Folge hat. Er bestimmt, daß 
zum Erwerb von Grundeigentum in den Kolonien seitens der Be- 
amten, da ein solcher vielfach die Autorität der Beamten gefährdet, 
die Genehmigung des Reichskanzlers erforderlich ist. Durch den 
Runderlaß des Reichskanzlers betr. Erbauung eigener Wohnhäuser, 
vom 4. Oktober 1899^) w^urde insofern eine Erleichterung des 
Grunderwerbs eingeführt, als die nach dem Erlaß vom 10. Novem- 
ber 1893 erforderliche Genehmigung des Reichskanzlers vom Gou- 
verneur erteilt werden kann, falls es sich um Erwerb von Grund- 
stücken zwecks Erbauung eigener Wohnhäuser handelt und die 
zu erwerbende Fläche nicht größer als 1 ha ist. Die Ansiedlungs- 
möglichkeit wurde hierdurch für die Beamten vergrößert. 

Endlich erging am 24. November 1898 der Runderlaß des 
Reichskanzlers an sämtliche Dienststellen betr. den Grunderwerb in 
den Schutzgebieten ^), worin zunächst § 16 RBG. auch auf die Schutz- 
truppen anwendbar erklärt und sodann eine Beteiligung der Beam- 
ten mit Kapital „an auf Erwerb gerichteten Unternehmungen inner- 
halb der Schutzgebiete" als „nicht erwünscht" bezeichnet wird. 

B. An diesen Bestimmungen über Nebenämter und Neben- 
beschäftigungen ist durch das neue Gesetz nichts geändert worden. 
Dagegen schlug der Entwurf des Kolonialbeamtengesetzes hinsicht- 
lich des Erwerbs von Grundeigentum und der Beteiligung an Er- 
werbsunternehmungen folgenden Paragraphen vor: „Der Reichs- 
kanzler kann bestimmen, daß ein Kolonialbeamter innerhalb der 
Schutzgebiete nur nach Einholung der Erlaubnis der obersten 
Reichsbehörde Grundeigentum erwerben oder sich an Erwerbs- 
unternehmungen beteiligen darf. " Die Begründung zum Kolonial- 



1) Ebenda II S. 53. 

2) Ebenda IV S. 120. 

3) Deutsche Kolonialgesetzgebung IV S. 3. Vgl. auch den Runderlaß 
des Reichskanzlers betr. die Uebernahme eines Nebenamts, den Gewerbebe- 
trieb und den Eintritt in den Vorstand, Verwaltungsrat oder Aufsichtsrat 
einer auf Erwerb gerichteten Gesellschaft in den Schutzgebieten v. 19. Ok- 
tober 1898. Kolonialgesetzgebung Bd. IV S. 123. 




c 
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beamtengesetz ^) führt dazu aus, daß bei Erwerb von Grundeigen- 
tum durch die Beamten in den Schutzgebieten und bei Beteiligung 
an Erwerbsunternehmungen, auch soweit sie nicht als selbständiger 
Gewerbebetrieb aufzufassen ist, Verhältnisse entstehen können, 
unter denen die Autorität der Beamten leidet und das Privat- 
interesse der Beamten mit dem dienstlichen Interesse in Wider- 
spruch tritt. „Anderseits würde ein völliges Verbot nach den er- 
wähnten beiden Richtungen hin zu weit gehen, da es häufig sogar 
vom kolonialpolitischen Standpunkt aus erwünscht sein wird, daß 
ein Beamter sich in einem Schutzgebiete seßhaft macht oder sein 
Privatvermögen in den Dienst der wirtschaftlichen Erschließung 
eines solchen stellt. Es soll deshalb dem Reichskanzler überlassen 
bleiben, die den jeweiligen Verhältnissen entsprechende Regelung 
zu treflfen" ^). 

Das Gesetz ist über diesen Entwurf hinausgegangen. Es be- 
stimmt, daß ein Kolonialbeamter innerhalb der Schutzgebiete nur 
mit Erlaubnis des Reichskanzlers Grundeigentum erwerben oder 
sich an Erwerbsunternehmungen beteiligen darf. Der Reichs- 
kanzler kann die Gouverneure zur Erteilung der Erlaubnis er- 
mächtigen (§ 6) ^). 

§ 7. 5. Geschenkannahme. 

Zur Annahme von Titeln, Orden, Ehrenzeichen, Geschenken, 
Gehalt oder Remunerationen von anderen Regenten oder Regie- 
rungen bedürfen die Kolonialbeamten wie die Reichsbeamten 
(§ 15 RBG.)*) der Genehmigung des Kaisers^), üeberhaupt ist 
zur Annahme von Geschenken oder Belohnungen, die sich auf das 
Amt beziehen, die Genehmigung der obersten Reichsbehörde er- 
forderlich. Die oberste Reichsbehörde ist hier das Reichs-Kolonial- 
amt bezw. das Reichs-Marineamt ^). Ein besonderer Erlaß des 
Reichskanzlers vom 1. März 1902 ') betrifft die Annahme von Ge- 
schenken von Angehörigen der eingeborenen Bevölkerung. In 
diesem Erlaß wird den Kolonialbeamten ausdrücklich verboten, 

1) Drucksachen des Reichstags Nr. 387, S. 21 ; Doerb a. a. 0. S. 14. 

2) Drucksachen des Reichstags Nr. 387, S. 21; Doerr a. a. 0. S. 14. 

3) Romberg a. a. 0. S. 61 f., 145 f. 

4) LA.BAND, Staatsrecht I S. 438; Zobn I S. 317; Meyeb-Anschütz S. 516. 

5) Vgl, Salge a. a. 0. S. 44; Rombebg a. a. 0. S. 61. 

6) § 1 der Ausführungsverordnung zum Kolonialbeamtengesetz vom 3. 
Oktober 1910 (RGBl. S. 1091). 

7) Kolonialgesetzgebung VI S. 463. 
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Geschenke von Eingeborenen anzunehmen, es sei denn, daß ihre 
Zurückweisung nach der Landessitte eine Verletzung in sich 
schließen würde. In letzterem Falle sind Geldwert besitzende 
Gegenstände dem Gouvernement abzuliefern, sofern nicht im fis- 
kalischen Interesse eine anderweitige Verwertung erforderlich er- 
scheint. Ausnahmen von diesen Bestimmungen sind nur mit aus- 
drücklicher Genehmigung des Reichskolonialamts zulässig*). 

II. Die Rechte der Kolonialbeamten. 

§ 8. 1. TitelundRang. 

Den Kolonialbeamten steht, genau wie den Reichsbeamten, 
ein Anspruch auf Titel, Rang und äußere Abzeichen zu ^) ; nä- 
heres bestimmt die kaiserliche Ausführungsverordnung zum Kolo- 
nialbeamtengesetz vom 3. Oktober 1910 ^). In Ermangelung be- 
sonderer gemäß § 17 des Reichsbeamtengesetzes erlassener Be- 
stimmungen ist der Reichskanzler ermächtigt, in dem durch das 
dienstliche Bedürfnis gebotenen Umfang die Uniform und den Amts- 
titel der Kolonialbeamten festzusetzen (§ 4 a. a. ().). Die bisher 
ergangenen Verordnungen bleiben in Kraft, bis der Reichskanzler 
neue erläßt. Für die Rangverhältnisse der Kolonialbeamten kommt 
die Kabinetts-Ordre vom 25. Mai 1885*) in Betracht. Sie regelt 
die Rangverhältnisse des Gouverneurs von Kamerun und des kai- 
serlichen Kommissars für das Togogebiet und das südwestafrika- 
nische Schutzgebiet. Die Rangverhältnisse der kaiserlichen Be- 
amten in Deutsch-Ostafrika sind geordnet durch die kaiserlichen 
Erlasse betreffend die Rangverhältnisse und Uniformen der kai- 
serlichen Beamten in Deutsch-Ostafrika vom 3. Juni 1891 % vom 
30. September 1892«), sowie vom 17. April 1895'). Durch kai- 
serliche Verordnung betreffend Beilegung des Titels „Kaiserlicher 
Gouverneur" vom 18. April 1898 ^) wurde der Titel des kaiser- 



1) Tksch S. 80. 

2) Vgl. Salge a. a. 0. S. 59 ff.; Romberg a. a. 0. S. 62, 112 f. 

3) RGBl. S. 1091. 

4) Kolonialgesetzgebung I S. 177. 

5) Ebenda I S. 325. 6) Ebenda I S. 326. 

7) Kolonialblatt 1895 S. 211; vgl. v. König, Die Beamten in den Schutz- 
gebieten, in den Beiträgen zur Kolonialpolitik und Kolonialwirtschaft IL Jahrg. 
S. 35 f. 

8) Kolonialgesetzgebung III S. 29. 
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liehen Landeshauptmanns in Südwestafrika und Togo in den Titel 
„Kaiserlicher Gouverneur" abgeändert, üeber die Uniform der 
Beamten der westafrikanischen Schutzgebiete bestimmen die Ka- 
binettsordres vom 24. Februar 1886 und vom 4. Februar 1888 
näheres^). Das Recht zum Tragen der Uniform erlischt mit dem 
Ausscheiden aus dem Dienst'^). 

§ 9. 2. Besonderer strafrechtlicher Schutz. 

Gemäß § 3 Sch.GG. gilt unser deutsches Strafrecht in den 
Schutzgebieten mit der sich aus § 4 Sch.GG. für die Eingeborenen 
ergebenden Modifikation. Die Eingeborenen unterliegen dem 
deutschen Strafrecht nur in so weit, als dies durch kaiserliche Ver- 
ordnung bestimmt ist^j. Maßgebend ist die kaiserliche Verord- 
nung betreffend die Einrichtung der Verwaltung und die Einge- 
borenen-Rechtspflege in den afrikanischen und Südsee-Schutzgebieten 
vom 3. Juni 1908^). Diese Verordnung überträgt dem Reichs- 
kanzler das Verordnungsrecht hinsichtlich der Einrichtung der 
Verwaltung, des Eingeborenenrechts und der Gerichtsbarkeit über 
die Eingeborenen. Demnach gelten für die Eingeborenen nur 
wenige Normen unseres heimischen Strafrechts, deren einheitliche 
Darstellung zur Zeit nicht möglich ist. 

Infolge der grundsätzlichen Geltung unserer deutschen Straf- 
rechtsnormen in den Schutzgebieten, genießen die Kolonialbeamten, 
wie die übrigen Beamten einen besonderen strafrechtlichen Schutz 
bei der rechtmäßigen Ausübung ihres Amtes. In Betracht kommt 
zunächst § 113 StrGB., der die Widerstandsleistung gegen einen 
sein Amt rechtmäßig ausübenden Beamten und den tätlichen An- 
griff auf einen solchen Beamten, ferner § 114 StrGB., der das 
Unternehmen, mit Gewalt oder Drohung eine Behörde oder einen 
Beamten zur Vornahme oder Unterlassung einer Amtshandlung 
zu nötigen, mit Strafe bedroht. Wird ein Beamter bei Ausübung 
seines Berufs beleidigt, so hat auch der amtliche Vorgesetzte des 



1) Kolonialblatt 1890 S. 1—3. 

2) Pebels und Spilling S. 60. 

3) DoERB, Die Entwicklung des materiellen und formellen Kolonialatraf- 
rechts seit 1907, in der Zeitschrift für Kolonialpolitik 1910 S. 69 ff. üeber 
das Eingeborenen-Recht überhaupt: v. Stengel, Die Eingeborenen frage und 
die Regelung der Rechtsverhältnisse der Eingeborenen in den deutschen 
Schutzgebieten, a. a. 0. S. 183 ff. 

4) RGBl. S. 397. 
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Beamten das Recht, Strafantrag zu stellen. Das gleiche gilt bei 
Beleidigungen des Beamten in Beziehung auf sein Amt (§ 196 
StrGB.). 

§ 10. 3. B e s o 1 d u n g. 

A. Ebenso wie beim allgemeinen Beamtenrecht stellt auch 
hier die Besoldung ^) nicht eine Entlohnung des Beamten für die 
geleisteten Dienste dar — etwa nach Art der privatrechtlichen 
Vergütung für Dienste nach § 611 flf. BGB. — sondern eine Ge- 
genleistung, die der Staat durch den Anstellungsakt als ständige 
ünterhaltsverpflichtung übernommen hat^). Auf diesem Anstel- 
lungsakt beruht ja auch seine Verpflichtung zur Gewährung von 
Pension, Wartegeld und Hinterbliebenenversorgung. Die Folge 
ist, daß dem Kolonialbeamten auch dann, wenn er zeitweise an 
der Wahrnehmung seines Amtes verhindert ist, kein Abzug vom 
Gehalt gemacht wird. Anders freilich, wenn der Beamte sich 
ohne den vorschriftsmäßigen Urlaub vom Amt entfernt, oder seinen 
Urlaub überschreitet^). Zu unterscheiden ist zwischen solchen 
Einkünften, auf die den Kolonialbeamten ein im Rechtswege ver- 
folgbarer Anspruch zusteht (§ 149 RBG.) und solchen, bei denen 
dies nicht der Fall ist, deren Gewährung oder Entziehung also im 
Belieben der Verwaltung steht. 

Das gesamte Einkommen der Kolonialbeamten setzt sich zu- 
sammen aus dem Gehalt und den sonst mit der Stelle dauernd 
verbundenen oder im einzelnen Fall gewährten Bezügen (z. B. 
Tagegeldern, Fuhrkosten, Umzugskosten), die sich teilweise als 
Vergütungen für bare Auslagen des Beamten darstellen. 

Nach § 2 KolBG. empfangen die Kolonialbeamten ein festes 
Gehalt, eine Kolonialzulage und eine Alterszulage nach Maßgabe 
der etatsrechtlichen Festsetzungen. Sie erhalten ferner freie Dienst- 
wohnung mit oder ohne Ausstattung, oder eine entsprechende 
Entschädigung (Wohnungsgeld), deren Höhe durch den Haus- 
haltsetat für die Schutzgebiete bestimmt wird. Weitere Zulagen 
können ihnen auf Grund besonderer etatsrechtlicher Festsetzung 
bewilligt werden (§ 2 Abs. 2 KolBG.). Einen rechtlichen An- 
spruch haben die Kolonialbeamten zunächst nur auf das im Etat 
bestimmte Gehalt einschließlich der Kolonialzulage. Eine dauernde 

1) Vgl. zum Folgenden Salge a. a. 0. S. 61 ff ; Rombebg a. a. 0. S. 115 ff. 

2) Laband I S. 469 ; Zorn I S. 318 f. ; Meybb-Anschütz S. 529 ff. 

3) § 14 RBG. 
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gesetzliche Regelung der Gehaltsverhältnisse erschien^) zur Zeit 
wegen der wechselnden Voraussetzungen noch nicht angebracht. 

Bekleidet der Kolonialbeamte mehrere Aemter, so soll er 
nur für diejenige Stelle, für die das höchste Gehalt vorgesehen 
ist, Gehalt beziehen ^). Für Nebenämter und Nebenbeschäftigungen 
werden Zulagen nur insoweit bewilligt, als der Etat dies bestimmt 
oder besondere Fonds dazu zur Verfügung stellt^). 

Auf Dienstalterszulagen hat der Kolonialbeamte keinen Rechts- 
anspruch. Von der Gewährung oder Versagung von Dienstalters- 
zulagen ist er schriftlich zu benachrichtigen*). Zulagen werden 
versagt, wenn gegen das dienstliche oder außerdienstliche Ver- 
halten des Beamten eine erhebliche Ausstellung zu machen ist^). 
Vor der Versagung wird dem Beamten Gelegenheit zur Aeußerung 
gegeben. Gegen die versagende Verfügung steht ihm Beschwerde 
an die oberste Reichsbehörde ^) zu, sofern nicht die Verfügung von 
dieser selbst erlassen ist. Nach Behebung der Anstände wird die 
Zulage gewährt. Die einstweilige Versagung der Zulage hat auf 
die Gewährung der folgenden Zulage an sich keinen Einfluß. 

Eine Ausnahme von diesen Bestimmungen gilt für die etats- 
mäßigen Richter in den Kolonien. Ihnen ist im Interesse ihrer 
Unabhängigkeit ') ein Rechtsanspruch auf die Gehaltszulagen und 
die anderen etwa im Etat bereit gestellten Zulagen gewährt. Bei 
Versagung derartiger Zulagen steht ihnen daher der Rechtsweg 
offen. Der Anspruch ruht, solange ein Disziplinarverfahren oder 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder 
eine Voruntersuchung schwebt. Eine Nachzahlung der einbe- 
haltenen Beträge unterbleibt nur dann, wenn das Verfahren zum 
Verluste des Amtes führt (§ 50 KolBG.) % 

1) Begründung zum Kolonialbeamtengesetz S. 18; Doekr a. a. 0. S. 8; 
Bombekg a. a. 0. S. 121. 

2) § 2 Abs. 3 KolBG. in Verbindung mit § 2 Besoldungsgesetz v. 15. Juli 
1909 (RGBl. S. 573). 

3) § 2 Abs. 3 KolBG., § 3 Besold.-Ges. 

4) § 11 Abs. 1 Besold..Ges., § 2 Abs. 3 KolBG. 

5) § 12 Abs. 1 Besold.-Ges. Die besonderen Vorschriften für das Ver- 
fahren bei der Versagung enthält § 12 Besold.-Ges. 

6) D. i. das Reichskolonialamt bezw. das Reichsmarineamt. § 1 Kaiserl. 
Ausführungsverordnung zum Kolonialbeamtengesetz vom 3. Oktober 1910 
RGBl. S. 1091. 

7) Drucksachen des Reichstags Nr. 387, S. 45 ; Doerb a. a. 0. S. 66. 

8) Dieselben Vorschriften finden sich für die richterlichen Reichsbeamten 
im Besoldungsgesetz (RGBl. 1909 S. 573) § 11 Abs. 2. 
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Kolonialbeamte verlieren ihre Eigenschaft als Kolonialbeamte 
nicht dadurch, daß sie zeitweilig außerhalb des Schutzgebiets, für 
das sie ursprünglich angestellt sind, beschäftigt werden. Denn 
wesentlich ist nicht die Beschäftigung im Schutzgebiet, sondern 
die grundsätzliche Verpflichtung für den Dienst dieses Schutzge- 
biets und die Besoldung aus seinem Fonds. Für die außerhalb 
des Schutzgebiets, sei es im Mutterland, sei es im Ausland, be- 
schäftigten Kolonialbeamten erschien es angebracht, besondere 
Besoldungsvorschriften zu erlassen. Die Bezüge der Kolonial- 
beamten sind gegenüber den Bezügen anderer Beamten erhöht, 
weil die kostspieligen Verhältnisse in den Schutzgebieten und not- 
wendige Dienstaufwendungen dies gerechtfertigt erscheinen lassen. 
Diese Gründe fallen manchmal fort — so z. B. wenn der Kolonial- 
beamte in der Heimat vorübergehend beschäftigt wird ; manchmal 
dagegen treffen sie in noch höherem Maße zu — so z. B., wenn 
der Beamte in eine fremde Kolonie gesandt wird. In diesen 
Fällen beziehen die Kolonialbeamten grundsätzlich und vorbehalt- 
lich anderweitiger Regelung durch den Etat, nur die sog. pen- 
sionsfähigen Bezüge, d. i. das einfache etatsmäßige Gehalt ohne 
Kolonial- und Alterszulagen, jedoch mit Einschluß eines ent- 
sprechenden Wohnungsgeldes (§ 22 KolBG.). Inwieweit ihnen dar- 
über hinaus Bezüge zu belassen sind, ist nicht gesetzlich fest- 
gelegt, sondern soll durch den Reichskanzler bestimmt werden. 

Diese Vorschriften finden nach § 2 Abs. 3 KolBG. auch dann 
Anwendung, wenn die vorgesetzte Dienstbehörde im dienstlichen 
Interesse die Heimreise oder sonstiges Verweilen eines Beamten 
außerhalb des Schutzgebiets anordnet. 

Die Vorschriften über das den Kolonialbeamten zu gewährende 
Gehalt beruhten bisher auf etatsrechtlichen Festsetzungen, die 
gemäß § 2 KolBG. auch weiterhin noch in Geltung bleiben'). 
Bei der Festsetzung des Gehalts kommen namentlich in Betracht 
die Denkschriften zum Haushaltsetat der Schutzgebiete für die 
Rechnungsjahre 1899, 1900, 1905 ^) sowie die Anmerkungen ß zu 
den Abschnitten t — VI im Haushaltsetat der Schutzgebiete auf 
das Rechnungsjahr 1910 ^). Die dort aufgestellten Grundsätze 



1) Vgl. die Begründung zum Kolonialbeamten gesetz, Reichstagsdruck- 
sachen Nr. 387 1909/10, S. 19. Für die Höhe des Gehalts sind maßgebend 
,bis auf weiteres die den Denkschriften beigefügten Besoldungsordnungen •*. 

2) Nr. 6 und 470 Reichstags drucksachen 10. Leg.-Per. I. Sess. Nr. 508 
der 11. Leg.-Per. I. Sess. 3) RGBl. S. 567. 
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sind maßgebend für eine Reihe von Verwaltungsvorschriften, die 
das Gehalt der Beamten festsetzen. An ihre Stelle tritt jetzt der 
die Ansprüche rechtlich sichernde § 2 KolBG. 

Die Kolonialbeamten beziehen zunächst ein sogenanntes Aus- 
landsgehalt. Von dem Inlandsgehalt % d. h. dem Gehalt der Be- 
amten im inneren Reichs- oder Staatsdienst, unterscheidet sich 
das Auslandsgehalt nur dadurch, daß das Aufrücken in höhere 
Gehaltsstufen in kürzeren Fristen (fünf Stufen mit je einjähriger 
Aufrückungsfrist) erfolgt, sodaß das Höchstgehalt in fünf Jahren 
erreicht ist ^). Bei der Berechnung der Pension wird jedoch nicht 
dieses Auslandsgehalt, sondern das Inlandsgehalt (also mit Berück- 
sichtigung längerer Aufrückungsfristen) zu gründe gelegt. Dazu 
tritt eine stets gleichbleibende Kolonialdienstzulage, die jetzt den 
Namen Kolonialzulage führt (§ 2 KolBG.). Für die Berechnung 
des Auslandsgehalts kommt nur die in den Schutzgebieten zuge- 
brachte Dienstzeit in Anrechnung, nicht etwa etatsmäßige Dienst- 
zeit im Mutterland^). 

Für die Festsetzung des pensionsberechtigenden Gehalts sind 
die folgenden Bestimmungen des Besoldungsgesetzes *), die nach § 2 
Abs. 3 KolBG. Anwendung finden, wichtig: 

Den Militäranwärtern, die neun Jahre und länger im Heere 
oder in der Marine gedient haben, wird bei der ersten etats- 
mäßigen Anstellung die Militär- und Marinezeit, soweit diese und 
die nachfolgende Zivildienstzeit zwölf Jahre übersteigt, bis zu drei 
Jahren, mindestens jedoch mit einem Jahre, und soweit die Mi- 
litär- und Marinedienstzeit und die nachfolgende Zivildienstzeit 
zwölf Jahre nicht übersteigt, mit einem Jahre auf das Besoldungs- 
dienstalter angerechnet. 

Den Militäranwärtern, die weniger als neun Jahre im Heere 
und in der Marine gedient haben, wird die tatsächlich abgeleistete 
Dienstzeit bei der ersten etatsmäßigen Anstellung als mittlere 
Beamte oder Kanzleibeamte bis zur Dauer eines Jahres auf das 
Besoldungsdienstalter angerechnet. 

Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Militär- 
und Marinedienstzeit bleibt außer Betracht (§ 7). 



1) Von RoMBKRG (a. a. 0. S. 121) „ Heimatsgebalt ** genannt. 

2) Vgl. die Anmerkungen B zu den Abschnitten I — VI des Hausbalts- 
etats für die Schutzgebiete auf das Rechnungsjahr 1910 (RGBl. S. 567). 

3) Vgl. Denkschrift 1900. Drucksachen des Reichstags Nr. 470 X. Leg.- 
Per. I. Sess. 4) RGBl. 1909 S. 573. 

3 
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Werden ünterbeamte aus der Klasse der ehemaligen Militär- 
anwärter als mittlere Beamte oder Kanzleibeamte angestellt, so 
findet eine Anrechnung der Militär- und Marinedienstzeit in so weit 
statt, als nicht schon die bei der Anstellung als ünterbeamte 
stattgehabte Anrechnung zu einer gleichen Verbesserung des 
Diensteinkommens in der neuen Klasse führt (§ 8 Besoldungs- 
gesetz). 

Die mit der Wahrnehmung der richterlichen Geschäfte erster 
Instanz beauftragten Beamten erhalten außerdem, sofern sie wenig- 
stens fünf Jahre als Richter tätig gewesen sind, eine besondere, 
nicht pensionsfähige persönliche Zulage von GOO— 1200 Mk. jähr- 
lich. Ist der Beamte, nachdem er die Richterqualität in einem 
einem deutschen Bundesstaat (einschließlich Elsaß-Lothringen) er- 
langt hat, außerhalb des Richterdienstes amtlich beschäftigt ge- 
wesen, so kann diese Zeit bis zur Dauer von drei Jahren ange- 
rechnet werden. Dasselbe gilt von einer der Fortbildung gewid- 
meten Tätigkeit des Beamten ^). 

B. Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 KolBG. haben die Kolonial- 
beamten Anspruch auf freie Dienstwohnung^) (mit oder ohne 
Ausstattung) oder auf eine entsprechende Entschädigung (Woh- 
nungsgeld), deren Höhe durch den Haushaltsetat für die Schutz- 
gebiete bestimmt wird. 

Bisher beruhten die Wohnungsansprüche der Kolonialbeamten 
auf etatsrechtlichen Bestimmungen und daraufhin erlassenen Ver- 
fügungen und Dienstanweisungen der Verwaltung. Einen Rechts- 
anspruch begründet erst § 2 KolBG. 

Daneben bleiben die bisher ergangenen Vorschriften vorläufig 
in Kraft. Maßgebend ist demnach zunächst die von der Kolonial- 
abteilung am 25. August 1903 erlassene Dienstanweisung betr. die 
Gewährung freier Wohnung an Beamte, Militärpersonen und son- 
stige Angestellte in Deutsch- Ostafrika ^). Darin ist im einzelnen 
bestimmt, welche Wohnungen die Beamten beanspruchen können, 
eventuell, welche Entschädigung für nicht gewährte Wohnung ihnen 
zusteht. Nimmt der Beamte eine Dienstwohnung nicht an, so 
muß er gleichzeitig auf Mietsentschädigung verzichten (§ 4 a. a. 0.). 
Die Ausstattung der Dienstwohnungen ist besonders geregelt. 



1) Vgl. Anmerkungen B zu Abschnitt I — VI Haushaltsetat etc. 1910 RGBl. 
1910 S. 568. 

2) Vgl. Salgk S. 78 ff. 

3) Kolonial gesetzgebung VII S. 183. 
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Aehnliche Bestimmungen gelten für die übrigen Schutzgebiete. 
Zunächst ist für Deutsch-Südwestafrika die Verfügung über die 
Wohnungsansprüche des europäischen Zivil- und Militärpersonals 
bei der Verwaltung von Deutsch-Südwestafrika ^), sodann für die 
übrigen Schutzgebiete der Erlaß der Kolonialabteilung betr. die 
Ausstattung der Dienstwohnungen vom 3. Februar 1903 ^) er- 
gangen. 

0. Nach § 3 des KolBG. bestimmt der Reichskanzler, wie- 
weit den Kolonialbeamten, ihren Ehefrauen und ihren ehelichen 
oder legitimierten Kindern im Schutzgebiet bei Erkrankung freie 
ärztliche Behandlung, freie Arzneimittel, freier Aufenthalt in einem 
Krankenhause, sowie Ersatz der aus Anlaß der Erkrankung er- 
wachsenden Reisekosten gewährt werden können^). Gesetzliche 
Bestimmungen darüber zu erlassen, erschien nicht angezeigt, doch 
können derartige Vergünstigungen „sowohl wegen der häufigen, 
durch das tropische Klima verursachten Erkrankungen der Be- 
amten, als auch wegen des Mangels an Privatärzten sowie an 
privaten Apotheken und Krankenhäusern in den Schutzgebieten 
nicht entbehrt werden"*). 

Auch bisher wurden derartige Vergünstigungen schon erteilt. 
Die bezüglichen Vorschriften sind enthalten für die Beamten in 
Deutsch-Ostafrika in den Vorschriften über die Verpflegung des 
europäischen Zivil- und Militärpersonals bei der Verwaltung von 
Deutsch- Ostafrika vom 30. April 1896 ^) unter B (Krankenpflege) 
§ 7 flf . Die Beamten genießen in Krankheitsfällen freie ärztliche 
Behandlung und Arzneimittel, sowie vollständig freie Verpflegung 
(einschließlich der verordneten Getränke), falls die Aufnahme in 
das Lazarett oder, wenn ein solches nicht vorhanden ist, in die 
Krankenstube der Station erforderlich ist und die Behandlung in 
der Wohnung des Kranken untunlich ist. Ist auch eine Kranken- 
stube nicht vorhanden oder mußte der Kranke wegen Platzmangels 
in der eigenen Wohnung behandelt werden, so kann gleichfalls 
freie Verpflegung gewährt werden, vorausgesetzt, daß nach der 
Bescheinigung der Sanitätsperson oder des Stationschefs die 



1) Tesch, Laufbahn S. 155. 

2) Deutsche Kolonialgesetzgebung Bd. VII S. 27. 

3) Vgl. Salgb S. 101 ff.; Romberg S. 128 ff. 

4) Begründung zum Eolonialbeamtengesetz, Reichstagsdrucksachen Nr. 387 
1909/10 S. 20; Doerr a. a. 0. S. 11. 

5) Kolonialgesetzgebung VI S. 109. 

3* 
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Krankheit eine Aufnahme in das Lazarett an sich erheischt hätte ^). 
Die Verpflegung hat aber immer in natura zu erfolgen. Geld- 
entschädigungen sind unzulässig 2). Inwieweit auch Familienmit- 
gliedern von Beamten mit einem Diensteinkommen von weniger 
als jährlich 4800 Mk. diese Vergünstigungen zu gewähren sind, 
entscheidet der Gouverneur in jedem einzelnen Falle (§ 7 a. a. O.). 
Doch kann er für Entbindungen, die auch als Erkrankungen im 
Sinne dieser Vorschriften anzusehen sind, allgemein von dieser 
Befugnis Gebrauch machen, ohne für den einzelnen Fall ent- 
scheiden zu müssen ^). 

Dem auf Expeditionen erkrankten Personal sind Verpflegungs- 
artikel und Erfrischungsmittel aus amtlichen Beständen unent- 
geltlich zu verabfolgen (§ 8 a. a. O.). Ueber Ersatz von Keiseaus- 
lagen, Verpflegung u. s. w. auf einer Reise, die der Kranke aus 
Anlaß seiner Krankheit auf ärztliche Anordnung hin hat machen 
müssen, bestimmen die §§ 10 — 12 a. a. O. näheres. Die Begrün- 
dung zum Kolonialbeamtengesetz, das im § 3 ähnliche Vergün- 
stigungen vorsieht, äußert sich darüber wie folgt : „Da wegen der 
Verhältnisse auf entlegenen Stationen es vielfach nötig wird, daß 
Schwerkranke eines der wenigen in den Schutzgebieten vorhande- 
nen, zumeist an der Küste belegenen Krankenhäuser oder Orte 
mit günstigerem Klima aufsuchen. Reisen aus einem derartigen 
Anlaß aber nicht als Dienstreisen im eigentlichen Sinne ange- 
sehen werden können, ist ausdrücklich vorgesehen, daß unter Um- 
ständen auch Reisekosten, die aus Anlaß eines Krankheitsfalles 
entstanden sind, vergütet werden können" *). 

Aehnliche Bestimmungen gelten für Togo und Kamerun. 
Durch Verordnung vom 10. März 1904^) hat der Reichskanzler 
Vorschriften über die Verpflegung des europäischen Zivil- und 
Militärpersonals bei der Verwaltung von Kamerun bezw. Togo 
erlassen, die im wesentlichen die Krankenverpflegung genau so 
regeln, wie oben fj^r Südostafrika erörtert worden ist. 

1) Ruaderlaß des Gouvernements v. 11. August 1897 bezw. Erlaß des 
Kolonialamts v. 13. September 1907; Tesoh S. 168. 

2) Runderlaß der Kolonialabteilung des auswärtigen Amts v. 5. Juni 1905; 
Tesch, Laufbahn S. 169. 

3) Erlaß der Kolonialabteilung des auswärtigen Amts betr. Auslegung 
der Verpflegungsvorschriften v. 10. Dezember 1904, Deutsche Kolonialge- 
setzgebung VIII S. 260. 

4) Drucksachen Nr. 387 1909/10 S. 20; Do erb a. a. 0. S. 11. 

5) Tesoh S. 191. 
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Für Südwestafrika und die übrigen Schutzgebiete ist eine ein- 
heitliche Regelung nicht getroffen worden. Doch erhalten auch 
hier erkrankte Beamte freie ärztliche Behandlung und Arznei- 
mittel. Familienmitglieder werden unentgeltlich behandelt, soweit 
der Arzt dazu verpflichtet ist ^). Die erörterten Vorschriften be- 
halten ihre Gültigkeit, solange nicht der Reichskanzler auf Grund 
der ihm in § 3 KolBG. gesetzlich erteilten Ermächtigung neue Vor- 
schriften erläßt. 

Im allgemeinen haben die Beamten sich aus ihrem eigenen 
Diensteinkommen zu verpflegen, doch sind ihnen — auch abge- 
sehen von Krankheitsfällen — durch die oben erwähnten Ver- 
ordnungen und Dienstanweisungen Vergünstigungen gewährt. Die 
Verpflegung wird den Beamten erleichtert durch die Einrichtung 
und Ausstattung gemeinschaftlicher Speiseanstalten, Messen. Sol- 
che Anstalten werden vom Gouvernement eingerichtet und erhal- 
ten von ihm Beihilfen zur Besoldung eines Kochs, zur Unterhal- 
tung des Inventars usw. Die unverheirateten Beamten sind 
zur Teilnahme verpflichtet und leisten einen regelmäßigen Bei- 
tragt). Ferner sind zu erwähnen die Vorschriften *) über die Be- 
schaffung der Lebensmittel auf den Expeditionen und Innenstatio- 
nen, sowie über besondere Vergütungen für Dienstreisen und Expedi- 
tionen*). Auch nach § 5 KolBG. werden die Vorschriften über 
Verpflegung und Messeeinrichtungen vom Reichskanzler erlassen *). 

D. Die Bestimmungen über die den Kolonialbeamten wäh- 
rend des Urlaubs zukommenden Gebühmisse erläßt der Reichs- 

1) Tbsoh S. 225/226. 

2) Vgl. die Vorschriften über die Verpflegung des europäisclien Zivil- 
und Militärpersonals bei der Verwaltung von Deutsch- Ostafrika v. 30. April 
1896, Eolonialgesetzgebung VI S. 109; ferner die eingehenden Angaben bei 
Tbsoh S. 164 ; die Satzungen der Gouvernementsmessen der Küstenstationen 
(S. 182 a. a. 0.) und der Messen für Unteroffiziere und gleichstehende Beamte 
(S. 187 a. a. 0.), sowie Kasino- Ordnung für Windhuk (S. 217 a. a. 0.) und 
Satzungen der 2. Messe in Windhuk (S. 220 a. a. 0.) 

3) Sie sind in den angeführten Verordnungen enthalten. 

4) Besondere Tagegelder, Fuhrkosten, Gestellung von Trägern, Stellung 
des Reiseinventars usw. Vgl. die Verordnung für die Verpflegung usw. in 
Deutsch-Ostafrika v. 30. April 1896 § 13 ff., Kolonialgesetzgebung VI S. 109, 
für Kamerun und Togo Verordnung v. 10. März 1904 § 8 ff.; Tesch S. 161. 
Zusammenstellung bei Tesch S. 164 ff. 

5) Aehnlich bestimmte auch Art. 5 Verordnung v. 9. August 1896 (RGBl. 
S. 691): »Die Vorschriften . . . über die Verpflichtung zur Teilnahme an den 
Kasino- und Messeeinrichtungen werden vom Reichskanzler erlassen.** 
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kanzler (§ 4 KolBG.). Die Vorschriften über die Tagegelder und 
Puhrkosten^) bei Dienstreisen außerhalb des Schutzgebiets, über die 
ümzugskosten bei der Aus- und Heimreise und bei Versetzungen 
innerhalb der Schutzgebiete werden durch Gesetz geregelt. Die 
übrigen Anordnungen über die Tagegelder und Puhrkosten erläßt 
der Reichskanzler (§ 5 KolBG.) *). Seine bisherigen Bestimmungen 
bleiben vorläufig noch in Geltung, und zwar nicht nur in so weit, 
als er auch in Zukunft das Verordnungsrecht besitzt, sondern auch 
in so weit, als auf die Regelung durch ein besonderes Gesetz ver- 
wiesen ist. Denn § 62 KolBG. hält ausdrücklich die geltenden Vor- 
schriften bis zum 31. März 1911 aufrecht. Auf Grund des Art. 5 
der Verordnung vom 9. August 1896 hat der Reichskanzler unter 
dem 31. Mai 1901 Vorschriften betreffend den Urlaub, die Stell- 
vertretung, die Tagegelder, Fuhr- und Umzugskosten der Landes- 
beamten in den Schutzgebieten mit Ausnahme von Kiautschou^) 
erlassen sowie zur Ergänzung dieser Vorschriften die Verordnungen 
vom 18. Juli 1907 und vom 11. Juli 1910^). 

Die von den Kolonialbeamten während des Urlaubs zu be- 
ziehenden Gebührnisse regelt § 4 der Verordnung vom 31. Mai 1901 
Der Beamte erhält bis zur Dauer von sechs Monaten seine vollen 
Dienstbezüge, soweit sie nicht ihrer Natur nach an den Aufenthalt 
im Schutzgebiet geknüpft sind und mit dem Verlassen desselben 
in Wegfall zu kommen haben. Wird der Heimatsurlaub wegen 
Krankheit über sechs Monate hinaus verlängert, so erhält der 
Kolonialbeamte das pensionsberechtigende Gehalt und den Woh- 
nungsgeldzuschuß gleichalteriger heimischer Beamten, soweit dieser 
nicht schon im Gehalt eingerechnet ist. Auch bei Verlängerung 
aus sonstigen wichtigen Gründen kann der Reichskanzler diese 
Bezüge gewähren. 

Den Gouverneuren wird, soweit ihre Bezüge nicht schon we- 
gen Verlängerung des Urlaubs über 6 Monate hinaus auf das 
pensionsfähige Einkommen gekürzt ist, ein Abzug vom Gehalt in 
Höhe von 20 % des auf die Zeit ihrer Abwesenheit fallenden Be- 
trages der Kolonialdienst-Zulage — jetzt (§ 2 KolBG.) : Kolonial- 
zulage — gemacht (§ 10 V. v. 31. Mai 1901). 

Für die nichtetats mäßigen Kolonialbeamten bestehen ähnliche 
Vorschriften. Sie erhalten (§ 5 ä. a. 0.) bis zur Dauer von sechs 
Monaten ihre vollen Bezüge. Bei Verlängerung des Urlaubs über 

1) Vgl. Salge S. 86 ff. 2) Vgl. Rombeeg S. 130 ff. 

3) Kolonialblatt 1901 S. 426. 4) Kolonialblatt 1907 S. 706, 1910 S. 649. 
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sechs Monate hinaus erhalten die Angehörigen der Beamtenklas- 
sen, für welche Etatsstellen bestehen, Gebührnisse in Höhe des Min- 
destbetrages des pensionsberechtigenden Gehalts der etatsmäßigen 
Beamten ihrer Klasse. Bestehen derartige Etatsstellen nicht, so 
erhalten die Beamten Gebührnisse bis zu dem pensionsberechtigen- 
den Gehalt eines etatsmäßigen Beamten entsprechender Klasse 
oder in Ermangelung einer solchen vom Reichskanzler zu bestim- 
menden tunlichst gleichartigen Klasse. In letzterem Falle kann 
auch das den gleichalterigen etatsmäßigen Beamten zustehende 
pensionsberechtigende Wohnungsgeld berücksichtigt werden, wo- 
gegen dies im erstereü Falle nicht geschieht. 

Auch den nichtetatsmäßigen Beamten kann der Reichskanzler 
bei Verlängerung des Urlaubs aus wichtigen Gründen — außer 
wegen Krankheit^) — über 6 Monate hinaus dieselben Bezüge 
belassen, wie sie den Beamten bei Verlängerung wegen Krankheit 
zustehen (§ 5 Abs. 3 a. a. 0.). 

Zu beachten ist noch § 5 Abs. 5 a. a. 0., wonach diese Vor- 
schriften keine Anwendung finden auf Personen, welche zur Er- 
füllung einer vorübergehenden Aufgabe oder von vornherein nur 
auf eine Dienstperiode angestellt werden, oder welche aus Ge- 
sundheitsrücksichten nur kürzere Zeit im Schutzgebiet verbleiben. 

E. Zur Bestreitung der Heimreise und der Wiederausreise 
können den in die Heimat beurlaubten Beamten Reisebeihilfen im 
Betrage etwa der Kosten einer einmaligen Reise zwischen Berlin 
und dem betreffenden Schutzgebiet gewährt werden ^j. Ihre Höhe 
wird durch den Reichskanzler unter Berücksichtigung der gege- 
benen Verhältnisse und der jeweiligen Fahrpreise festgesetzt. Ab- 
zuziehen ist hiervon der Betrag für die Verpflegung, der in dem 
Reisepreis einbegriffen ist, nämlich täglich 3 Mark für höhere und 
mittlere Beamte, 2 Mark für untere Beamte. Nur solche Be- 
amte, welche auch im Schutzgebiet freie Verpflegung erhalten, 
erleiden diesen Abzug nicht (§ 9 V. v. 31. Mai 1901). 

Auch den Familienmitgliedern der Beamten können derartige 
Reisebeihilfen zugewiesen werden und zwar „sowohl bei Beurlau- 
bungen des Familienhaupts, als auch, wenn die Familienangehö- 
rigen wegen Erkrankung oder wegen anderer außerordentlicher 
Verhältnisse allein reisen müssen**^). 

1) Oben S. 38. 2) Vgl. zum folgenden Saloe S. 110 ff. 

3) Anmerkung B zu Abschnitt l — VI Nr. 5 zum Haushaltsetat der Schutz- 
gebiete 1910 (RGBL S. 568/569). 
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Endlich können Beihilfen auch bei Urlaubsreisen zu Zwecken 
der Erholung in Erholungsstationen bewilligt werden^). 

Ein Rechtsanspruch auf die Erteilung einer Reisebeihilfe be- 
steht nicht. Hierüber läßt die Ausdrucksweise der Verordnungen 
und Anweisungen keinen Zweifel. Ihre Gewährung steht im Be- 
lieben der Verwaltung. Für die üebersiedelung nach dem Schutz- 
gebiet beim Eintritt in den Kolonialdienst, für die Heimreise im 
Falle des Austritts aus dem Kolonialdienst sowie für Versetzun- 
gen von einem Schutzgebiet in ein anderes erhalten die etats- 
mäßigen Beamten gemäß § 12 V. v. 31. Mai 1901 Vergütung nach 
Maßgabe der Allerhöchsten Verordnung v. 23. April 1879*^) be- 
treffend die Tagegelder, die Fuhrkosten und die ümzugskosten der 
gesandtschaftlichen und Konsularbeamten. Diese Verordnung ist 
geändert durch die „Verordnung, betreffend Aenderung von Ver- 
ordnungen über die Tagegelder, Fuhrkosten und Umzugskosten 
von Reichsbeamten vom 17. Juli 1910"^) und neu bekannt ge- 
macht S. 993 im RGBL 1910. Die Aenderungen gelten gemäß § 12 
Abs. 3 der V. v. 31. Mai 1901 ohne weiteres auch für die Ko- 
lonialbeamten. Für nichtetatsmäßige höhere und mittlere Beamte 
kommen die entsprechenden Vorschriften der Verordnung vom 
23. April 1879 in Betracht. Im Gegensatz hierzu erhalten die 
nichtetatsmäßigen unteren Beamten entweder freie Beförderung 
zur See und einen vom Reichskanzler festzusetzenden Reisezu- 
schuß^) oder eine vom Reichskanzler für die einzelnen Schutzge- 
biete festzusetzende Pauschsumme. Bei der ersten Ausreise be- 
ziehen sie Ausrüstungsgelder, deren Höhe der Reichskanzler fest- 
setzt (§ 12 V. V. 31. Mai 1901). 

Darüber hinaus können diesen nichtetatsmäßigen Kolonial- 
beamten in den Fällen der Ausreise nach dem Schutzgebiete beim 
Dienstantritt und der Heimreise beim Austritt aus dem Kolonial- 
dienst sowie der Versetzung nach einem anderen Schutzgebiet bei 
Mitnahme von Familienmitgliedern Beihilfen zur Deckung der 
sämtlichen dadurch wirklich entstandenen Beförderungskosten, je- 
doch nicht über die für etatsmäßige Beamte mit Familien zu- 

1) Verordnung zur Ergänzung der Vorschriften vom 31. Mai 1901 betr. 
den Urlaub, die Stellvertretung, die Tagegelder, Fuhr- und Umzugskosten 
der Landesbeamten in den Schutzgebieten mit Ausnahme von Kiautschou, 
V. 18. Juli 1907. Nähere Ausfiihrungsvorschriften über Reisebeihilfen sind 
mitgeteilt bei Tesch S. 239 if. 

2) RGBl. S. 127. 3) RGBl. S. 947. 

4) Dasselbe gilt für sie bei Versetzung in ein anderes Schutzgebiet. 
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lässigen Beträge hinaus bewilligt werden. Soweit später für die 
betreffenden Umzugsreisen der Familien besondere Umzugskosten 
„zuständig" werden, ist darauf die für Mitnahme der Familie ge- 
währte Beihilfe in Anrechnung zu bringen^). 

Für Dienstreisen und Versetzungen innerhalb eines Schutz- 
gebiets wird eine Vergütung nach Maßgabe der für die einzelnen 
Schutzgebiete erlassenen Vorschriften gewährt (§ 14 V. v. 31. Mai 
1901). 

§ 11. 4. P e n s ion. 

A. Voraussetzung der Pensionierung ist entweder Erreichung 
eines bestimmten Lebensalters bezw. Dienstalters oder Dienst- 
unfähigkeit. 

Mit Vollendung des 65. Lebensjahres hat der Beamte auch 
ohne eingetretene Dienstunfähigkeit Anspruch auf Pension (§ 1 
KolBG. — § 34 a RBG.)^). Für die Kolonialbeamten gilt eine 
Besonderheit. Haben diese 12 bis 15 Jahre in den Kolonien zu- 
gebracht — die Gesamtdienstzeit wird sich dann unter Hinzurech- 
nung dös Heimatsurlaubs auf 15 bis 18 Jahre belaufen — , so wer- 
den sie im allgemeinen so „verbraucht" ^) sein, daß sie für den 
Beamtendienst nicht mehr in Frage kommen und größtenteils er- 
werbsunfähig sind. § 22 KolBG. bestimmt daher, daß einem Ko- 
lonialbeamten, der dem Kolonialdienst in Deutsch-Ostafrika, Ka- 
merun, Togo oder Deutsch-Neu- Guinea (außer dem Inselgebiet der 
Karolinen, Palau, Marianen und Marschallinseln) zwölf Jahre, in 
Deutsch-Südwestafrika, Samoa oder dem Inselgebiet der Karolinen, 
Palau, Marianen und Marschallinseln oder dem Kiautschougebiet 
fünfzehn Jahre angehört hat, ein Anspruch auf lebenslängliche 
Pension zusteht. Dabei ist der im § 34 RBG. bezw. § 15 KolBG. 



1) Nr. 4 der Anmerkungen B zu Abschnitt I — VI Haushaltetat für die 
Schutzgebiete 1910 (RGBl. 1910 S. 568) ; ebenso im Nachtrag zum Haushalts- 
etat für die Schutzgebiete (RGBl. 1910 S. 809); hier ist noch hinzugefügt: 
Die Beihilfe für die Familienmitglieder kann in jedem Falle bei ihrer erst- 
maligen Ausreise bewilligt werden, auch wenn die Ausreise nach Heimats- 
urlaub des Beamten erfolgt. Auch kann für die Ausreise von Bräuten die 
Beihilfe nach erfolgter Eheschließung gewährt werden. 

2) Vgl. für die Reichsbeamten Laband I S. 497; Mbyer-Anschütz 
S. 536 f.; Zorn, Staatsrecht I S. 319. 

3) So Begründung zum Kolonialbeamtengesetz, Drucksachen Nr. 387 
1909/10 S. 30; Doerb S. 32; vgl. zu diesem Paragraphen Salge a. a. 0. S. 115: 
Romberg S. 157 ff. 
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verlangte Nachweis der Dienstunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
nicht erforderlich. Bei Berechnung des den Pensionsanspruch be- 
gründenden Zeitraums findet die Doppelrechnung des § 24 KolBG. *). 
nicht statt; es wird nur die in den Schutzgebieten tatsächlich 
zugebrachte Zeit berücksichtigt. Tritt der Kolonialbeamte in den 
Dienst eines anderen Schutzgebiets oder wird er nach seinem Aus- 
scheiden wieder im Kolonialdienst angestellt, so wird der Zeitraum 
der zur Pensionierung erforderlichen Dienstzeit nach dem Ver- 
hältnis der in den einzelnen Schutzgebieten zugebrachten Dienst- 
zeiten berechnet (§ 22 KolBG.). 

Die Vorschrift^) soll gleichzeitig ein Anreiz zu einem längeren 
Verbleiben im Kolonialdienst bilden, da gerade die älteren Ko- 
lonialbeamten wegen ihrer Erfahrung in kolonialen Fragen be- 
sonders wertvoll sind und nach Möglichkeit der Verwaltung er- 
halten bleiben sollen^). 

Die Pensionierung findet ferner bei dauernder Dienstunfähig- 
keit ^) des Kolonialbeamten statt, und zwar bei Unfähigkeit zum 
Kolonialdienst infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte. Hier tritt 
aber als zweites Erfordernis das einer mindestens zehnjährigen 
Dienstzeit hinzu. 

Von diesem Erfordernis wird nur dann abgesehen, wenn die 
Dienstunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder 
sonstigen Beschädigung ist, welche der Beamte bei Ausführung 
des Dienstes oder aus Veranlassung desselben ohne eigene Ver- 
schuldung sich zugezogen hat (§ 36 RBG., § 1 KolBG.). Diese 
Bestimmung ist von besonderem Wert, da den Kolonialbeamten 
infolge der ungünstigen Einflüsse des tropischen Klimas eine 
Dienstuntauglichkeit schon in verhältnismäßig frühen Jahren droht. 
Da demgemäß die Zahl der dienstuntauglichen Kolonialbeamten 
ziemlich groß ist, so w^ürde eine erhebliche Belastung des be- 
treffenden Schutzgebietsfiskus die Folge sein. Diese Wirkung 

1) Vgl. unten S. 45. 2) § 22 KolBG. 

3) Begründung, Drucksachen a. a. 0. S. 30. Doerr a. a. 0. S. 32. 

4) Vgl. dazu § 53 RBG., der (§ 1 KolBG.) Anwendung findet ,Zum Er- 
weise der Dienstunfäbigkeit eines seine Versetzung in den Ruhestand nach- 
suchenden Reichsbeamten ist die Erklärung der demselben unmittelbar vor- 
gesetzten Dienstbehörde erforderlich, daß sie nach pflichtmäßigem Ermessen 
den Beamten für unfähig halte, seine Amtspflichten ferner zu erfüllen" 
(Abs. 1). Nach dem Ermessen der entscheidenden Behörde sind gegebenen- 
falls andere Beweismittel genügend oder erforderlich (Abs. 2). 
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verhindert § 29 KolßG. § 29, der aber auch für die nach zehn- 
jähriger Dienstzeit pensionierten Beamten gilt, bestimmt, daß ein 
Kolonialbeamter oder ehemaliger Kolonialbeamter, der dauernd 
oder vorübergehend nicht mehr zum Kolonialdienst, wohl aber 
zum Dienst in der Heimat fähig ist, eine Stellung im Reichs- oder 
heimischen Staatsdienst nicht ablehnen darf, wenn das mit ihr 
verbundene Gehalt das letzte pensionsfähige Gehalt im Kolonial- 
dienst erreicht. Beamte nämlich, die kolonialdienstunfähig sind, 
werden vielfach noch im heimischen Dienst beschäftigt werden 
können. Zu beachten ist, daß unter Reichs- und Staatsdienst 
nach § 44 KolBG. in Verbindung mit § 57 Nr. 2 RBG. auch 
die in letzterem Paragraphen aufgeführten Stellen zu verstehen sind, 
z. B. Stellen im Kommunaldienst ^). 

Das Gehalt der heimischen Dienststelle darf nicht geringer sein, 
als das zuletzt im Schutzgebiet bezogene pensionsfähige Gehalt. Ander- 
seits darf der Kolonialbeamte, wenn er aus dem Reichs- oder hei- 
mischen Staatsdienst übernommen war, auch den Wiedereintritt 
in eine solche heimische Stelle nicht ablehnen, die seinem hei- 
mischen Dienstalter entspricht, d. h. dem Dienstalter, welches er 
im heimischen Dienste erlangt haben würde ^). Das damit ver- 
bundene Gehalt wird vielfach geringer sein, als das, welches der 
Beamte in seinem kolonialen Amte bezogen hat, da die Beförde- 
rung in den Schutzgebieten unter Umständen schneller erfolgt. 
Soweit daher das Gehalt der heimischen Stelle hinter dem letzten 
pensionsfähigen Gehalt im Kolonialdienst zurückbleibt, ist dem 
Beamten im § 29 Abs. 1 Satz 3 KolBG. ein Anspruch auf Zah- 
lung des Unterschieds zwischen beiden aus Mitteln des Schutz- 
gebiets eingeräumt. Lehnt der Beamte die Stellung ab, so fallen 
alle weiteren Ansprüche aus dem bisherigen Dienstverhältnisse fort. 

Nicht fällige Ansprüche aus dem bisherigen Dienstverhältnis 
erlöschen grundsätzlich mit der Uebernahme des Beamten (§ 29 
Abs. 2 KolBG.). 

Erdient der Kolonialbeamte im heimischen Dienst eine Pen- 
sion, die hinter derjenigen Pension zurückbleibt, die ihm bei Aus- 



1) Vgl. ROMBBRG S. 158. 

2) Wegen der Rückübernahme werden schon bei Anstellung im Eolonial- 
dienst mit den heimischen Behörden Verhandlungen gepflogen; auch sind 
allgemein von den verschiedenen Verwaltungen der Bundesstaaten Bestim- 
mungen über den Wiedereintritt der Eolonialbeamten in den heimischen 
Dienst erlassen. Vgl. Tesch S. 29 ff., Salge S. 14 ff. 
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scheiden aus dem Kolonialdienst zugestanden hätte, so hat er 
Anspruch auf einen entsprechenden Zuschuß aus Mitteln des 
Schutzgebiets. Die Tropenzulage bleibt bei der Berechnung außer 
Betracht (§ 30 Kol.BG.). 

Ist die Rückkehr eines Kolonialbeamten in den heimischen 
Dienst wegen Dienstunfähigkeit nicht möglich, und ist der Beamte 
ohne Pension ausgeschieden, so kann er noch nachträglich bis 
zum Ablauf von 2 Jahren den Anspruch auf Pension geltend 
machen, falls sich erst nachträglich herausstellt, daß er infolge 
einer Krankheit, Verwundung oder sonstigen Beschädigung, die 
er sich bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes in den 
Schutzgebieten ohne Vorsatz zugezogen hat, für den Reichs- oder 
heimischen Staatsdienst unfähig oder erwerbsunfähig^) geworden 
ist. Gründet sich die Pensionsberechtigung auf Dienstuntauglich- 
keit infolge außerordentlicher Einflüsse des Klimas während eines 
dienstlichen Aufenthalts in den Schutzgebieten oder infolge be- 
sonderer Fährlichkeiten des Dienstes in den Schutzgebieten, so 
dauert die Frist für die Geltendmachung des Anspruchs zehn 
Jahre (§ 31 KolBG.). 

Diese Vergünstigungen des § 31 KolBG. genießen diejenigen 
Kolonialbeamten nicht, die auf Widerruf oder Kündigung ange- 
stellt waren und ausdrücklich wegen grober Verletzung der Dienst- 
pflichten entlassen worden sind (§31 Abs. 2 KolBG.). 

Die nichtetatsmäßigen Beamten haben nur dann die An- 
sprüche der etatsmäßigen Beamten, wenn sie eine etatsmäßige 
Stelle bekleidet haben. War dies nicht der Fall, so kann ihnen 
— wie den etatsmäßigen Beamten — Pension bewilligt werden 
(§ 37 RBG.). Auch kann bei vorhandener Bedürftigkeit der 
Reichskanzler den Beamten, die vor Vollendung einer zehnjährigen 
Dienstzeit dienstunfähig werden und keinen Anspruch auf Pension 
haben, eine solche bewilligen. 

B. Besonders geregelt ist die Pensionierung wegen Dienst- 
untauglichkeit bei denjenigen Beamten, die nicht aus dem Reichs- 
oder heimischen Staatsdienst übernommen sind^). Diesen wird der 
Eintritt in heimische Dienststellen — gemäß § 29 KolBG. — 
vielfach deshalb nicht möglich sein, weil sie die dafür geforderte 
Vorbildung nicht besitzen. Deshalb werden sie dazu auch nicht 
bei Strafe des Verlustes des Pensionsanspruchs gezwungen. Da 
sie anderseits in vielen Fällen doch noch ihrem früheren Beruf 



1) Kol.BG. §§ 14, 15 ff. 2) Vgl. Rombeeg S. 159 ff. 
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als Arzt, Kaufmann, Techniker usw. nachgehen können, so ist 
für sie ganz allgemein bestimmt, daß Erwerbsunfähigkeit die Vor- 
aussetzung ihres Pensionsanspruchs bildet (§ 15 KolBGr.). Wird 
ein solcher Beamter infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte zur 
Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig (kolonialdienst- 
unfähig) und deshalb in den Ruhestand versetzt, so hat er An- 
spruch auf Pension, wenn und solange seine Erwerbsfähigkeit auf- 
gehoben oder um wenigstens ^7ioo vermindert ist (§ 16 Abs. 1 
KolBG.). Auch hier haben nichtetatsmäßige Kolonialbeamte 
dieser Art einen Pensionsanspruch nur dann, wenn sie eine etats- 
mäßige Stelle bekleidet haben (§21 KolBG.). 

C. Die Höhe der Pensionen aller Kolonialbeamten regelt 
sich zunächst nach den §§ 41 flf. RBG. (§ 1 KolBG.). Sie be- 
trägt nach einer Dienstzeit bis zu 10 Jahren ^^eo des Dienstein- 
kommens, und steigt mit jedem weiter zurückgelegten Dienstjahr 
bis zum vollendeten 30. Dienstjahr um Veo? von da ab um Viao, 
bis zu **/6o des Einkommens. Bei der Berechnung wird das aus- 
drücklich als pensionsfähig bewilligte Diensteinkommen oder, falls 
ein solches nicht bewilligt ist, das bei der Pensionierung nach 
Maßgabe der geltenden Bestimmungen anzurechnende Dienstein- 
kommen zugrunde gelegt. Im allgemeinen kommt demnach das, 
sog. Inlandgehalt in Präge. Die Kolonialzulagen werden nicht 
angerechnet. An Stelle des Wohnungsgeldes oder der freien 
Wohnung kommt der Wohnungsgeldzuschuß zur Anrechnung, der 
den in gleichartigen Dienststellen befindlichen Reichsbeamten durch- 
schnittlich zusteht. Welche Stellen im Reichsdienst den Stellen 
im Kolonialdienst gleichartig sind, wird durch den Haushaltsetat 
für die Schutzgebiete bestimmt (§ 23 KolBG.). 

Die in den Schutzgebieten oder auf Seereisen in außerheimi- 
schen Gewässern zugebrachte Dienstzeit wird bei der Pensionie- 
rung doppelt in Anrechnung gebracht, sofern sie mindestens sechs 
Monate ohne Unterbrechung gedauert hat. Fällt sie in solche 
Jahre, die bereits als Kriegsjahre zu erhöhtem Ansatz kommen '), 
so findet die Doppelrechnung nicht statt (§ 24 KolBG.). Welche 



1) So wird z. B. das Jahr 1908 den Teilnehmern an gewissen militäri- 
schen Unternehmungen als Kriegsjahr angerechnet. Allerhöchster Erlaß, be- 
treffend die Anrechnung des Jahres 1908 als Kriegsjahr aus Anlaß von mili- 
tärischen Unternehmungen in Südwestafrika, v. 17. März 1910 (RGBl. S. 595). 
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Gewässer als außerheimische zu gelten haben, ist genau bestimmt \). 

Wenn auch bei der Berechnung der Pension die Tropen- 
zulage außer Betracht bleibt, gilt doch eine Ausnahme für die 
Kolonialbeamten, die entweder infolge außerordentlicher Einflüsse 
des Klimas während eines dienstlichen Aufenthalts in den Schutz- 
gebieten oder infolge der besonderen Fährlichkeiten des Dienstes 
in den Schutzgebieten pensionsberechtigt geworden sind. Sie 
haben, falls sie nicht die Dienstunfähigkeit oder Verminderung 
ihrer Erwerbsfähigkeit vorsätzlich herbeigeführt haben, für die 
Dauer des Pensionsbezugs auf eine Tropenzulage Anspruch, die^) 
je nach der Gehaltsklasse des Kolonialbeamten zwischen 300 M. 
und 900 M. beträgt (§ 25 Abs. 1 und 2 KolBG.). Der An- 
spruch kann bis zum Ablauf von 10 Jahren nach dem Ausschei- 
den geltend gemacht werden. Die Tropenzulage wird nur in so 
weit gewährt, als der Beamte nicht aus Reichs- oder Schutzgebiets- 
mitteln andere Zulagen oder Pensionserhöhungen erhält (§ 25 
Abs. 3 KolBG.). Sie steigt bei ununterbrochener mehr wie drei- 
jähriger Dienstzeit nach drei Jahren jährlich bis zum doppelten 
Betrage (§ 26 KolBG.). Bei der Veranlagung zur Steuer und 
zu anderen öffentlichen Abgaben bleibt sie außer Betracht (§ 27 
KolBG.) «). 

Für die pensionierten Kolonialbeamten, die nicht aus dem 
heimischen Dienst entnommen sind, ist die Vollpension und die 
Teilpension zu unterscheiden ; letztere wird bei teilweiser Erwerbs- 
unfähigkeit gewährt (§ 16 KolBG.). Auch werden die Peusions- 
gebührnisse dieser Beamten anders festgesetzt, wenn die Verhält- 
nisse, unter denen sie bewilligt wurden, andere geworden sind, 
oder wenn bewiesen wird, daß die Voraussetzungen zu ihrer Be- 
willigung nicht den tatsächlichen Verhältnissen entsprochen haben 
(§§ 19, 20 KolBG.). 

Im übrigen gilt für alle Kolonialbeamten in Pensionsfragen 
allgemeines Beamtenrecht (§ 1 KolBG., § 34 fl*. EBG.)^). Aus 
der Reihe dieser Vorschriften sei § 57 RBG., welcher das Ruhen 



1) Es sind diejenigen Gewässer, welche weder zur Ostsee noch zur Nord- 
see gehören, wobei die Nordsee gerechnet wird bis zur Linie Dover-Calais, 
längs der Ostküste Englands bis zum 3. Grad Westlänge von Greenwich und 
bis zum Breitenparallel von 60 Grad Nordbreite (§ 24 KolBG.)- 

2) Im Mindestsatz ; Erhöhungen ergeben sich aus der allgemeinen Sachlage. 

3) Vgl. Romberg S. 173 ff. 

4) Laband I 497 ff. ; Zoen I S. 319 ff. ; G. Meyer- Anschütz S. 536 ff. 
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des Pensionsanspruchs regelt, hervorgehoben. „Das Recht auf 
den Bezug der Pension ruht: 1. wenn ein Pensionär das deutsche 
Indigenat verliert, bis zu etwaiger Wiedererlangung desselben; 
2. wenn und solange ein Pensionär im Eeichs- oder im Staats- 
dienste ein Diensteinkommen bezieht, in so weit, als der Betrag 
dieses neuen Diensteinkommens unter Hinzurechnung der Pension 
den Betrag des von dem Beamten vor der Pensionierung be- 
zogenen Diensteinkommens übersteigt" (§ 57 RBG.). Dasselbe ist 
der Fall, wenn etwa der Kolonialbeamte in einem anderen Schutz- 
gebiet eine Anstellung bekommen hätte. 

Bei einstweiliger Versetzung in den Ruhestand hat der Ko- 
lonialbeamte Anspruch auf das sog. Wartegeld {§ 1 KolBG., 
§ 26 flf. RBG.). Dieses beträgt ^4 des pensionsberechtigten Dienst- 
einkommens, höchstens aber 12000 M., es sei denn, daß der Be- 
amte schon eine höhere Pension verdient hatte (§ 26 RBG.)^). 

§ 12. 5. Hinterbliebenenversorgung. 

Der Staat (das Schutzgebiet) sorgt auch für die Hinter- 
bliebenen seiner verstorbenen Beamten. Das Gesetz gewährt ihnen 
durchweg Rechtsansprüche; in Fällen, wo solche nicht zur Ent- 
stehung gelangen, billige Erwägungen aber doch eine Versorgung 
fordern, gestattet es gleichwohl die Bewilligung von Pensions- 
gebühren. 

Die Grundlage der Hinterbliebenenversorgung bildet § 1 Kol 
BG.^). Auf die Hinterbliebenen der Kolonialbeamten finden die 
Vorschriften des Beamtenhinterbliebenengesetzes vom 17. Mai 
1907») mit den sich aus §§ 32 ff. KolBG. ergebenden Modifika- 
tionen Anwendung. Die wichtigsten Bestimmungen sind in den 
§§ 7, 8 und 9 RBG. enthalten. Die Witwen oder die ehe- 
lichen und legitimierten Abkömmlinge des verstorbenen Kolonial- 
beamten haben für das auf den Sterbemonat folgende Vierteljahr 
auf das volle Gehalt des Verstorbenen Anspruch. Bezüge zur 
Bestreitung von Dienstaufwandskosten kommen in Abzug. Von 
den Repräsentationsgeldern werden 20% abgezogen. Ein An- 



1) Vgl. im übrigen §§ 27 ff. RBG.; über die einstweilige Versetzung in 
den Ruhestand überhaupt unten § 19; für das Reichsbeamtenrecht vgl. G. 
Meyeb-Ansghütz S. 545. 

2) Früher Art 1 V. v. 9. August 1896. Vgl. hierzu und zum folgenden 
Salge a. a. 0. S. 134 ff.; Romberg S. 188. 

3) RGBl. S. 208. 
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Spruch auf dieses sog. Gnadenvierteljahr steht nur dann zu, wenn 
der Beamte eine etatsmäßige Stelle bekleidet hat ; andernfalls kann 
das Gnaden Vierteljahr von der vorgesetzten Dienstbehörde be- 
willigt werden (§ 7 RBG.). Es kann, falls Hinterbliebene im 
oben genannten Sinne fehlen, mit Genehmigung der obersten 
Reichsbehörde auch andern, von dem verstorbenen Beamten früher 
unterhaltenen Verwandten zugewendet werden (§ 8 RBG.). 

Hatte der verstorbene Kolonialbeamte zur Zeit seines Todes 
Anspruch auf Pension ^) oder hätte er einen solchen gehabt, falls 
er in diesem Augenblicke in den Ruhestand versetzt gewesen wäre, 
so haben seine Witwe und die ehelichen oder legitimierten Kinder 
Anspruch auf Witwen- und Waisengeld (§ 1 Ges. v. 17. Mai 1907^). 

Das Witwengeld beträgt 40 % der Pension, die der verstor- 
bene Beamte gehabt hat oder gehabt hätte ^); es soll sich auf 
mindestens 300 M., höchstens 5000 M. belaufen (§ 2 a. a. 0.). 

Das Waisengeld, das den Waisen bis zum 18. Lebensjahr 
zusteht, beträgt für jedes Kind, dessen Mutter noch lebt und zur 
Zeit des Todes des Verstorbenen zum Bezüge von Witwengeld 
berechtigt war, ein Fünftel des Witwengeldes, für jedes Kind, 
dessen Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Ver- 
storbenen zum Bezüge von Witwengeld nicht berechtigt war, ein 
Drittel des Witwengeldes (§ 3 des Hinterbliebenen- Versorgungs- 
Ges. V. 17. Mai 1907). 

üebersteigen jedoch Witwen- und Waisengeld zusammen den 
Pensionsbetrag, der dem Beamten zugestanden hat oder zuge- 
standen hätte, falls er bei seinem Tode Pension bezogen hätte, 
so werden die Beträge auf diese Pension gekürzt (§ 4 des Hinterbl.- 
Vers.-Ges.). 

Endlich haben die Hinterbliebenen der Kolonialbeamten An- 
spruch auf besondere Zulagen nach näherer Bestimmung des § 34 
KolBG. Voraussetzung dieses Anspruchs ist, daß der Tod des 
Kolonialbeamten „bei Ausübung des Dienstes oder vor dem Ab- 
lauf von zehn Jahren nach dem Ausscheiden entweder infolge 
außerordentlicher Einflüsse des Klimas während eines dienstlichen 
Aufenthalts in den Schutzgebieten oder infolge der besonderen 



1) Wenn dieser auch nur auf Grund des § 39 RBG. vom Reichskanzler 
zugebilligt war. 

2) RGBl. S. 208. 

3) Ist ein Anspruch auf besondere Zulagen (§ 34 KolBG.) gegeben, so bleibt 
die Tropenzulage außer Anrechnung, andernfalls nicht (§ 32 KolBG.). 
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Fährlichkeiten des Dienstes in den Schutzgebieten erfolgt" ist (§ 34 
KolBG.). Die Zulage der Witwen beträgt je nach der Gehalts- 
klasse des Verstorbenen jährlich zwischen 300 und 900 M., die 
der Waisen zwischen 120 und 250 M., bei Doppelwaisen zwischen 
160 und 300 M. jährlich. Diese Ansprüche auf besondere Zu- 
lagen bleiben auch dann bestehen, wenn der Kolonialbeamte in 
den Reichs- oder heimischen Staatsdienst übernommen worden 
war (§ 29 Abs. 2 KolBG.). 

Bleiben die Bezüge der Hinterbliebenen eines in den heimi- 
schen Dienst übernommenen Beamten hinter den Beträgen zurück, 
die zuständig gewesen wären, wenn der Beamte zur Zeit seines 
Ausscheidens aus dem Kolonialdienst die Vollpension bezogen 
hätte, so haben die Witwe und die Waisen Anspruch auf einen 
entsprechenden Zuschuß aus Mitteln des Schutzgebiets. Bei der 
Berechnung bleiben die Zulagen zu Witwen- und Waisengeld außer 
Betracht (§ 35 KolBG.). 

Für die Hinterbliebenen solcher Kolonialbeamten, die nicht 
aus dem heimischen Dienst übernommen worden sind (§ 14 Kol- 
BG.), gelten dieselben Regeln, wie für die Hinterbliebenen der 
Beamten, die aus dem Reichs- oder heimischen Staatsdienst her- 
vorgegangen sind (§ 33 KolBG.). 

Eine Besonderheit besteht für den Fall, daß ein ohne Pension 
ausgeschiedener Kolonialbeamter nicht in den heimischen Dienst 
übernommen wurde und infolge außerordentlicher Einflüsse des 
Klimas während eines dienstlichen Aufenthalts in den Schutz- 
gebieten oder infolge der besonderen Fährlichkeiten des Dienstes 
in den Schutzgebieten vor Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Ausscheiden verstorben ist^). In diesem Falle haben die Witwe 
und die hinterbliebenen Kinder aus einer vorher geschlossenen 
Ehe Anspruch auf Witwen- und Waisengeld und die besonderen 
Zulagen gemäß § 34 KolBG. (§ 36 KolBG.). 

Hinterbliebene, welche mit dem verstorbenen Kolonialbe- 
amten einen Hausstand bildeten, haben innerhalb eines Jahres 
nach dem Tode des Beamten Anspruch auf freie Beförderung in 
ihre Heimat. Die näheren Vorschriften darüber erläßt der Reichs- 



1) Unter den hier und oben S. 48 angeführten Voraussetzungen des § 34 
Abs. 1 KolBG. kann auch Verwandten aufsteigender Linie bei vorhandener 
Bedürftigkeit für deren Dauer ein sog. Elterngeld gewährt werden (250 bis 
450 Mk. jährlich), falls der verstorbene Kolonialbeamte Ernährer der Ver- 
wandten gewesen ist (§ 37 KolBG.)- 

4 
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kanzler. Auch den nichteingeborenen Dienstboten kann freie 
Rückbeförderung gewährt werden (§ 39 Abs. 1, 2 KolBG.). 

Den Angehörigen kann der in einem Schutzgebiet befindliche 
Nachlaß eines Kolonialbeamten kostenfrei nach ihrem Wohnort 
übersandt werden (Abs. 3 § 39 KolBG.). 

§ 13. 6. Zulässigkeit des Rechtswegs. 

A. Ueber die hiernach den Kolonialbeamten ausdrücklich ge- 
währten Ansprüche*) steht den Kolonialbeamten bezw. ihren Hin- 
terbliebenen der Rechtsweg offen ^) (§ 149 ff. RBG. - § 1 KolBG.). 
Zunächst ist die Entscheidung der obersten Reichsbehörde anzu- 
rufen. Innerhalb sechs Monaten, nachdem diese Entscheidung 
dem Beteiligten bekannt gemacht ist, muß bei Verlust des Klage- 
rechts die Klage angebracht werden. Dieselbe richtet sich gegen 
den zur Zahlung verpflichteten Fiskus, den Reichsfiskus ^) oder 
den betreffenden Schutzgebietsfiskus. Der Reichsfiskus wird durch 
die höhere Reichsbehörde*), unter welcher der Beamte steht oder 
gestanden hat, oder falls er direkt unter der obersten Reichsbe- 
hörde steht oder gestanden hat, durch diese vertreten (§ 151 RBG.). 
Der Schutzgebietsfiskus wird für die Beamten der afrikanischen 
und Südsee- Schutzgebiete durch das Reichskolonialamt, für die 
Beamten des Schutzgebiets Kiautschou durch das Reichs-Marine- 
amt vertreten^). 

Die Klage ist bei demjenigen Gericht anzubringen, in dessen 
Bezirk die betreffende Behörde ihren Sitz hat (§ 151 Abs. 2 RBG.) 
und zwar in den Schutzgebieten, da im Reichsgebiet die Landge- 
richte zuständig sind, bei dem Kaiserlichen Bezirksgericht. 

B. Für die Beurteilung der Zivilgerichte sind die Entscheidungen 
der obersten Reichsbehörde über eine Reihe von Fragen maßgebend, 

1) Nicht aber über die Bezüge, deren Bewilligung im Belieben der Ver- 
waltung steht. 

2) Genau ebenso wie den Reichsbeamten. Laband I S. 458; Zorn, 
Staatsrecht I S. 323; Meyer- An schütz S. 533. Vgl. zum folgenden Salge 
S. 114 ff.; Romberg S. 108 ff., 113 f. 

3) Falls etwa der Kolonialbeamte in Reichsdienste übergetreten ist oder 
Ansprüche aus einem früheren Dienstverhältnis hat. Gegebenenfalls kommt 
auch der Fiskus eines Bundesstaates in Betracht. 

4) Vgl. Verordnung v. 27. Dezember 1899 betr. die Zuständigkeit der Reichs- 
behörden zur Ausführung des Gesetzes vom 31. März 1873. 

5) § 2 der Kais. Verordnung zur Ausführung des Kolonialbeamtengesetzes 
V. 3. Oktober 1910 (RGBl. S. 1091). 
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nämlich darüber, ob Dienstunfähigkeit, ob und in welchem Grade Er- 
werbsunfähigkeit vorliegt, sowie ob die Dienstunfähigkeit oder die Er- 
werbsunfähigkeit eine dauernde oder vorübergehende ist, ob die 
Dienstunfahigkeit oder die Minderung der Erwerbsfähigkeit oder 
der Tod auf besondere Ursachen^) zurückzuführen ist, endlich, 
ob bei der Entlassung eines auf Widerruf oder Kündigung ange- 
stellten Kolonialbeamten zutreffend der Fall grober Verletzung der 
Dienstpflichten angenommen ist. lieber diese Fragen entscheidet 
ein innerhalb der obersten Reichsbehörde gebildetes, aus drei Mit- 
gliedern bestehendes Kollegium endgültig (§ 45 KolBG.). 

Die Entscheidungen der Disziplinar- und Verwaltungsbehör- 
den über Entfernung eines Beamten aus dem Amte, einstweilige 
oder definitive Versetzung in den Ruhestand, vorläufige Dienst- 
enthebung sowie über Verhängung von Ordnungsstrafen sind 
gleichfalls für die Beurteilung der Zivilgerichte maßgebend (§ 155 
RBG.)2). 

0. Für die Pfändung^) der den Kolonialbeamten und ihren 
Hinterbliebenen zustehenden Bezüge ist allgemeines Beamtenrecht 
maßgebend. Da die Zivilprozeßordnung in den Schutzgebieten gilt, 
so findet auch § 850 ZPO. Anwendung. Pfändbar (und abtretbar) ist 
nur ein Drittel des den Betrag von 1500 M. übersteigenden Dienst- 
einkommens. Die zur Pension gewährte Tropenzulage des § 25 
KolBG. ist nicht pfändbar und bleibt bei Berechnung des pfänd- 
baren Teiles der Pension außer Ansatz (§ 27 KolBG.), ebenso die 
Kolonialzulage und die besonderen Dienstbezüge der Kolonial- 
beamten *). 



1) Die «besonderen Ursachen" (§§ 31 Abs. 1, 36, 24, 34 KolBG.) sind: 
Krankheit, Verwundung, sonstige Beschädigung bei Ausübung oder aus Ver- 
anlassung des Dienstes in den Schutzgebieten, außerordentliche Einflüsse des 
Klimas während eines dienstlichen Aufenthaltes in den Schutzgebieten, be- 
sondere Fährlichkeiten des Dienstes in den Schutzgebieten. 

2) ROMBEBG S. 213 ff. 

3) Vgl. dazu Salgb S. 112 ff.; Romberg S. 53, 177, 207. 

4) Tesch S. 77 und 141. 
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Dritter Abschnitt. 



Die Beohtsfolgen der Pflichtverletzung. 

Verletzt ein Kolonialbeamter die ihm obliegende Amtspflicht, 
so sind als Wirkungen dieser Pflichtverletzung privatrechtliche, 
strafrechtliche und rein staatsrechtliche Polgen zu unterscheiden. 

§ 14. I. Privatrechtliche Polgen. 

1. Es kann sich bei der privatrechtlichen Verantwortlichkeit 
der Kolonialbeamten nur um amtliche Funktionen handeln. Außer- 
amtliche Handlungen kommen natürlich hier nicht in Betracht ^). 

Den Ausgangspunkt bildet § 839 BGB., der infolge allge- 
meiner Geltung des bürgerlichen Rechts in den Kolonien auch auf 
die Kolonialbeamten Anwendung findet. Bei vorsätzlicher oder 
fahrlässiger Verletzung der dem Beamten Dritten gegenüber ob- 
liegenden Dienstpflicht hat er diesen den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen, bei Fahrlässigkeit jedoch nur dann, wenn der 
Verletzte auf andere Weise keinen Ersatz zu erlangen vermag. 
An sich treffen den Kolonialbeamten nur gegenüber dem Staat bezw. 
dem Schutzgebiet Dienstpflichten. Hier kann es sich daher nur 
um Fälle handeln, wo Dritten ausdrücklich ein Anspruch auf 
Dienste des Beamten eingeräumt ist. unter umständen kommt, 
falls der Anspruch besonders geschützt ist, auch § 833 BGB. in 
Frage. 

Nach § 839 Abs. 2 BGB. ist der Beamte, falls er bei dem 
Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht verletzt, für den 
daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die 
Pflichtverletzung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfah- 
rens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht ist. Auf eine 
pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der Ausübung des 

1) Vgl. zum folgenden Romberg S. 56, 110. 
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Amtes findet diese Vorschrift keine Anwendung. Die Ersatzpflicht 
tritt (§ 839 Abs. 3 BGB.) nicht ein, wenn der Verletzte vorsätz- 
lich oder fahrlässig unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch 
eines Rechtsmittels abzuwenden^). 

Gemäß § 31 BGB. in Verbindung mit § 89 BGB. haftet der 
Schutzgebietsfiskus für den Schaden, den seine das Schutzgebiet 
verfassungsmäßig vertretenden Beamten durch eine in Ausführung 
der ihnen zustehenden Verrichtungen begangene, zum Schadens- 
ersatz verpflichtende Handlung einem Dritten zufügen. Es han- 
delt sich hier nicht um die Ausübung öffentlicher Gewalt, sondern 
nur um Akte rein privatrechtlicher Natur. 

2. Diese Haftpflicht der Kolonialbeamten aus § 839 BGB. ist 
durch das Gesetz über die Haftung des Reichö für seine Beamten 
vom 22. Mai 1910 ^) auf den Schutzgebietsfiskus übertragen worden *). 

§ 1 des Gesetzes bestimmt in Verbindung mit § 4, daß, wenn 
ein Kolonialbeamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffent- 
lichen Gewalt vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten 
obliegende Amtspflicht verletzt, die im § 839 BGB. bestimmte Ver- 
antwortlichkeit an Stelle des Beamten das Schutzgebiet trifft. Ist 
die Verantwortlichkeit des Beamten deshalb ausgeschlossen, weil 
er den Schaden im Zustand der Bewußtlosigkeit oder in einem die 
freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit verursacht hat, so hat gleichwohl das 
Schutzgebiet den Schaden zu ersetzen, wie wenn dem Beamten 
Fahrlässigkeit zur Last fiele, jedoch nur in so weit, als die Billig- 
keit die Schadloshaltung erfordert (Abs. 2). 

Hat der Beamte vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt, so 
kann das Schutzgebiet von ihm Ersatz des Schadens verlangen, 
den es durch die Haftpflicht des § 1 Abs. 1 erleidet. Der Ersatz- 
anspruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in wel- 
chem der Ersatzanspruch des Dritten diesem gegenüber von dem 
Schutzgebiet anerkannt oder dem Schutzgebiet gegenüber rechts- 
kräftig festgestellt ist. 

Für die Ansprüche, welche auf Grund der angeführten Be- 
stimmungen gegen die Schutzgebiete erhoben werden, sind die Be- 
zirksgerichte ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
ausschließlich zuständig (§ 3 a. a. O.). 



1) Vgl. ferner §§ 840, 841 BGB. 2) RGBl. S. 798. 

3) Vgl. ROMBEBG S. 58 ff. 



— 54 — 

Auf eingeborene Beamte finden alle diese Vorschriften keine 
Anwendung (§ 4 Abs. 1 a. a. O.). Durch Kaiserliche Verordnung 
wird bestimmt, inwieweit Kommunalverbände und andere Verbände 
des öffentlichen Eechts in den Schutzgebieten für den von ihren 
Beamten in Ausübung der diesen anvertrauten öffentlichen Ge- 
walt zugefügten Schaden haften (§ 4 Abs. 2 a. a. O.). Schutzge- 
biete, Kommunalverbände und andere Verbände des öffentlichen 
Rechts in den Schutzgebieten haften für den von ihren farbigen 
Beamten in Ausübung der diesen anvertrauten öffentlichen Gewalt 
zugefügten Schaden nur in so weit, als dies durch Verordnung des 
Reichskanzlers bestimmt wird (§ 4 Abs. 2 a. a. O.). Die Kaiser- 
lichen Verordnungen und die Verordnungen des Reichskanzlers 
sind dem Reichstag zur Kenntnisnahme vorzulegen (Abs. 4 § 4 
a. a. yjtjm 

Auf solche Beamte, die, abgesehen von der Entschädigung für 
Dienstaufwand, auf den Bezug von Gebühren angewiesen sind, 
findet das Gesetz vom 22. Mai 1910 keine Anwendung. 

3. Diese zivilrechtliche Haftpflicht der Kolonialbeamten ist 
völlig selbständig'); sie ist insbesondere unabhängig von einem 
Disziplinarverfahren. Auch im Falle eines solchen Disziplinar- 
verfahrens müssen daher zivilrechtliche Ansprüche, die aus Anlaß 
eines Dienstvergehens entstanden sind, vor den Zivilgerichten gel- 
tend gemacht werden. § 79 RBG. betont dies ausdrücklich. 

4. Zivilrechtlicher Natur sind endlich auch die Ansprüche der 
Schutzgebiete auf Ersatz von Kassendefekten^). Doch gelten hier- 
für die besonderen, eingehenden Vorschriften der §§ 134ff. RBG. 
Die unmittelbar vorgesetzte Behörde stellt zunächst den Betrag 
des Defekts, die Person des zum Ersatz verpflichteten Beamten 
und den Grund seiner Verpflichtung durch einen motivierten Be- 
schluß fest (§§ 134—137 RBG). Dieser Beschluß ist sofort voll- 
streckbar, wenn die verfügende Behörde eine „höhere Schutzge- 
bietsbehörde" — d. i. Gouvernement ^) ist. Andernfalls wird der 
Beschluß erst mit der Genehmigung der höheren Schutzgebiets- 
behörde vollstreckbar (§ 139 RBG. — § 1 KolBG.). Gegen den 
Beschluß steht dem Beamten sowohl hinsichtlich des Betrages als 



1) Vgl. Laband T. S. 474 ff.; Zorn, Staatsrecht I S. 326. 

2) Vgl. Laband 1 S. 460; Zobn, Staatsrecht I S. 327; Mkyer-Ansohütz 
S. 526 ; Romberg S. 103 ff. 

3) § 1 der Verordnung zur Ausführung des Kolonialbeamtengesetzes v. 
3. Oktober 1910 (RGBl. S. 1091). 
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auch hinsichtlich der Ersatzverbindlichkeit außer der Beschwerde 
im Instanzenzuge der Rechtsweg, und zwar innerhalb eines Jahres, 
zu (§ 144 RBG.)- 

§ 15. IL Strafrechtliche Folgen. 

1. Da auch das deutsche Straf recht in unseren Schutzgebieten 
gilt, so bedarf es nur des Hinweises darauf, daß die in unserm 
Strafgesetzbuch enthaltenen Strafbestimmungen über Amtsdelikte 
auch auf die Kolonialbeamten Anwendung finden. Daran ändert 
die Begriffsbestimmung des § 359 StrGB. nichts ; denn wenn auch 
nach § 359 StrGB. unter Beamten im Sinne dieses Strafgesetzes 
alle im Dienste des Reichs oder in unmittelbarem oder mittel- 
barem Dienste eines Bundesstaates angestellten Personen zu ver- 
stehen sind, so sollen dadurch die Kolonialbeamten nicht ausge- 
nommen werden. Im Gegenteil muß aus der Inkraftsetzung des 
Strafgesetzbuchs in den Schutzgebieten, verbunden mit der Be- 
stimmung des § 359 StrGB. geschlossen werden, daß unter Beamten 
auch die für den Dienst eines Schutzgebiets angestellten Personen 
zu verstehen sind. 

2. Im Zusammenhang mit der privat- und strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit der Kolonialbeamten ist die Frage des Gerichts- 
standes der Kolonialbeamten zu erörtern. Kolonialbeamte haben 
in Ansehung ihres Gerichtsstandes ihren Wohnsitz im Schutzge- 
biet, wie dies auch bisher schon allgemein angenommen wurde ^). 
Dieser allgemeine Gerichtsstand ist der regelmäßige; nur soweit 
reichsgesetzlich andere Bestimmungen getroffen sind, gelten letztere. 
Es erheben sich jedoch^) für die Besetzung der Gerichte große 
Schwierigkeiten, falls Gouverneure und richterliche Beamte zivil- 
rechtlich belangt werden; diese behalten daher in Ansehung des 
Gerichtsstandes neben ihrem Wohnsitz in den Schutzgebieten den 
Wohnsitz, den sie in der Heimat hatten. Letzterer bestimmt sich 
in Anlehnung an § 15 ZPO. (§ 8 KolBG.). Dasselbe gilt für 
alle Kolonialbeamten hinsichtlich der Klagen wegen solcher ver- 
mögensrechtlicher Ansprüche, die gegen die Kolonialbeamten wäh- 
rend ihres Aufenthaltes in der Heimat entstanden sind. 

Endlich ist noch der Besonderheit des § 9 KolBG. zu gedenken ^). 

1) Begründung zum Kolonialbeamtengesetz, Reichstagsdrucksachen Nr. 387 
1909/10 S. 21/22; Doebr a. a. 0. S. 15; Rombebg S. 148 ff. 

2) Begründung a. a. 0. S. 22; Doerb a. a. 0. S. 16; Rombkbg S. 150. 

3) Rombebg S. 151 ff. 
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Danach kann das Gericht, falls gegen einen Kolonialbeamten bei 
dem Gericht eines Schutzgebiets ein Strafverfahren anhängig ge- 
worden ist und der Beschuldigte seinen dauernden Aufenthalt im 
Reichsgebiet hat, die Sache auf Antrag oder von Amts wegen an 
das sachlich zuständige Gericht verweisen, zu dessen Bezirk der 
Aufenthaltsort gehört. Auch das Umgekehrte, Verweisung durch 
ein heimisches Gericht an das zuständige Gericht des Schutzge- 
biets, oder Verweisung von einem Schutzgebietsgericht an ein an- 
deres, ist zulässig (§ 9 KolBG.). 

Bei dem Gericht, an das die Sache verwiesen ist, wird das 
Verfahren dann in der Lage fortgesetzt, in der es sich befindet 
(§ 9 Abs. 1 Satz 2 KolBG.). Für den Lauf der Fristen verdient 
die Vorschrift des § 46 KolBG. Beachtung. Danach werden Zu- 
stellungen in der gewöhnlichen Form gerichtlicher Zustellungen 
vorgenommen. Dabei soll der den Gerichtsvollziehern zukommende 
Glaube auf vereidigte Verwaltungsbeamte ausgedehnt und soll 
ferner die Eröffnung zu Protokoll und die einfache Bekanntgabe, 
falls diese durch einen vereidigten Verwaltungsbeamten beschei- 
nigt ist, der Zustellung gleichgestellt werden ^). 

§16. III. Staatsrechtliche Folgen (Disziplinarverfahren). 

Abgesehen von den privat- und strafrechtlichen treffen den 
Beamten, der seine Dienstpflichten verletzt, auch staatsrechtliche 
Folgen 2). Die Voraussetzung für das Eingreifen des Staats mit 
seinem besonderen disziplinaren Verfahren ist nach § 72 ßBG. 
Pflichtverletzung des Beamten, mag nun außerdem ein nach Privat- 
oder Strafrecht zu beurteilender Tatbestand vorliegen, oder nicht. 
Ein Beamter, welcher „die ihm obliegenden Pflichten verletzt, be- 
geht ein Dienstvergehen und hat die Disziplinarbestrafung ver- 
wirkt" (§ 72 RBG). 

1. Es sind vier Arten der Disziplinarstrafe zu unterscheiden, 
darunter drei, die den Charakter der Ordnungsstrafe tragen; dazu 
tritt als vierte Disziplinarstrafe die Entfernung aus dem Amt 
(§ 73 RBG.). Ordnungsstrafen sind: Warnung, Verweis und Geld- 
strafe, letztere bei besoldeten Beamten bis zum Betrage des ein- 
monatlichen Diensteinkommens, bei unbesoldeten bis zu 90 M. 
Geldstrafe kann mit Verweis verbunden werden. Welche Strafe 
verhängt wird, ist nach Lage der Sache zu entscheiden (§ 76 RGB.). 

1) Vgl. im übrigen auch § 133 RBG. 

2) Salge S. 48 ff. ; Romberg S. 209 ff. 
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2. Jeder Dienstvorgesetzte ist befugt, dem ihm untergeord- 
neten Beamten Warnungen und Verweise zu erteilen (§ 80 RBG. 
— § 1 KolBG). Geldstrafen können bis zum höchstzulässigen Be- 
trage nicht nur von der obersten Reichsbehörde (§81 RBG.), 
sondern auch von den Gouverneuren verhängt werden (§ 40 KolBG.), 
„damit diese bei der weiten Entfernung der Schutzgebiete vom 
Sitze der Zentralbehörde in der Lage sind, unter den Beamten 
die erforderliche Disziplin aufrechtzuerhalten" '). Eine Ausnahme 
gilt für die nicht richterlichen Beamten der Justizverwaltung. Da 
diese vielfach mit richterlichen Geschäften beauftragt werden, soll 
zur Erzielung größerer Unabhängigkeit von der Verwaltung an 
Stelle des Gouverneurs der Oberrichter für die Verhängung von 
Geldstrafen zuständig sein. Das Recht, gemäß § 81 Nr. 2 RBG. 
auf Geldstrafen bis zum Betrage von 30 M. gegen die unterstell- 
ten Beamten zu erkennen, soll nach § 40 Abs. 2 KolBG. den Be- 
zirksamtmännem sowie den Vorständen der sonstigen dem Gou- 
verneur unmittelbar untergeordneten Behörden und der Bezirks- 
gerichte sowie dem Vorsteher der Intendantur und dem dienst- 
ältesten Kriegsgerichtsrat einer Schutztruppe zustehen. Die Be- 
hörden, die den zuletzt genannten untergeordnet sind, können Geld- 
strafen bis zu 9 M. verhängen (§ 81 Nr. 3 RBG.). 

Gegen richterliche Beamte können Ordnungsstrafen nur vom 
Reichskanzler festgesetzt werden (§ 48 Abs. 2 KolBG.). 

Das Verfahren richtet sich in allen Fällen nach § 82 des 
RBG. Dem Beamten ist vor Verhängung der Ordnungsstrafe Ge- 
legenheit zu geben, sich über die ihm zur Last gelegte Pflicht- 
verletzung zu äußern. Die Verhängung der Ordnungsstrafe erfolgt 
unter Angabe von Gründen durch schriftliche Verfügung oder zu 
Protokoll. Ist eine Geldstrafe für den Fall der Nichterledigung 
einer speziellen dienstlichen Verfügung binnen einer bestimmten 
Frist angedroht, so kann nach Ablauf der Frist die Geldstrafe 
ohne weiteres festgesetzt werden (§ 82 RBG.). 

Gegen die Verhängung der Ordnungsstrafen steht dem Be- 
amten nur die Beschwerde zu (§ 83 RBG.). 

3. Besondere Vorschriften gelten für die Entfernung aus dem 
Amt. Sie ist entweder Strafversetzung oder Dienstentlassung. 

a) Die Strafversetzung wird von der obersten Reichsbehörde 

1) Begründung S. 41. Dokrb a. a. 0. S. 56. Die Regelung in den §§ 40, 
41 KolBG. entspricht im wesentlichen dem bisherigen ßechtszustande (Art. 
4, 9 der Kaiserl, Verordnung v. 9. Aug. 1896). 
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verfügt. Sie besteht in der Versetzung in ein anderes Amt glei- 
chen Ranges unter Verminderung des Diensteinkommens um höch- 
stens ein Fünftel. Statt dieser Verminderung des Diensteinkom- 
mens kann eine Geldstrafe verhängt werden, welche ein Drittel 
des jährlichen Diensteinkommens nicht übersteigen darf (§ 75RBG.). 

b) Die Dienstentlassung hat den Verlust des Titels und Pen- 
sionsanspruchs von Rechts wegen zur Folge. Ist der Beamte 
schon vorher ausgeschieden, so wird lediglich auf Verlust des 
Titels und Pensionsanspruchs erkannt. 

Die Disziplinarbehörde ist ermächtigt, dem verurteilten Beamten 
den Anspruch auf einen Teil des Pensionsbetrages zu belassen. 

c) Die Entfernung aus dem Amt kann nur ausgesprochen 
werden, wenn ein förmliches Disziplinarverfahren voraufgegangen 
ist, dessen Einleitung von der obersten Reichsbehörde verfügt wird. 
Es besteht aus einer schriftlichen Voruntersuchung und einer 
mündlichen Verhandlung (§ 84 RBG.). Die oberste Reichsbehörde 
ernennt den die Untersuchung führenden Beamten und diejenigen 
Beamten, welche im Laufe des Disziplinarverfahrens die Verrich- 
tungen der Staatsanwaltschaft wahrzunehmen haben (§ 85 RBG.). 
Ist Gefahr im Verzuge, so kann der Gouverneur oder Oberrichter 
diese gedachten Verfügungen erlassen. Er hat alsdann die Ge- 
nehmigung der obersten Reichsbehörde einzuholen. Wird diese ver- 
sagt, hat er das Verfahren einzustellen (§ 41 KolBG.). 

Entscheidende Behörden sind in erster Instanz die Disziplinar- 
kammer für die Schutzgebiete, in zweiter Instanz der Disziplinarhof 
für die Schutzgebiete (§ 42 KolBG.). Die Beibehaltung der beson- 
deren in Art. 9 Abs. 3 — 6 der V. v. 9. Aug. 1896 vorgesehenen Dis- 
ziplinarbehörden für die Beamten der Schutzgebiete entspricht einem 
dringenden Bedürfnis, da eine zutreffende Beurteilung der Dienstver- 
gehen von Kolonialbeamten nicht möglich ist, ohne daß die eigenar- 
tigen Verhältnisse des Kolonialdienstes, insbesondere die klimatischen 
Verhältnisse und die Art und Weise, wie der Verkehr zwischen den 
Beamten und Eingeborenen sich abspielt, mit berücksichtigt werden 
müssen. Es ist deshalb erforderlich, daß die Disziplinarbehörden für 
die Kolonialbeamten nach anderen Gesichtspunkten zusammengesetzt 
werden, als die Disziplinarbehörden für die Reichsbeamten. Insbe- 
sondere müssen darin auch Beamte vertreten sein, die mit den Ver- 
hältnissen der Schutzgebiete aus eigener Anschauung bekannt sind*). 



1) Begründung zu § 42 a. a. 0. S.41; vgl. auch Doerb a. a. 0. S. 58; 
ROMBEBG S. 211 f. 
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Als Sitz der Disziplinarkammer für die Schutzgebiete ist 
Potsdam, als Sitz des Disziplinarhofs für die Schutzgebiete Berlin 
bestimmt (§ 5 Abs. 1 Verordnung vom 3. Oktober 1910 zur Aus- 
führung des Kolonialbeamtengesetzes, RGBl. S. 1091). 

Die Disziplinarkammer besteht aus 7 Mitgliedern, von denen 
der Präsident und wenigstens drei Beisitzer sich in richterlicher 
Stellung im Dienst des Reichs oder eines Bundesstaats befinden 
müssen. Sie entscheidet in Besetzung von fünf Mitgliedern; der 
Vorsitzende und wenigstens zwei Beisitzer müssen zu den richter- 
lichen Mitgliedern gehören. 

Der Disziplinarhof besteht aus elf Mitgliedern, von denen 
der Präsident und wenigstens fünf Beisitzer Richter sein müssen. 
Er entscheidet in einer Besetzung von sieben Mitgliedern; Vor- 
sitzender und wenigstens drei Beisitzer müssen Richter sein (§ 42 

KolBG.)- 

Die Mitglieder beider Disziplinarbehörden werden vom Kaiser 

für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen bekleideten 
Reichs- oder Staatsämter, wozu gemäß § 44 KolBG. auch die in 
§ 57 Nr. 2 RBG. aufgeführten Dienststellen zu rechnen sind, er- 
nannt; sie werden für die Erfüllung ihres Amtes verpflichtet. 

Das Verfahren regelt sich nach den gesetzlichen Vorschriften 
in den §§ 95 £f. RBG.). 

In der Voruntersuchung wird der angeschuldigte Beamte ver- 
nommen, und die Beweise werden erhoben (§ 94 a. a. 0.). lieber 
die üntersuchungshandlungen sind Protokolle aufzunehmen (§ 95 
a. a. O.). Nach Schluß der Voruntersuchung entscheidet die 
oberste Reichsbehörde ^) über die Verweisung vor die Disziplinar- 
kammer oder die Einstellung (§§ 98, 101 a. a. 0.). Sie kann 
auch eine Ordnungsstrafe verhängen. Die Einstellung muß er- 
folgen, sobald der Beamte unter Preisgabe seiner Ansprüche die 
Entlassung nachsucht. 

Die mündliche Verhandlung vor der Disziplinarkammer ist 
öffentlich (§ 103 a. a. O.). Der angeschuldigte Beamte darf sich 
eines Verteidigers bedienen. 

Den allgemeinen Gang der Verhandlung regelt § 104 RBG. 
Gegebenenfalls sind Zeugenvernehmungen vor der entscheidenden 
Disziplinarkammer möglich bezw. erforderlich (§§ 105, 106 a. a. O.). 

Die Disziplinarkammer urteilt nach freier üeberzeugung. Ge- 

1) Nach § 1 der Verordnung vom 3. Oktober 1910 zur Ausführung des 
Kolonialbeamtengesetzes (RGBl. S. 1091) ist dies das Reichskolonialamt. 
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gen das urteil steht dem angeschuldigten Beamten und dem Be- 
amten der Staatsanwaltschaft binnen vier Wochen seit Zustellung 
bezw. Verkündung der Entscheidung die Berufung an den Dis- 
ziplinarhof zu (§§ 110 £f. a. a. O.). Der Disziplinarhof verfährt 
nach denselben Grundsätzen wie die Disziplinarkammer (§ 116). 

Andere Rechtsmittel bestehen nicht. Dem Kaiser steht das 
Recht zu, die von den Disziplinarbehörden verhängten Strafen zu 
erlassen oder zu mildern (§§ 117, 118 a. a. O.). 

Soweit nicht Verfahren und Geschäftsgang der Disziplinar- 
behörden durch die genannten Vorschriften geregelt sind, werden 
sie durch eine Geschäftsordnung bestimmt, welche der Disziplinar- 
hof mit Genehmigung des Reichskanzlers erläßt (§ 42 Abs. 5 
KolBG.). 

Die zunächst noch in Geltung gebliebene Geschäftsordnung 
für die Disziplinarbehörden für die Schutzgebiete vom 3. März 
1897') ist neuestens durch § 5 Abs. 2 der Verordnung 2) vom 
3, Oktober 1910 zur Ausführung des Kolonialbeamtengesetzes aus- 
drücklich aufrecht erhalten. 

Während einer gerichtlichen Untersuchung in derselben Sache 
darf ein Disziplinarverfahren nicht betrieben werden. Wird eine 
solche Untersuchung während des Disziplinarverfahrens eröffnet, 
so ist letzteres bis zur Beendigung des gerichtlichen Verfahrens 
auszusetzen (§ 77 RBG.). Erkennt das Strafgericht auf Frei- 
sprechung, so ist ein Disziplinarverfahren nur noch möglich, so- 
fern ein vom Strafrecht nicht erfaßter Tatbestand vorliegt. Bei 
Verurteilung ohne gleichzeitigen Verlust des Amtes entscheidet 
die Behörde, welche über die Einleitung des Disziplinarverfahrens 
zu verfügen hat, auch über die Einleitung, gegebenenfalls über 
Fortsetzung des Verfahrens (§ 78 RBG.). 

Die Wiederaufnahme eines abgeschlossenen Disziplinarver- 
fahrens ist zur Zeit mangels gesetzlicher Bestimmungen nicht 
möglich. Zwar wollte der Reichstag in der zweiten Lesung des 
Kolonialbeamtengesetzes auf Antrag der Kommission entsprechende 
Vorschriften in das Gesetz einfügen^); doch blieb es bei einer 
Resolution, in der der Wunsch nach baldiger gesetzlicher Rege- 



1) Deutsches Kolonialblatt 1897 S. 157. Sie beruht auf Art. 9 Abs. 6 
der Kaiserl. Verordnung v. 9. August 1896. 

2) RGBl. S. 1091. 

3) Vgl. Reichstagdrucksachen, Stenograph. Bericht der Reichstagsverhand^ 
lungen 12. Legislat-Per. IL Sess. 1909/10 S. 2942 ff. 
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lung des Wiederaufnahmeverfahrens in Disziplinarsachen ausge- 
sprochen wird. 

4. Im Disziplinarverfahren ist dem Kolonialbeamten hin- 
reichend Gelegenheit zur Verteidigung gegeben. Damit aber auch 
auf Grund der Personalakten nicht ohne weiteres eine dem Ko- 
lonialbeamten nachteilige Entscheidung getroffen wird, wurde vom 
Reichstag der jetzige § 10 KolBG. in das Gesetz aufgenommen. 
Bereits früher hatte der Reichstag in einer Resolution den Wunsch 
geäußert, daß sämtlichen Reichsbeamten Einsicht in ihre Personal- 
akten gestattet werden möge. Gelegentlich der Verabschiedung 
des Kolonialbeamtengesetzes schlug daher die Kommission vor, 
diesen Wunsch wenigstens für die 'Kolonialbeamten praktisch 
durchzuführen^). So entstand § 10 KolBG.: „Sind in die Per- 
sonalakten Vorkommnisse eingetragen, die dem Beamten nachteilig 
sind, so kann eine Entscheidung hierauf nur gegründet werden, 
nachdem dem Beamten Gelegenheit zur Aeußerung gegeben ist. 
Eine etwaige Gegenerklärung ist den Personalakten beizufügen" *). 



1) a. a. 0. S. 2942. Doerk a. a. 0. S. 20. 

2) Bei Zustandekommen dieses Paragraphen herrschte im Reichstag leb- 
hafter Streit. Vgl. Sassen, Kolonialbeamtenrecht, S. 495; Rombebg S. 154. 
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Vierter Abschnitt. 



Die Veränderung und Beendigung des Zlolonial- 

beamtenverhältnisses. 

I. Yeränderung des Dienstrerhältiiisses. 

§ 17. 1. Vers e t z ung. 

A. Eine Versetzung bedeutet lediglich eine Veränderung des 
Amtsbezirks. Der Kolonialbeamte steht im Dienstverhältnis zum 
Schutzgebiet, für das er angestellt ist. Mit Recht bestimmt daher 
§ 23 EBG. (in Verbindung mit § 1 KolBG.), daß sich der Ko- 
lonialbeamte eine Versetzung in ein anderes Amt desselben Schutz- 
gebietes von nicht geringerem Rang und etatsmäßigem Einkommen 
unter Vergütung der vorschriftsmäßigen Umzugskosten gefallen 
lassen muß, wenn das dienstliche Interesse es erfordert; dabei 
wird im Absatz 2 noch besonders darauf hingewiesen, daß als 
eine Kürzung des Diensteinkommens der Fortfall von Nebenämtern, 
Ortszulagen oder Dienstunkostenvergütung nicht anzusehen ist. Es 
erschien aber angezeigt, die ausdrückliche Verpflichtung für die 
Kolonialbeamten festzustellen, die Versetzung in ein Amt eines 
anderen Schutzgebiets oder in ein Reichsamt anzunehmen, da viel- 
fach der Gesundheitszustand der Kolonialbeamten oder auch dienst- 
liche Bedürfnisse der Kolonialverwaltung derartige Versetzungen 
nötig machen. Daß die genannte Verpflichtung der Kolonial - 
beamten aus allgemein-rechtlichen Erwägungen folgt, wie die Be- 
gründung zum Kolonialbeamtengesetz annimmt ^), kann nicht aner- 
kannt werden 2). Denn der Beamte ist ursprünglich nur für sein 
Schutzgebiet angestellt. Zwar ist es richtig, daß die sog. „Schutz- 
gewalt" (§ 1 des Schutzgebietsgesetzes) die Reichsgewalt darstellt, 
daß die im Schutzgebiet herrschende Staatsgewalt die nämliche 

1) Seite 24. 2) Vgl. Rombebg S. 155. 
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ist wie im Eeich ; daraus folgt aber noch nicht, daß der Kolonial- 
beamte sich auch eine Verwendung im ßeichsdienst gefallen lassen 
muß. Vielmehr ist zu beachten, daß nur der Dienst im Schutz- 
gebiet Inhalt seines Dienstverhältnisses ist. Es war daher durch- 
aus erforderlich, eine Verpflichtung zu Dienstleistungen im Reich 
oder in anderen Schutzgebieten ausdrücklich hervorzuheben. Solches 
ist denn auch in § 11 KolBG. geschehen. AVenn das dienstliche 
Bedürfnis es erfordert, müssen sich Kolonialbeamte die Versetzung 
in ein Amt desselben oder eines anderen Schutzgebiets oder in 
ein Reichsamt gefallen lassen, falls das neue Amt mit einem nicht 
geringeren Rang und pensionsfähigem Diensteinkommen verbunden 
ist und die vorschriftsmäßigen Umzugskosten vergütet werden. Die 
Bestimmung, daß das pensionsfähige Diensteinkommen nicht ge- 
ringer sein darf, entspricht der Vorschrift des § 23 RBG. ^). Ein 
besonderer Hinweis in § 11 KolBG. auf das pensionsfähige Dienst- 
einkommen war erforderlich, damit klargestellt werde, daß die 
besonderen in § 2 KolBG. im Schutzgebiet gewährten Mehrbe- 
züge nicht berücksichtigt würden. 

B. Eine Ausnahme gilt für die richterlichen Beamten. Im 
Interesse ihrer Unabhängigkeit wurde schon nach dem Entwurf des 
Kolonialbeamtengesetzes im § 51 vorgesehen, daß etatsmäßige Rich- 
ter ohne ihre Zustimmung nur in ein anderes richterliches Amt 
desselben Schutzgebiets versetzt werden können. Das Gesetz selbst 
spricht nunmehr (§ 51) ihre völlige Unversetzbarkeit aus^). 

Die Strafversetzung ist bereits oben (Seite 57 fif.) dargestellt 
worden. 

§ 18. 2. Einstweilige Versetzung in den Ruhestand. 

Die einstweilige Versetzung in den Ruhestand^) (Stellung zur 
Disposition) beendigt nur das von dem Beamten verwaltete Amt. 
Im übrigen besteht das Beamtenverhältnis mit seinen Pflichten 



1) Vgl. ZoBN I S. 340, 341. 

2) Vgl. für das Reichs beamtenrecht die gleiche Vorschrift in § 8 6VG.; 
ZoBN I S. 341; G. Meyeb-Ansohütz S. 546. Ebenso ist mit Rücksicht auf 
die Unabhängigkeit der Rechtspflege § 48 KolBG. erlassen. Soweit die Eo- 
lonialbeamten zur Ausübung der Gerichtsbarkeit nach § 2 SchGG. berufen 
sind, üben sie ihr Amt als unabhängige, nur dem Gesetz unterworfene Rich- 
ter aus. Vgl. DoEKR a. a. 0. S. 63. Entsprechend § 1 GVG.: Die richter- 
liche Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Gesetz unterworfene Ge» 
richte ausgeübt. 

3) Salge S. 120 ff.; Rombebg S. 156; Laband I S. 488. 
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und Rechten fort. Die einstweilige Versetzung in den Ruhestand 
ist unter Bewilligung des gesetzlichen Wartegeldes für die Reichs- 
beamten gemäß § 24 RBG. möglich, wenn das von ihnen verwaltete 
Amt infolge einer Umbildung der Reichsbehörden aufhört. Schon 
durch Art. 11 der Kaiserl. Verordn. v. 9. August 1896 war diese 
Vorschrift für Kolonialbeamte erweitert worden. Die Begründung 
zum Kolonialbeamtengesetz führt zu § 11 KolßG. aus^), daß die 
Einrichtung der einstweiligen Versetzung in den Ruhestand gemäß 
§ 25 RBG. für die besonderen Bedürfnisse der Kolonialverwaltung 
verwertbar gemacht werden müsse. Der dem § 25 RBG. zugrunde 
liegende Gedanke, daß für gewisse Beamtenstellen eine „fort- 
dauernde üebereinstimmung der prinzipiellen Ansichten mit der 
leitenden Autorität" ^) erforderlich ist, hat nicht nur für die im 
§ 25 RBG. erwähnten Beamten, sondern auch für die Kolonial- 
beamten seine Berechtigung. Daher ist der bisherige Rechtszu- 
stand durch § 12 KolBG. im wesentlichen aufrecht erhalten 
worden. Kolonialbeamte, die eine kaiserliche Bestallung erhalten 
haben, können durch Verfügung des Kaisers, andere Kolonial- 
beamte durch Verfügung des Reichskanzlers jederzeit mit Gewäh- 
rung des gesetzlichen Wartegeldes ^) einstweilig bis zu drei Jahren 
in den Ruhestand versetzt werden. Gouverneure, erste Referenten 
und Referenten beim Gouvernement können durch Verfügung des 
Kaisers einstweilig in den Ruhestand versetzt werden. Die einst- 
weilig in den Ruhestand versetzten Kolonialbeamten sind gemäß 
§ 28 RBG. in Verbindung mit § 1 KolBG. bei Verlust des 
Wartegeldes zur Annahme eines ihrer Berufsbildung entsprechen- 
den Amtes im Schutzgebiets- oder Reichsdienst unter den im § 23 
RBG. bezw. § 11 KolBG. erwähnten Voraussetzungen für die 
Versetzung in ein anderes Amt, verpflichtet. 

Etatsmäßige Richter können nach § 51 KolBG. nur dann einst- 
weilig in den Ruhestand versetzt werden, wenn das von ihnen verwal- 
tete Amt infolge einer Umbildung der Kolonialbehörden aufhört"*). 

§19. 3. Vorläufige Dienstenthebung. 

A. Die vorläufige Dienstenthebung (Suspension)^) regelt sich 
ausschließlich nach dem Reichsbeamtengesetz, da das Kolonial- 

1) Begründung S. 25; Doebr a. a. 0. S. 20. 

2) Begründung S. 25. 3) üeber dessen Höhe vgl. oben S. 47. 

4) Für das allgemeine Beamtenrecht: § 8 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

5) Salge S. 54 ff.; Romberg, S. 99 ff. 
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beamtengesetz darüber schweigt. Sie ist die zeitweilige Enthebung 
eines Beamten von der Ausübung seiner amtlichen Funktionen'). 
Die Suspension tritt kraft Gesetzes ein bei Verhaftung des Be- 
amten im gerichtlichen Strafverfahren und bei Erlaß eines Urteils, 
welches den Verlust des Amtes kraft Gesetzes nach sich zieht, 
solange dasselbe noch nicht rechtskräftig ist ; ferner im Disziplinar- 
verfahren, falls eine noch nicht rechtskräftige Entscheidung auf 
Dienstentlassung ergangen ist (§ 125 RBG.). Die Suspension 
dauert in den beiden ersten Fällen bis zum Ablauf des zehnten 
Tages nach Wiederaufhebung des Haftbefehles oder nach ein- 
getretener Rechtskraft des Urteils höherer Instanz, durch welches 
der angeschuldigte Beamte zu einer anderen Strafe verurteilt wird. 
Lautet das rechtskräftige Urteil auf Freiheitsstrafe, so dauert die 
Suspension bis nach Vollstreckung des Urteils. War die Suspen- 
sion die Folge einer noch nicht rechtskräftigen Disziplinarent- 
scheidung, so dauert sie bis zur Rechtskraft des Urteils. 

Die vorläufige Enthebung vom Amt kann aber auch durch 
besondere Verfügung verhängt werden, sobald gegen den Beamten 
ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet oder die Einleitung 
eines förmlichen Disziplinarverfahrens verfügt wird; und zwar ist 
sie nicht nur bei Beginn, sondern auch noch im Laufe des straf- 
rechtlichen bezw. disziplinaren Verfahrens möglich (§ 127 RBG.). 
In diesen Fällen ruht die Entscheidung über die Suspension gegen- 
über Beamten, die eine kaiserliche Bestallung erhalten haben, so- 
wie gegenüber richterlichen Beamten beim Reichskanzler, in den 
übrigen Fällen beim Gouverneur. Den letzteren Beamten steht 
gegen die Entscheidung des Gouverneurs die Beschwerde — ohne 
aufschiebende Wirkung — zu (§ 43 KolBG.)^). 

B. Für die Dauer der Suspension wird dem Beamten vom 
Ablauf des Monats ab, in dem sie verfügt wird, die Hälfte des 
Diensteinkommens — ausschließlich der Bezüge für Dienstun- 
kosten — einbehalten. In Fällen der Not des Beamten kann der 
einbehaltene Teil des Einkommens auf ein Viertel beschränkt 
werden. Die Befugnis dazu steht, wie obenj gegenüber den Be-. 
amten, die eine kaiserliche Bestallung erhalten haben, und gegen- 
über richterlichen Beamten dem Reichskanzler, gegenüber den 



1) La:band, Staatsrecht I S. 490 ff.; Meyer- Anschütz, Staatsrecht S. 547; 
ZoBN, Staatsrecht I S. 335. 

2) Aehnliches bestimmte schon Art. 10 der Kaiserlichen Verordnung vom 
9. August 1896. 

5 



— 66 — 

übrigen Beamten dem Gouverneur zu (§ 128 RBG., § 43 KolBG)^). 
Der einbehaltene Teil des Diensteinkommens ist zu den Ko- 
sten der Stellvertretung, der etwaige Rest zu den Untersuchungs- 
kosten zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den Stellver- 
tretungskosten hat der Beamte nicht zu leisten (§ 128 RBG.). 
Anderseits wird ihm der üeberschuß ausgezahlt, auch dann, wenn 
das Verfahren die Entfernung aus dem Amt zur Folge hatte 
(§ 129 RBG.). lieber die Verwendung des Gehalts ist dem Be- 
amten auf Verlangen Nachweis zu erteilen. Erinnerungen gegen 
die Verwendung können nicht im Rechtsweg geltend gemacht 
werden (§ 129 a. a. O.). Der gesamte einbehaltene Betrag ist 
dem Beamten nachzuzahlen, wenn er freigesprochen wird. Bei 
Verurteilung zu Geldstrafe wird diese und der Betrag der ünter- 
suchungskosten — nicht auch der Stellvertretungskosten — ab- 
gezogen (§ 130 RBG.). 

C. Da in Fällen der Gefahr schnelles Eingreifen erforderlich 
ist, so bestimmt § 131 RBG., daß bei Gefahr im Verzuge einem 
Beamten auch von solchen Vorgesetzten, die seine Suspension zu 
verfügen nicht ermächtigt sind, die Ausübung der Amtsverrich- 
tungen vorläufig untersagt werden kann. Die hierzu zuständigen 
Behörden sind (§ 43 KolBG.) gegenüber den Kolonialbeamten 
mit kaiserlicher Bestallung der Gouverneur, gegenüber den richter- 
lichen Beamten der Oberrichter, gegenüber den übrigen Beamten 
die vorgesetzte Behörde. Eine Kürzung des Diensteinkommens 
tritt in diesem Falle nicht ein (§ 131 Abs. 2 RBG.). 

D. Für die auf Wartegeld gesetzten Kolonialbeamten gilt die 
besondere Bestimmung des § 132 RBG. Ihnen wird ein Viertel 
des Wartegeldes einbehalten, wenn im Disziplinarverfahren eine 
noch nicht rechtskräftige Entscheidung ergeht, welche auf Dienst- 
entlassung lautet. Die einbehaltenen Beträge werden auch diesen 
Beamten nach den oben genannten Grundsätzen nachgezahlt (§§ 129, 
130 RBG.). 

II. Beendigung des Dienstyerhältnisses. 

§ 20. 1. Pensionierung. 

A. Die Pensionierung*'') — das Ausscheiden aus dem Amte 
mit Pension — beendigt das Dienstverhältnis; nur die Ansprüche 






1) Früher Art. 10 der Kais. V. v. 9. Aug. 1896. 

2) Vgl. Salge a. a. 0. S. 122 ff; Rombeeg S. 156 ff. 
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auf Titel und Rang ^), Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung 
bleiben fortbestehen. Die Voraussetzungen der Pensionierung sind 
im allgemeinen Dienstunfähigkeit nach Ablauf von zehn Dienst- 
jahren oder Vollendung des 65. Lebensjahres. Sie erfolgt auf 
Antrag des Beamten, bei dem die Voraussetzungen vorliegen, 
lieber den Antrag entscheidet die oberste Reichsbehörde (§ 54 
RBG.), welche auch den Zeitpunkt der Pensionierung und den 
Betrag der Pension festsetzt. Diese Befugnis kann auf die höhere 
Reichsbehörde ^) übertragen werden. Zur Versetzung in den Ruhe- 
stand ist bei den Kolonialbeamten, die eine kaiserliche Bestallung er- 
halten haben, die Genehmigung des Kaisers erforderlich (§ 54 RBG.). 

B. Sucht der Beamte nach Vollendung seines 65. Lebens- 
jahres trotz eingetretener Dienstunfähigkeit seine Versetzung in 
den Ruhestand nicht nach, so kann sie nach Anhörung des Be- 
amten von Amts wegen ebenso verfügt werden, wie wenn der Be- 
amte sie selbst beantragt hätte (§ 60 a RBG.). Die Vorschriften 
der §§ 53 ff. a. a. O. finden Anwendung. Insbesondere ist also 
eine Erklärung der vorgesetzten Dienstbehörde erforderlich, daß 
sie nach pflichtmäßigem Ermessen den Beamten für unfähig halte, 
seine Amtspflichten femer zu erfüllen^). 

C. Ist der Beamte überhaupt durch körperliche Gebrechen 
oder durch Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 
zur Erfüllung seiner Amtspflichten dauernd unfähig, so soll gleich- 
falls seine Versetzung in den Ruhestand erfolgen (§ 61 a. a. O.). 
Das in diesem Falle zu beobachtende Verfahren regeln die §§ 62 ff. 
a. a. O. Dem Beamten wird von der vorgesetzten Dienstbehörde 
eröffnet, daß der Fall seiner Versetzung in den Ruhestand vor- 
liege. Nach 6 Monaten wird die Pensionierung verfügt. Werden 
innerhalb der 6 Monate jedoch von dem Beamten Einwendungen 



1) Auch auf Tragen der Uniform, falls dieser Anspruch besonders zuge- 
billigt wird. Perels und Spilling S. 60. Nach § 4 der Verordnung vom 
3. Oktober 1910 (RGBl. 1091) ist der Reichskanzler ermächtigt, in dem durch 
das dienstliche Bedürfnis gebotenen Umfang die Uniform und Amtstitel der 
Eolonialbeamten fortzusetzen. 

2) Für die Kolonialbeamten der afrikanischen und Südsee-Schutzgebiete 
ist das Reichskolonialamt, für diejenigen des Schutzgebiets Kiautschou das 
Reichs-Marineamt als oberste Reichsbehörde zuständig. Die den höheren 
Reichsbehörden zugewiesenen Befugnisse werden durch die Gouverneure der 
Schutzgebiete wahrgenommen. § 1 Verordnung v. 3. Oktober 1910 (RGBl. 
S. 1091). 

3) Romberg S. 79 ff. 
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erhoben, so beschließt die oberste Reichsbehörde, ob dem Ver- 
fahren Fortgang zu geben sei. In diesem Falle finden Beweis- 
erhebungen und Verhandlungen statt, wonach die Entscheidung 
getroffen wird. Hat der Beamte eine kaiserliche Bestallung er- 
halten, so erfolgt die Entscheidung durch den Kaiser (§ 66 RBG., 
§ 12 Abs. 1 KolBG.); bei den übrigen Kolonialbeamten erfolgt 
sie durch die oberste ßeichsbehörde, deren Entscheidung gemäß 
§ 12 Abs. 2 KolBG. endgültig ist. 

Wiedereintritt ausgeschiedener Beamten ist nur mit Genehmi- 
gung der obersten Reichsbehörde zulässig (§ 33 RBG.). 

§ 21. 2. Andere Fälle der Beendigung. 

A. In erster Linie kommen hier die strafrechtlichen Bestim- 
mungen in Betracht, wonach kraft Gesetzes infolge gerichtlichen 
Erkenntnisses der Verlust des Amtes eintritt i). Das ist der Fall 
bei Verurteilung zu Zuchthausstrafe (§ 31 StrGB.), bei Aber- 
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte (§ 33 StrGB.), bei Er- 
kenntnissen auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter^). Ist ein derartiges Urteil ergangen, so tritt mit dessen 
Rechtskraft ipso jure der Verlust des bekleideten Amtes ein (§§ 35, 
36 StrGB.). 

B. Der zweite hier zu erwähnende Fall ist die Entlassung 
des Beamten auf Grund Disziplinarurteils wegen Dienstvergehens 
(§§ 73, 75 RBG.). Als Disziplinarstrafe kennt § 73 Entfernung 
aus dem Amt, die entweder Strafversetzung ist oder gänzliche 
Dienstentlassung (§ 75 a. a. O.). Wiewohl auch Strafversetzung 
die Beendigung der Funktionen des gerade bekleideten Amtes zur 
Folge hat, gehört doch nur der Fall der gänzlichen Dienstent- 
lassung hierher, da nur diese die völlige Beendigung des Dienst- 
verhältnisses herbeiführt. 

Endlich kann jeder Beamte jederzeit seine Entlassung ohne 
Pension fordern^); sie kann ihm nicht versagt werden. 

1) Vgl. V. LiszT, Strafrecht S. 251, 268 ff. 

2) Dieser Verlust kann ausgesprochen werden in Gemäßheit der §§ 81 
Abs. 3, 83 Abs. 3, 84, 87, 88, 89, 90, 94, 95, 128, 129 StrGB,; ferner ist wich- 
tig § 319 a. a. 0. (Unföhigkeit zu Beschäftigung im Eisenbahn- oder Tele- 
graphendienst) sowie § 358 a. a. 0., der speziell für Beamte gilt und die 
Unfähigkeitserkläning für Delikte der §§ 331, 339—341, 352-355 und 357 
StrGB. androht. 

3) Vgl. Laband, Staatsrecht I S. 492; Zorn, Staatsrecht I S. 337; Perels 
und Spilling S. 13; Meyer- Anschütz S. 536. 
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Die auf Probe, Kündigung oder sonst auf Widerruf ange- 
stellten Beamten können von der anstellenden Behörde wieder 
entlassen werden (§ 32 RBG.). 

§ 22. 

Schluß. 

Einen der Hauptgründe für den Erlaß des neuen Kolonial- 
beamtengesetzes bildete die Unübersichtlichkeit der Rechtsnormen 
und eine gewisse dadurch herbeigeführte Unsicherheit über die 
Ansprüche der Kolonialbeamten. Es sollte eine möglichst voll- 
ständige und erschöpfende Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Kolonialbeamten durch die beabsichtigte Reform herbeigeführt 
werden. Zu diesem Zwecke wurden möglichst alle Beamte in das 
Gesetz einbezogen. Jedoch wurde, wie die vorliegende Darstellung 
auch im einzelnen zu zeigen versucht hat, einerseits vielfach von 
der Aufstellung fester gesetzlicher Normen abgesehen und für 
Verordnungen ein großer Spielraum gelassen, anderseits in weitem 
Umfange auf die entsprechenden Vorschriften für Reichsbeamte 
verwiesen^). 

Auch nach Erlaß des neuen Gesetzes krankt daher das Ko- 
lonialbeamtenrecht, wie das Kolonialrecht überhaupt, hinsichtlich 
der geltenden Rechtsnormen noch an einer großen Zersplitterung, 
deren Beseitigung trotz der in der Begründung geäußerten Be- 
denken als wünschenswertes Ziel bezeichnet werden muß ^). 



1) S. Begründung S. 16, 17; Doerr a. a. 0. S. 3, 4; Sassen, Kolonial- 
beamtenrecht S. 492. 

2) Vgl. die Vorschläge von Sassen, Gesetzgebungs- und Verordnungs- 
recht, S. 140 ff. 
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Lebenslauf. 

Am 10. März 1887 wurde ich, Franz Gregor Balthasar 
Geller, katholischer Religion, zu Aachen geboren als Sohn des 
Hauptlebrers Franz Geller und seiner Frau Margaretha, geb. 
Hensgen. Ich besuchte das Kaiser-Karls-Gymnasium zu Aachen, 
an dem ich Ostern 1906 das Reifezeugnis erhielt. Im Sommer- 
semester 1906 studierte ich an der Universität Freiburg i. B., 
im Wintersemester 1906/07 und im Sommersemester 1907 an der 
Universität München und vom Wintersemester 1907/08 bis zum 
Wintersemester 1908/09 an der Universität Bonn. Am 17. Juli 
1909 bestand ich vor der bei dem Kgl. Oberlandesgericht in Cöln 
errichteten Prüfungskommission das Referendarexaraen und wurde 
sodann im juristischen Vorbereitungsdienst beim Kgl. Amtsgericht 
in Eupen und beim Kgl. Landgericht in Aachen beschäftigt. Die 
mündliche Promotionsprüfung legte ich am 29. Juli 1910 ab. 

Meine akademischen Lehrer waren in 
Freiburg i. B. : 

Rümelin, Schmidt; 
in München: 

V. Amira, v. Bechmann, Birkmeyer, Birkner, Burger, Grueber, 
Hellmann, v. Mayr, Neumeyer, Ranke, v. Stengel, Voll; 
in Bonn: 

Bergbohm, Cosack, Crome, Heimberger, Landsberg, Leh- 
mann, Schumacher, Weber, Zitelmann, Zorn. 
Allen diesen, namentlich Herrn Geh. Justizrat Prof. Dr. 
Zorn, der mir die Anregung zu dieser Arbeit gegeben und mich 
in liebenswürdigster Weise bei ihrer Abfassung unterstützt hat, 
spreche ich auch an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank aus. 
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